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Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 

Beschäftigungspolitik statt Sparritual 

- Sondermemorandum* -

1. Lohnsenkung und Steuerentlastung: Falsche Gründe für falsche Politik 

2. Der Tanz um das Defizit 

3. Weltmarktfixierung, Umverteilung und Demokratieabbau - der Kern der Wirt­
schaftspolitik 

4. Die wirtschaftspolitische Alternative Beschäftigungspolitik im Zentrum eines 
anderen Entwicklungstyps 

5. Kurswechsel für mehr Steuergerechtigkeit 

6. "Programm für mehr Beschäftigung" 

Die jüngsten Beschlüsse, das "Programm für mehr Wachstum und Beschäftigung" 
durchzusetzen, sowie die Diskussionen über das Jahressteuergesetz und den 
Haushalt 1 997 stehen g_anz im Zeichen eines Sparrituals, dessen harter Kern 
Sozial- und Demokratieabbau sowie Umverteilung von unten nach oben sind. ln 
der Öffentlichkeit wird jedoch nicht hierüber, sondern über unausweichbare Sach­
zwänge diskutiert, die der Regierung und der Gesellschaft angeblich durch die 
eisernen Gesetze einer mehr und mehr globalisierten Wirtschaft aufgezwungen 
werden. Um den Standort Deutschland wettbewerbsfähig zu machen, müsse die 
staatliche Kreditaufnahme drastisch verringert und der Wildwuchs staatlicher Tä­
tigkeiten zurückgeschnitten werden. Der Staat habe die Unternehmen vielmehr 
vordringlich darin zu unterstützen, durch rigorose Kostensenkungen, die vor allem 
Lohn-, Sozial- und Personalabbau einschließen, möglichst große Marktanteile am 
Weltmarkt zu gewinnen und zu behaupten. Unter diesen Bedingungen seien we­
der die Sozialleistungen noch die arbeitnehmerorientierten Schutz- und Gestal­
tungsrechte aufrechtzuerhalten, die in den ersten Jahrzehnten nach dem Krieg 
eingeführt worden waren. 

Derartige Behauptungen stammen nicht nur von der Bundesregierung und den 
Unternehmensverbänden. Sie werden auch vom größten Teil der Massenmedien 
verbreitet und von einer marktradikal fixierten Wissenschaft gestützt Dieser 
Gleichklang verursacht Verunsicherung, Einschüchterung und zunehmend sogar 
resignierte Akzeptanz selbst bei denen, gegen die sich die Politik richtet Inzwi­
schen stimmen auch Sozialdemokraten und TeiJe der Grünen in den Chor vom 
Sparzwang und von der Unvermeidlichkeil ein, den Gürtel enger zu schnallen. 

Am 9. 9.1996 auf einer Pressekonferenz in Bonn vorgestellt. 
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Ihre Kritik beschränkt sich mehr und mehr nur noch auf einzelne Posten der 
Sparpakete statt auf die falsche Gesamtrichtung. Einzelne Forschungsinstitute. 
die gängige Behauptungen über zu hohe Löhne oder Steuern mit empirischen 
Hinweisen bezweifeln, werden zurückgepfiffen - und machen Rückzieher. 

Die weitgehende Einheitlichkeit, mit der ein Abbau der Staatsverschuldung gefor­
dert und Sozialabbau als unvermeidbar hingestellt werden, ändert jedoch nichts 
am irrationalen Charakter derartiger Behauptungen. Sie stehen in einem krassen 
Gegensatz sowohl zur empirisch überprüfbaren Realität als auch zu theoretisch 
nachvollziehbaren Zusammenhängen. Es handelt sich in der Tat um wie das ifo 
Institut für Wirtschaftsforschung in München jüngst formulierte "interessenpoli­
tisch motivierte" Behauptungen, genauer um Behauptungen zur Begründung einer 
Politik, die den Interessen einer Minderheit von Reichen und Unternehmen nützt, 
denen der Mehrheit aber schadet die jedoch als für alle nützlich verkauft wird. 

1. Lohnsenkung und Steuerentlastung: Falsche Gründe für falsche 
Politik 

Das wesentliche Argument, mit dem Personal- und Sozialabbau, längere Arbeits­
zeiten und niedrigere Löhne in den Unternehmen gefordert werden, ist die angeb­
lich mangelnde, nachlassende oder bedrohte Wettbewerbsfähigkeit dieser Unter­
nehmen auf dem Weltmarkt. Beurteilungen über die Wettbewerbsfähigkeit stützen 
sich üblicherweise auf zwei Gruppen empirischer Daten: erstens auf Kostenbe­
standteile, die in die Preise von Gütern und Dienstleistungen eingehen. Hierbei 
stehen in der aktuellen Diskussion die Lohnkosten und Steuern im Vordergrund. 
Der andere Maßstab für die internationale Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh­
men oder Ländern ist ihre tatsächliche Position auf dem Weltmarkt, gemessen an 
Handelsbilanzen oder Marktanteilen. ln beiden Betrachtungsweisen ergibt sich 
jedoch empirisch eine gute bis sehr gute Position deutscher Unternehmen. 

Lohnkosten 

Vergleichsbasis reale Lohnstückkosten: Bei einem Vergleich der Belastung von 
Unternehmen verschiedener Länder durch Lohnkosten muß neben der absoluten 
Höhe der Arbeitskosten auch die Leistung der Beschäftigten (d.h. ihre Produktivi­
tät) herangezogen werden. Als Maßstab hierfür dienen in der Regel korrekterwei­
se die Lohnstückkosten. Sie umfassen die gesamte Arbeitskostenbelastung 
(Löhne und Gehälter einschließlich aller Nebenkosten), die auf die gesamte Pro­
duktion (unabhängig von der Arbeitszeit, in der diese erstellt wurde) entfällt. Auf 
Stundenbasis berechnet ergeben sich die Lohnstückkosten als Quotient aus 
Lohnkosten pro Arbeitsstunde und Stundenproduktivität der Beschäftigten. Es ist 
daher wissenschaftlich unkorrekt und politisch unredlich, wenn zwsätzlich zu den 
Lohnstückkosten noch Lohnnebenkosten und Arbeitszeiten zum Vergleich heran­
gezogen werden. Denn beide sind in den Lohnstückkosten bereits enthalten. Es 



3 

sollte auch selbstverständlich sein, daß Geldausgaben für Löhne nicht zu Pro­
duktmengen, sondern zu Geldeinnahmen für Produkte in Beziehung gesetzt wer­
den müssen. Bei internationalen Vergleichen werden überdies sinnvollerweise -
wie es in der EU der Fall ist- vergleichbare Kaufkraftgrößen zugrunde gelegt 

Entwicklung der Lohnstückkosten in Deutschland: Bei einem Vergleich der fünf 
größten Industrieländer (G5) ergibt sich (vgl. Schaubild 1 ): 

1. Die absoluten Lohnstückkosten liegen in Deutschland 1995 niedriger als in den 
anderen Ländern. 

2. Dies war bereits 1991 der Fall. Seitdem sind die Lohnstückkosten überall wei­
ter gesunken, in Deutschland stärker als in drei der vier anderen Länder. Nur 
im Verhältnis zu England ist der Abstand etwas kleiner geworden. 

Schaubild 1: Lohnstückkosten* in der Gesamtwirtschaft der G5-Länder 

1991 und 1995 
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*gemessen in realen Kaufkraftstandards 
Quelle: ifo Schnelldienst Nr. 20/1996, 8.8 

UK D 

3. Von einer lohnkostenbedingten Bedrohung der Wettbewerbsfähigkeit kann 
auch langfristig keine Rede sein: Bereits seit Beginn der 80er Jahre sind die 
realen Lohnstückkosten in allen wesentlichen Industrieländern gefallen (d.h. 
die Arbeitskosten pro Stunde sind weniger stark gestiegen als die Produktivi­
tät). Am geringsten war dies der Fall in den USA und Japan, am stärksten in 
Frankreich, Holland und Deutschland (vgl. Tabelle 1 ). 
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Tabelle 1: Entwicklung der realen Lohnstückkosten bei den 
wichtigsten Handelspartnern der Bundesrepublik, 1980 - 1995 
{1980 = 100) 

Anteil am 1980 1990 1995 Veränd. Veränd. Veränd. 
deutschen 1980/90 1990/95 1980/95 

Export in% in% in% 

Deutschland 100 91,6 88,6 -8,4 -3,3 -11,4 

Frankreich 11,5 100 89,3 87,1 -10,7 -2,5 -12,9 

England 7,9 100 101,2 96,9 +1,2 -4,3 -3,1 

USA 7,5 100 98,7 98,5 -1,3 -0,2 -1.5 

Japan 2,6 100 93,0 94,3 -7,0 +1 ,4 -5,7 

Niederlande 7,4 100 87,0 86,4 -13,0 -0,7 

Quelle: Europäische Wirtschaft. Nr. 60, 1995, S 170f. 

Um es noch einmal mit den Worten des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung zu 
sagen: Aus den Zahlen ergibt sich, daß "westdeutsche reale Lohnstückkosten im 
internationalen Vergleich weder übermäßig hoch sind noch daß sie seit 1980 
überdurchschnittlich stark gestiegen sind: Im Kreis der G5 sind Deutschlands 
reale Lohnstückkosten sogar am niedrigsten, den höchsten Wert hat Japan. Bei 
der Veränderung seit 1980 schneidet Deutschland gemeinsam mit Frankreich am 
besten ab, die schlechtesten Werte erreichen mit dem Vereinigten Königreich und 
den USA zwei Länder, die üblicherweise als wenig lohnkostenintensiv klassifiziert 
werden." (ifo Schnelldienst Nr. 20/1996, S. 7/8). An dieser Aussage gibt es nichts 
zurückzunehmen. 

Belastung mit Steuern 

Behauptet wird, Deutschland sei im internationalen Vergleich nicht nur ein 
Hochlohn-, sondern auch ein Hochsteuerland für Unternehmen. Durch die Steuer­
last werde die unternehmerische Nettorendite geschmälert und damit die Investi­
tionsbereitschaft massiv belastet. Ziel der Steuerpolitik müsse es deshalb sein, 
durch Senkung der Belastung der Gewinn- und Vermögenseinkommen die Vertei­
lungsposition der Wirtschaft zu stärken. Die Begründung für diese Art der Steuer­
politik ist jedoch ökonomisch falsch und widerspricht dem Prinzip der Steuerge­
rechtigkeit fundamental. Deutschland ist - wie viele seriöse Vergleichsstudien 
zeigen kein Hochsteuerland. Im internationalen Vergleich liegt die effektive 
Steuerbelastung der Unternehmen im Mittelfeld. 
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Oie These vom deutschen Hochsteuerland ergibt sich aus einer grob fahrlässigen 
Reduktion des Belastungsvergleichs beispielsweise auf die Grenzsteuersätze für 
nicht ausgeschüttete Gewinne. Vergleicht man nämlich ausschließlich diese, so 
ergeben sich in der Tat gegenüber wichtigen Konkurrenzländern Nachteile. ln den 
Vergleich einbezogen werden müssen allerdings neben dem Steuersatz auch die 
gesetzlich gewollten Möglichkeiten, die Bemessungsgrundlage und damit die 
Steuerlast zu reduzieren. Deutsche Unternehmen verfügen im Gegensatz zu 
wichtigen Handelspartnern über vielfältige Möglichkeiten, mit Abschreibungen 
und ausufernden Rückstellungen die Steuerlast zu verringern. Diese Vorteile ma­
chen die vergleichsweise höheren Steuersätze mehr als wett. Ein Vergleich der 
effektiven Besteuerung widerlegt die These vom Hochsteuerland. Dieser Befund 
wird durch Studien des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung sowie der OECD be­
stätigt. 

Das Bild von den Investoren im steuerlichen Würgegriff dient letztlich nur dazu, 
massive Senkungen der Unternehmensteuern durchzusetzen, während parallel 
dazu die steuerliche Belastung der Masseneinkommen - über das wachsende 
Gewicht der Lohn- und Umsatzsteuer hochgetrieben wird. Am deutlichsten sieht 
man den Rückgang der Steuerbelastung der Unternehmen an der Entwicklung 
der Körperschaftsteuer: Während diese Steuer auf die Gewinne der Kapitalge­
sellschaften gegenüber dem gesamten Steueraufkommen 1985 noch 7,3% be­
trug, waren es 1995 nur 2,2%. Die Senkung der Steuersätze sowie vor allem die 
Nutzung von Steuervorteilen bei Investitionsengagements in Ostdeutschland und 
von Steueroasen wie Irland, wo die Gewinnbesteuerung auf 1 0% herunterge­
schleust werden kann, erklären den Bedeutungsverlust der Körperschaftsteuer im 
bundesdeutschen Steuersystem. Wie erfolgreich Großunternehmen bei der Steu­
ervermeidung sein können, zeigt das Beispiel SIEMENS AG. Vor fünf Jahren be­
lasteten die Ertragsteuern den Bruttogewinn mit 47,6%. Im vergangenen Jahr wa­
ren es nur noch knapp 20% - und im Inland gar null Prozent. Ein Vergleich der 
Entwicklung der Gewinn- mit der Lohnsteuerquote enthüllt die massive Umvertei­
lunQ zugunsten der Unternehmerischen Nettoeinkommen in den letzten Jahren. 
Die Steuern auf Gewinne (veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuern 
vom Ertrag, Zinsabschlag, Körperschaftsteuer, Vermögensteuer und Gewerbe­
steuer im Verhältnis zum Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö­
gen} sank von 37% im Jahr 1980 auf unter 24% in 1995. Die Lohnsteuerquote 
Lohnsteuer in vH der Bruttolohn- und Gehaltssumme - liegt bei starken Schwan­
kungen unverändert bei über 15%. 

Aufwertung der DM 

Über die preisliche Attraktivität deutscher Güter und Dienstleistungen für auslän­
dische Importeure entscheidet allerdings nicht der Preis in DM, sondern der in der 
jeweiligen Auslandswährung. Dieser ist in den letzten Jahren kräftig gestiegen. 
Das liegt aber nicht an Löhnen, Steuern oder sonstigen Kosten, sondern aus-
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schließlich an der Aufwertung der DM: Der Preis der deutschen Mark auf den 
Devisenmärkten stieg stärker als der Unterschied bei der Entwicklung der Güter-

zwischen ln- und Ausland. Daher nahmen für ausländische Importeure die 
Preise für Einfuhren aus Deutschland in der eigenen Währung stärker zu als die 
für lnlandsprodukte. Diese reale Aufwertung betrug in der Zeit von 1990 bis 1995 
gegenüber der Gesamtheit der OECD-Länder 9,9%. 

Diese Entwicklung ist das Resultat verschiedener Faktoren. Darunter spielen si­
cher die im internationalen Vergleich in den letzten fünf Jahren vergleichsweise 
hohen deutschen Realzinsen eine wesentliche Rolle: Sie lenken große Mengen 
von vor allem kurzfristigen - Kredit- und Portfolioanlagen ins Land - und bewir­
ken dadurch einen starken Aufwertungsdruck. Zurückhaltung bei den Löhnen 
kann diesem Druck nicht entgegenwirken. Im Gegenteil: Soweit sie über Preis­
senkungen zu mehr Exporten führt, werden mehr DM zur Bezahlung dieser Expor­
te auf den Devisenmärkten nachgefragt Das verstärkt den Aufwertungsdruck und 
macht dadurch den wettbewerbliehen Erfolg niedriger Löhne zunichte. 

Nach wie vor führende deutsche Position auf dem Weltmarkt 

Trotz der starken Aufwertung der DM ist Deutschland seit rund zwanzig Jahren 
das Land mit den zweithöchsten Exporten der Weit, mit einem Anteil an den 
Weltexporten von knapp 11 %. Diese Position ist nicht gefährdet ln den 80er Jah­
ren war der deutsche Weltmarktanteil sogar von 10,8% auf 13,1% gestiegen 
(ohne daß dieser Erfolg die Verdoppelung der Zahl der Arbeitslosen und der Ar­
men verhindert hätte). Daß er danach um knapp zwei Prozentpunkte zurückge­
gangen ist, liegt allein an der deutschen Vereinigung: Der Importsog aus der 
ehemaligen DDR führte dazu, daß ein erheblicher Teil der Güter, die früher ex­
portiert wurden, in die neuen Bundesländer ging. Mittlerweile hat die deutsche 
Ausfuhr die Spitzenwerte von Ende der SOer Jahre jedoch wieder übertroffen, und 
auch der Ausfuhrüberschuß, der 1991 gegenüber 1989 auf 22 Mrd. DM gegen­
über 135 Mrd. DM gefallen war, betrug 1995 bereits wieder 91 Mrd. DM- !rotz der 
Verschlechterung der preislichen Wettbewerbsposition, die durch die DM­
Aufwertung zustandekam. Offensichtlich kommt es für die deutsche Ausfuhr nicht 
nur auf die Preise, sondern auch auf andere Merkmale wie Qualität, Service und 
Zuverlässigkeit an. Diese Faktoren haben sich allerdings in einem längeren Pro­
zess herausgebildet, und sie beruhen zu einem erheblichen Teil auf der hohen 
Qualifikation und Motivation der Beschäftigten. Beides wird durch die aktuelle 
Politik des Personalabbaus und der Lohnsenkungen gefährdet 

Von einer schwachen oder auch nur gefährdeten Position Deutschlands auf dem 
Weltmarkt kann keine Rede sein. Die Importkonkurrenz der "Niedriglohnländer" 
Asiens und Osteuropas (auf die ohnehin nur relativ geringe Anteile des deutschen 
Außenhandels entfallen) erzwingt zwar Umstrukturierungen und führt in einigen 
Branchen auch zu Arbeitsplatzverlusten. Aufgrund der hohen Produktivität und 
speziell der Stärke der deutschen Investitionsgüterindustrie steigen aber die Ex-
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porte in diese Ländergruppe noch stärker. Der für 1 995 positive Außenhandels­
saldo mit dieser Ländergruppe führt somit insgesamt nicht zu einer Gefährdung 
des Industriestandorts Deutschland, sondern stärkt im Gegenteil seine hochwerti­
gen Sektoren. 

Eine ganz andere Frage ist, ob ein anhaltend hoher und weiter wachsender Au­
ßenhandelsüberschuß eine langfristig stabile und durchhaltbare und daher wün­
schenswerte Position darstellt Es sei in diesem Zusammenhang darari erinnert, 
daß das deutsche Stabilitäts- und Wachstumsgesetz als eines der vier wirt­
schaftspolitischen Ziele das außenwirtschaftliche Gleichgewicht fordert Davon 
kann aber seit langem keine Rede mehr sein. Gegenwärtig werden die Handels­
überschüsse zwar zur Finanzierung von Dienstleistungen und Übertragungen an 
das Ausland verwendet. Aktuell reichen sie hierfür nicht einmal aus, so daß sich 
für 1995 ein Defizit in der Leistungsbilanz in Höhe von 25 Mrd. DM ergab. Es ist 
jedoch absehbar, daß die Bundesrepublik in Kürze zu ihrer Position chronischer 
Leistungsbilanzüberschüsse zurückkehren wird. Die damit verbundene Verschul­
dung der Partnerländer schlägt sich zwangsläufig in deutschem Kapitalexport 
nieder was die deutsche Position auf dem Weltmarkt weiter stärken wird. Ein 
solches ökonomisches Gefälle wird auf die Dauer zu Spannungen führen. Im üb­
rigen produzieren dauerhafte Leistungsbilanzüberschüsse auch negative ge­
samtwirtschaftliche Rückwirkungen: Die spiegelbildlich anfallenden Leistungsbi­
lanzdefizite der Handelspartner schwächen deren gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung, und dies 
niederschlagen. 
abbau ngtr.rr>lort 

absehbar. 

wird sich in nachlassenden Exporten deutscher Unternehmen 
Hiergegen werden dann wieder Lohnzurückhaltung und Sozial­
Eine Ende dieser abwärts gerichteten Spiralbewegung ist nicht 

2. Der Tanz um das Defizit 

Die staatliche Politik des Sozialabbaus wird unermüdlich mit der angeblichen 
Notwendigkeit begründet, das Defizit in den öffentlichen Haushalten zu vermin­
dern. Dies sei notwendig, um einerseits den Unternehmen einen besseren Zu­
gang zum Kapitalmarkt zu verschaffen und andererseits den Staat von hohen 
Belastungen in Form von Zinsen zu befreien, die seine sonstige Handlungsfähig­
keil beeinträchtigen. Die erste Behauptung ist ökonomisch unhaltbar, und auch 
die zweite verkennt die gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge total Die Ver­
wechslung öffentlicher Haushalte in der Gesamtwirtschaft mit einem privaten 
Familienhaushalt führt zu einer Politik, die ökonomisch, sozial und gesellschaft­
lich kontraproduktiv ist 

Das Defizit stammt hauptsächlich von der anhaltenden Arbeitslosigkeit 

Wer das Defizit vermindern oder beseitigen will, muß an seinen Ursachen anset­
zen. in der Diskussion über diese wird vielfach zwischen dem konjunkturellen und 
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dem strukturellen Defizit unterschieden: Ersteres entsteht in Rezessionen und 
verschwindet im Aufschwung von selbst wieder und ist daher zu tolerieren. Dem­
gegenüber bleibt das strukturelle Defizit auch im Boom erhalten und kann nur 
durch radikale Ausgabenkürzungen vermindert werden. Diese Argumentation ist 
aus drei Gründen kurzschlüssig und unzutreffend: 

• Erstens läßt sie außer acht, daß die deutsche Vereinigung einen sprunghaften 
Anstieg der öffentlichen Neuverschuldung um fast 1 00 Mrd. DM von 1989 bis 
1991 - gebracht hat, die ihrerseits als außerordentlich wirksame Ankurbelung 
der westdeutschen Wirtschaft gewirkt und damit einen praktischen Beleg für 
die Wirksamkeit expansiver Finanzpolitik geliefert hat Da die ostdeutsche 
Wirtschaft sich entgegen den Erwartungen und Versprechungen der Bundes­
regierung bislang nicht in blühende Landschaften verwandelt hat, wäre es ver­
antwortungslos, die Stützung der Nachfrage durch verschuldungsfinanzierte 
öffentliche Ausgaben jetzt zu beenden. 

• Zweitens ist ein erheblicher Teil der staatlichen Fehlbeträge durch die Senkung 
der Gewinnsteuern zustandegekommen. Wäre beispielsweise der Anteil der 
Körperschaftsteuer am Gesamtsteueraufkommen, der im Jahre 1985 bei 7,3% 
lag, bis 1995 beibehalten worden, so wären aus dieser Quelle 59,4 Mrd. DM 
geflossen, 41,3 Mrd. DM mehr als die 18,1 Mrd. DM, die tatsächlich angefallen 
sind. (DIW-Wochenbericht 35/1996, S. 580) 

• Vor allem aber ist das anhaltende und tendenziell steigende Defizit der öffentli­
chen Haushalte auf die anhaltende und tendenziell steigende Massenarbeits­
losigkeit zurückzuführen. Sie führt zu sinkenden Steuereinnahmen und Sozial­
beiträgen und zu steigenden Ausgaben für Arbeitslosenunterstützung und So­
zialhilfe auch wenn für die Betroffenen das Unterstützungsniveau rigoros 
abgebaut wird. Die Rede vom strukturellen Defizit kam erst auf, als die Arbeits­
losigkeit auch in den Aufschwüngen hoch blieb und im längerfristigen Trend 
zunahm. Eine Regierung, die strukturelle Arbeitslosigkeit mit gleicher Ent­
schlossenheit bekämpfte wie das Haushaltsdefizit, brauchte sich um letzteres 
keine Sorgen mehr zu machen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat kürzlich die fiskalischen Kosten der Arbeitslosig­
keit für 1995 auf 142,5 Mrd. DM beziffert. Das sind gut 30 Mrd. DM oder 28% 
mehr als das gesamte Defizit aller öffentlichen Haushalte in Höhe von 111,3 Mrd. 
DM in 1995 (DIW-Wochenbericht 35/1996, S. 582). Hätte es 1995 statt 4 Millio­
nen registrierter Arbeitsloser Vollbeschäftigung gegeben, wäre also rechnerisch 
überhaupt keine öffentliche Neuverschuldung erforderlich gewesen, und der 
Spielraum für sinnvolle staatliche Ausgaben wäre dennoch größer gewesen, als 
er es faktisch war, - und er wäre durch den Rückgang der Zinsbelastung Jahr für 
Jahr größer geworden. 
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Staatliche Sparpolitik vergrößert das Defizit 

Wenn statt energischer Beschäftigungspolitik eine Strategie der Ausgabenkür­
zungen, insbesondere in den sozialen Bereichen, betrieben wird, führt dies über 
die kontraktiven gesamtwirtschaftlichen Rückwirkungen in der Regel nicht zu ei­
ner Verringerung, sondern zu einer Vergrößerung des Defizits. Diese Erfahrung 
mußte nicht nur Ronald Reagan in den USA machen, der seine erste Amtszeit mit 
dem Versprechen begonnen hatte, die staatliche Neuverschuldung auf Null zu­
rückzuführen, und sie am Ende seiner zweiten Amtszeit mehr als verdoppelt hat­
te. Auch in Deutschland ist die Tendenz der Entwicklung ähnlich: Trotz einer 
Austeritätspolitik, die Mitte der 70er Jahre begonnen und mit dem Regierungs­
wechsel Anfang der 80er Jahre drastisch verschärft wurde, lag der Fehlbetrag der 
öffentlichen Haushalte insgesamt im Durchschnitt der 2. Hälfte der 80er Jahre mit 
2,14% des BSP deutlich {nämlich um fast 30%) höher als in der konjunkturell 
vergleichbaren Periode von 1970 bis 197 4, als er 1 ,7 4% betragen hatte, - ehe er 
als Folge der deutschen Vereinigung auf über 4% stieg und sich seitdem kaum 
verringert hat Daß Sparpolitik die Haushaltslücken vergrößert, statt sie zu ver­
kleinern, ist auch theoretisch einsichtig: Staatliche Ausgaben führen - entweder 
direkt als staatliche Käufe oder Aufträge oder über den Konsum von Personen, 
die beim Staat beschäftigt sind - zu Einnahmen der Wirtschaft Kürzungen bei 
öffentlichen Investitionen und im Sozialsystem bewirken einen Nachfrageausfall, 
der sich durch Multiplikator- und Akzeleratorprozesse verstärkt und zu mehr Ar­
beitslosigkeit führt. Die ausfallenden Einnahmen bei Steuern und Sozialversiche­
rungsbeiträgen reißen dann wieder Löcher in die öffentlichen Haushalte. Erst vor 
wenigen Wochen mußte Finanzminister Waigel seine Defizitschätzung für 1996 
wegen "der unerwartet schlechten Arbeitsmarktlage" um 8 Mrd. DM nach oben 
korrigieren. Diese Verschlechterung war jedoch absehbar und durch die vorher­
gehende Politik des Sozialabbaus zu erheblichen Teilen verursacht 

Erfolgreiche Beschäftigungspolitik braucht zusätzliche 
Staatsausgaben 

Die Verminderung der Arbeitslosigkeit würde mittelfristig auch die öffentliche 
Neuverschuldung drastisch vermindern, im - aus gesamtwirtschaftlichen Gründen 
aber gar nicht wünschenswerten Extremfall sogar ganz beseitigen. Das ist aller­
dings nicht von heute auf morgen möglich. Zunächst bedarf energische Beschäf­
tigungspolitik erheblicher finanzieller Mittel für öffentliche lnvestitionsprogramme, 
den Ausbau öffentlich finanzierter Dienstleistungen und für die Unterstützung von 
Arbeitszeitverkürzungen in der Privatwirtschaft Gefordert ist nicht eine kontrakti­
ve, sondern eine expansive Finanzpolitik, in deren Zentrum die Stärkung der ge­
samtwirtschaftlichen Nachfrage und damit der Beschäftigung steht Die Beziehe­
rinnen von Arbeitslosenunterstützung und Sozialhilfe müssen zu Bezieherinnen 
von Arbeitseinkommen und zu Beitragszahlerinnen gemacht werden. Fiskalpoli­
tisch sind dazu drei Schritte erforderlich: 
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• Die Leistungen aus den sozialen Sicherungssystemen dürfen in der Krise nicht 
eingeschränkt werden, sondern müssen als automatische Stabilisatoren zur 
Wirkung kommen. 

• Konjunkturbedingte Einnahmeausfälle und Unterstützungsleistungen sind 
durch entsprechende Neuverschuldung zu finanzieren. 

• Darüber hinaus muß die öffentliche Neuverschuldung auch zur Finanzierung 
einer längerfristig expansiven Finanzpolitik genutzt werden, deren Ziel es ist 
die nicht konjunkturbedingte Arbeitslosigkeit zu vermindern und die Wirtschaft 
zur Vollbeschäftigung zurückzuführen. Angesichts des hohen Selbstfinanzie­
rungseffektes einer erfolgreichen Beschäftigungspolitik ist es gerechtfertigt und 
sinnvoll, einen erheblichen Teil der benötigten Mittel durch öffentliche Neuver­
schuldung zu finanzieren. Es handelt sich dabei um eine Vorfinanzierung, die 
aus den fiskalischen Erträgen steigender Beschäftigung zurückgezahlt wird. 

Die Zinslast kann vermindert werden 

Eine andere Frage ist die der laufenden Belastungen, die durch die Zinsen für die 
angesammelten Staatsschulden entstehen. 1995 mußten für die öffentlichen 
Schulden in einer Gesamthöhe von knapp 2 Billionen DM insgesamt 128,1 Mrd 
DM an Zinsen gezahlt werden, im Durchschnitt also 6,4%. Das sind 17 Mrd. DM 
mehr als die Defizite aller öffentlichen Haushalte zusammen (111 ,3 Mrd. DM). Die 
gesamte Nettokreditaufnahme reichte also nicht aus, um die Zinsen für die bereits 
bestehenden Schulden zu zahlen. 

Die Höhe der Zinsbelastung für die öffentlichen Schulden folgt jedoch nicht nur 
ökonomischen Gesetzmäßigkeiten. Sie ist vielmehr auch das Ergebnis eines insti­
tutionellen Arrangements, das seinerseits vor allem den Geschäftsbankensektor 
begünstigt. Die Zinsen könnten erheblich gesenkt werden, wenn die staatlichen 
Stellen zu einer anderen Methode der Kreditaufnahme übergingen: Sie könnten 
zumindest für den Teil der Staatsschulden, der nicht (wie Bundesschatzbriefe 
oder Bundesanleihen) direkt vom Publikum ausgeliehen, sondern als Kredit beim 
Bankensektor aufgenommen wird, dadurch Zinsen einsparen, daß sie die Mittel 
zunächst zinslos bei der Bundesbank aufnehmen und dann über investive oder 
konsumlive Ausgaben in den Geschäftsbankensektor und damit den Wirtschafts­
kreislauf geben. Wir schlagen vor, 35 Mrd. DM oder knapp die Hälfte der Neuver­
schuldung in Höhe von 75 Mrd. DM, die wir zur Finanzierung eines wirksamen 
Beschäftigungsprogrammes für erforderlich halten, über zinslose Notenbankkredi­
te zu finanzieren. Bei einer entsprechenden Liquiditätspolitik der Bundesbank 
gehen von einer derartigen Notenbankkreditvergabe keine zusätzlichen inflationä­
ren Impulse aus: Die Bundesbank könnte die zusätzliche Liquidität, die mit der 
staatlichen Neuverschuldung verbunden ist und über den Kreditschöpfungsmul­
tiplikator die Geldmenge erhöht, über ihre geldpolitischen Instrumente Mindestre­
serve-, Zins- oder Offenmarktpolitik kontrollieren. Die Befürchtung, durch derarti-
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ge zinslose Notenbankkredite würden staatliche Disziplin- und Hemmungslosig­
keit gefördert, ist zwar nicht von der Hand zu weisen, jedoch bei strenger mögli­
cherweise regelgebundener - staatlicher Kontrolle auch nicht zwingend. Wenn 
demokratische Diskussions- und Willensbildungsprozesse zu der Entscheidung 
führen, ein Defizit bei den öffentlichen Ausgaben hinzunehmen, dann besteht kein 
Anlaß, hierfür zunächst ein Vorab-Honorar an den privaten wie öffentlichen -
Geschäftsbankensektor zu zahlen, der von der zusätzlichen staatlichen Geldver­
ausgabung ohnehin profitiert 

Konvergenzkriterien vertiefen die Arbeitslosigkeit in Europa 

Der gesamtwirtschaftlich erforderlichen und zu erheblichen Teilen durch Neuver­
schuldung vorfinanzierten expansiven Finanzpolitik stehen allerdings die Konver­
genzkriterien für den Eintritt in die Europäische Währungsunion sowie die Be­
stimmungen des Vertrags von Maastricht über die Geld- und Haushaltspolitik der 
EU entgegen Das Neuverschuldungskriterium (3% des BIP) und/oder die Schul­
dengrenze (60% des BIP) werden in den meisten Ländern der EU nicht erfüllt 
Daher werden die harten Ausgabenkürzungen und Maßnahmen des Sozialab­
baus in der Regel auch mit europäischen Zwängen begründet, - was kaum zur 
Stärkung des Gedankens der europäischen Einigung in der Öffentlichkeit beiträgt 
Denn die Politik zur Realisierung der Konvergenzkriterien wirkt sich in allen Län­
dern katastrophal auf die Beschäftigung und die soziale Lage der Menschen aus. 
Die ausschließliche Fixierung der Wirtschaftspolitik auf Geldwertstabilität, wie sie 
im Vertrag von Maastricht vorgesehen ist, würde aus der EU eine Deflationsge­
meinschaft mit weiter steigender Arbeitslosigkeit und zunehmender sozialer Pola­
risierung machen. Da dies auch politisch unkalkulierbare Gefahren mit sich bringt, 
sollte der wirtschaftspolitische Kurs der europäischen Integrationspolitik geändert 
werden. Zum einen sollte - als unmittelbare Hilfsmaßnahme - der im Maastrichter 
Vertrag enthaltene Spielraum "ausnahmsweise und vorübergehend" sind höhere 
Defizite zulässig (Art 104c) extensiv genutzt werden. Darüber hinaus sollten im 
Zuge der anstehenden Vertragsrevision (Maastricht 2} insbesondere die Bestim­
mungen über die Wirtschafts- und Währungsunion gründlich überarbeitet werden: 
Sie sollten sich vorrangig auf die Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung kon­
zentrieren und die hierfür erforderlichen Instrumente einschließlich ihrer Finanzie­
rung bereitstellen. (Vgl. hierzu die Vorschläge im MEMORANDUM '96) 

3. Weltmarktfixierung, Umverteilung und Demokratieabbau - der Kern 
der Wirtschaftspolitik 

Die ökonomischen Gründe und Sachzwänge für die aktuelle Unternehmens- und 
Wirtschaftspolitik halten einer empirischen und theoretischen Überprüfung nicht 
stand. Dies ist jedoch offensichtlich kein Grund zur Änd13rung dieser Politik. Es 
stellt sich daher die Frage nach ihren wirklichen Triebkräften und Motiven. 
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Es geht erstens um den wahnsinnigen Wettlauf um Überlegenheit auf dem Welt­
markt, um die Eroberung, den Ausbau und die Verteidigung von Weltmarktposi­
tionen. Dieser Wettlauf wurde mit dem Zusammenbruch der internationalen Ko­
ordinationsmechanismen des Bretton-Woods-Systems Anfang der 70er Jahre 

eingeleitet und hat mit dem Zusammenbruch des osteuropäischen Sozialismus an 
Schärfe und Rücksichtslosigkeit gewonnen. Dem Kampf um Überlegenheit auf 
dem Weltmarkt werden mittlerweile fast alle gesellschaftlichen Ansprüche auf ein 
sozial und ökologisch verträgliches Leben untergeordnet. Daher gehen Erfolge 

deutscher Unternehmen auf dem Weltmarkt mit zunehmender Armut und Arbeits­
losigkeit, mit Bildungs- und Sozialabbau in Deutschland einher. Die Haushalts­
politik der Bundesregierung ordnet sich nur noch dem Diktat der Standortstärkung 
unter. So sind beispielsweise die umfangreichen Steuergeschenke für die Unter­
nehmen in einem "Standortsicherungsgesetz '94" zusammengefaßt worden. Auch 
mit den schon angekündigten steuerpolitischen Maßnahmen im Jahressteuerge­
setz 1997 - vor allem der Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer sowie der Ver­
mögensteuer und der Senkung der Gewerbeertragsteuer - sollen die öffentlichen 
Haushalte auf die Verbesserung der privatwirtschaftliehen Angebotsbedingungen 
ausgerichtet werden. Da der hierdurch verursachte Steuerausfall bei den Ge­
meinden durch die Erhöhung ihrer Beteiligung am Umsatzsteueraufkommen völlig 
unzureichend kompensiert wird, wird dieser Teil der Steuerreform vor allem zu 
Lasten der Gemeinden gehen. Aber auch die gesamtwirtschaftlichen und sozialen 
Rückwirkungen dieser Politik sind katastrophal. 

Auch international kann es bei einem solchen "Wettlauf der Besessenen" (Paul 
Krugman) nur Verlierer geben. Denn eine Überlegenheit deutscher Unternehmen 
auf dem Weltmarkt schafft gleichzeitig Unterlegenheit für französische, amerika­
nische oder japanische Unternehmen. Diese werden alles tun, um aus einer sol­
chen Position herauszukommen. Das wird die internationale Konkurrenz verschär­
fen. Staat und Gesellschaft werden in die Pflicht genommen, die jeweils nationa­
len Unternehmen durch Verzicht und Opfer zu unterstützen. Dieser selbst 
erzeugte Zwang zum Sieg auf dem Weltmarkt führt zu weiterem Sozialabbau und 
ökologischen Zerstörungen, ohne daß ein Ende abzusehen ist. Er erklärt im übri­
gen auch die offensichtlich zunehmende Tendenz von verantwortlichen Managern 
und Geschäftsleitungen, zur Durchsetzung ihrer Weltmarktziele ökonomisch nicht 
tragfähige, vielfach spekulative Geschäfte zu machen und sogar vor kriminellen 
Aktionen nicht zurückzuschrecken. 

Zweitens geht es um massive Umverteilung von unten nach oben. Sie hat in allen 

kapitalistischen Ländern stattgefunden und steht weiter auf der Tagesordnung. 
Umverteilung erfolgte und erfolgt in erster Linie durch das unterschiedliche Tem­
po bei der Entwicklung der Gewinne auf der einen und der Arbeitseinkommen auf 
der anderen Seite. Schon für die frühere Bundesrepublik sind von 1980 bis 1993 

die Arbeitseinkommen brutto um insgesamt 77,0%, die Gewinneinkommen der 
Unternehmen (nicht die Vermögenseinkommen der privaten Haushalte) dagegen 
um 150,8% gestiegen. Bei Berücksichtigung des Anstieges der Verbraucherpreise 
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um 44,4% in der gleichen Zeit bedeutet das eine reale Zunahme der Bruttolöhne 
und -gehälter um 32,6%, der Gewinne dagegen um 106,4%, also einen mehr als 
dreimal höheren Anstieg. 

Die Umverteilung von den Arbeits- zu den Gewinneinkommen wurde darüber hin­
aus von der staatlichen Steuerpolitik massiv verstärkt: ln der Zeit zwischen 1980 
und 1993 sank die durchschnittliche Belastung der Unternehmensgewinne im 
alten Bundesgebiet von 37% auf rund 24%. Demgegenüber wuchs die Belastung 
der Arbeitseinkommen durch Steuern von 15,8% auf 18,3% und durch Sozialab­
gaben von 12,8% auf 15,0%. Resultat dieser Politik war ein außerordentlich stei­
ler Anstieg der Nettogewinne um 234,2%, also auf mehr als das Dreifache ihres 
Niveaus von 1980. Die durchschnittlichen Arbeitseinkommen lagen dagegen im 
Jahre 1993 netto um 52,2% über dem Niveau von 1980; real belief sich die Zu­
nahme gerade noch auf 7,8% gegenüber einer Gewinnzunahme um 189,8%. 

Anstieg der Gewinne und der Arbeitseinkommen 1980 bis 1993 

brutto netto netto und real 

EJGewinne 

1111 Arbeitseinkommen 

Auch bei Einschluß der neuen Bundesländer ergibt sich eine klare Umverteilung -
!rotz des relativ starken Anstieges der Ostlöhne und -gehälter. Zwischen 1991 
und 1995 stiegen die Bruttoarbeitseinkommen um 16,2%, die Bruttoeinkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen dagegen (die allerdings auch Haus­
haltseinkommen aus Geldvermögen enthalten; Angaben für die reinen Gewin-
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neinkommen liegen noch nicht vor) um 21,3%. Netto betragen die Steigerungen 
8,2% für die Löhne und Gehälter, aber 27,7% für die Gewinn- und Vermögensein­
kommen, also auch hier eine mehr als dreimal so starke Zunahme. Die Verbrau­
cherpreise stiegen in dieser Zeit um 15%. Die realen Nettolöhne und -gehälter 
lagen 1995 also in Gesamtdeutschland im Durchschnitt um rund 7% unter dem 
Niveau von 1991, die Nettogewinn- und Vermögenseinkommen dagegen um fast 
13% darüber. 

Die Folgen dieser Strategie der Umverteilung von unten nach oben sind nicht nur 
sozial verheerend, sie stehen auch im direkten Widerspruch zu den beschäfti­
gungspolitischen Verheißungen, die geradezu gebetsmühlenhaft wiederholt wer­
den: Durch die angebotsorientierte Politik werden das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum weiter gedrosselt und die Arbeitslosigkeit weiter nach oben getrieben. 
Was bleibt, ist Umverteilung, - und dies war auch der Zweck der Übung. Daher 
kann der zutreffende Hinweis darauf, daß eine derartige Umverteilungspolitik in­
sofern kontraproduktiv ist, als sie nicht zur Verminderung der Arbeitslosigkeit bei­
trägt, auch nicht greifen: Die Politik beabsichtigt gar nicht, die Arbeitslosigkeit zu 
senken. Sie dient der Finanzierung immer neuer Expansionen und der Bereiche­
rung der auf dem Weltmarkt operierenden Unternehmen und der oberen Einkom­
mensschichten, und in dieser Hinsicht ist sie außerordentlich erfolgreich. Daß die 
Weiterführung dieser Politik nur mit weiteren Opfern und sozialen Einschnitten 
möglich ist und zu schärferer sozialer Polarisierung führt, stört dann nicht, wenn 
diese Polarisierung nicht zu gewerkschaftlicher Gegenwehr und politischer 
Destabilisierung führt. 

Daher geht es drittens darum, die politischen Positionen und Kräftekonstellatio­
nen zu festigen, die die aktuelle Politik möglich gemacht haben und die Grundlage 
für ihre Fortsetzung sein sollen. Auch hierfür ist nicht die Beseitigung, sondern die 
Beibehaltung der Arbeitslosigkeit ein wichtiger Hebel. Eine große Zahl von Ar­
beitslosen und Armen sowie die ständige Bedrohung des Arbeitsplatzes der Be­
schäftigten soll verunsichern, einschüchtern und die Bereitschaft schaffen, Ver­
zicht und Umverteilung, den ökonomischen und politischen Umbau der Gesell­
schaft in Richtung auf den Unternehmerstaat hinzunehmen. Die Kampagne gegen 
das System der sozialen Sicherheit, die Diffamierung als Freizeitparkt, soziale 
Hängematte und Paradies für Faulenzer bilden die publizistische Begleitmusik 
hierzu. Die nicht gerade umfangreichen demokratischen Rechte im Betrieb, die im 
Laufe der Geschichte der Bundesrepublik meist in harten Auseinandersetzungen 
durchgesetzt wurden, sollen jetzt angesichts hoher Arbeitslosigkeit und ge­
schwächter Gewerkschaften wieder kassiert werden. Die Aushöhlung des Streik­
rechts und die Einführung befristeter Arbeitsverhältnisse waren erste wichtige 
Schritte auf diesem Weg. ln gleiche Richtung weisen die jetzt beschlossene Ein­
schränkung des Kündigungsschutzes sowie die Versuche, den Flächentarifvertrag 
zu zerstören. Die Unverfrorenheit, mit der der Arbeitgeberverband der Bauindu­
strie in Ostdeutschland seinen Ausstieg aus dem gültigen Tarifvertrag erklärt hat, 
belegt, daß die Unternehmen an Bündnissen und Kompromissen nicht mehr in-
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teressiert sind, sondern offensichtlich mittlerweile glauben, sie könnten alle Hem­
mungen bei der Durchsetzung ihrer Interessen fallenlassen. 

Unter diesen Bedingungen wird der Nachweis, daß die öffentlich zur Begründung 
der Politik verbreiteten Argumente nicht zutreffen, die treibenden Kräfte dieser 
Politik ebenso wenig beeindrucken wie der Hinweis auf ihren gesamtwirtschaftlich 
irrationalen und kontraproduktiven Charakter. Der ökonomische Kern der aktuel­
len Politik ist Gewinn- und Reichtumsförderung, nicht Beschäftigungsförderung 
oder Befriedigung gesellschaftlicher Bedürfnisse. Ihr politischer Kern ist der Um­
bau der Gesellschaft zum Unternehmerstaat Da die Politik allerdings auf die Zu­
stimmung oder Duldung durch Mehrheiten der Bevölkerung angewiesen ist, mobi­
lisiert sie ein enormes politisches und wissenschaftliches Potential zur gesamt­
wirtschaftlichen Rechtfertigung kruder lnteressenpolitik. Deren ewig wiederholte 
Hauptaussage besteht in der Behauptung, daß die aktuelle Politik zwar nicht an­
genehm ist, daß es dazu aber keine Alternative gibt. Diese Behauptung ist falsch. 

4. Die wirtschaftspolitische Alternative: Beschäftigungspolitik im 
Zentrum eines anderen Entwicklungstyps 

Eine Wirtschaft, die die Bedürfnisse der Menschen nach Arbeit, sozialer Sicher­
heit, ökologischer Verträglichkeit und Gerechtigkeit befriedigt, ist auch unter den 
Bedingungen einer weitgehenden Internationalisierung möglich. Ihre materielle 
Grundlage ist die ständig steigende Produktivität der menschlichen Arbeit, d.h. 
die Fähigkeit der Menschen, mehr und bessere Produkte und Dienste mit effizien­
teren und zugleich energie- und abfallsparenden Methoden her- und bereitzustel­
len. Arbeitslosigkeit bedeutet, daß diese Fähigkeit nicht genutzt, sondern ver­
schwendet wird, - und langanhaltende Arbeitslosigkeit führt zur Verkümmerung 
der menschlichen Produktivität selbst. Eine Strategie zur Wiederherstellung der 
Vollbeschäftigung zu sozial und ökologisch akzeptablen Bedingungen muß also 
im Zentrum eines wirtschaftspolitischen Kurswechsels stehen, der aus der Weit­
marktbesessenheil heraus und in einen alternativen wirtschaftlichen Entwick­
lungstyp hineinführt. 

Beschäftigungspolitik ist nicht allein Sache des Staates. Wahrscheinlich der wich­
tigste Schritt zur Wiederherstellung der Vollbeschäftigung ist eine energische 
Verkürzung der individuellen Arbeitszeit in den verschiedensten Formen. Ihr Rah­
men muß zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften tarifvertraglich 

ausgehandelt und in den Unternehmen flexibel umgesetzt werden. Angesichts der 
aktuellen Interessen- und Kräftelage bedarf es hierfür vor allem starken Drucks 
von Seiten der Gewerkschaften. Staatliche Politik kann und sollte Arbeitszeitver­
kürzungen durch Regelungen fördern, die soziale Sicherheit auch bei kürzerer 
oder Teilzeitarbeit gewährleisten. 
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Wirtschaftspolitik kann daneben die Schaffung von Arbeitsplätzen durch eigen­
ständige Politik fördern. Hierfür gibt es vor allem drei Instrumente (vgl. auch Ab­
schnitt 6): 

Erstens sollten umfangreiche öffentliche Investitionsprogramme insbesondere für 
die Verbesserung der Infrastruktur und den ökologischen Umbau durchgeführt 
werden. Wir wiederholen unsere bereits verschiedentlich vorgelegten Vorschläge 
für ein solches Investitionsprogramm in Höhe von jährlich 100 Mrd. DM (davon 20 
Mrd. als Sonderprogramm Ostdeutschland), durch das 1 Million zusätzliche Ar­
beitsplätze geschaffen werden können. Dabei ist die zusätzliche Beschäftigung 
noch nicht enthalten, die durch private Folgeinvestitionen entsteht. 

Zweitens sollte der öffentlich finanzierte Sektor im Bereich der sozialen, ökologi­
schen, wissenschaftlichen und kulturellen Dienstleistungen ausgebaut werden. 
Diese Forderung widerspricht zwar dem Zeitgeist, der auf Abbau derartiger Lei­
stungen gerichtet ist. Gleichwohl ist ihre Ausdehnung und Differenzierung nicht 
nur wohlstandsfördernd, insbesondere für die einkommensschwächeren Schich­
ten. Sie ist überdies auch überdurchschnittlich arbeitsintensiv und damit beschäf­
tigungsfördernd und dabei unterdurchschnittlich teuer: Mit 35 Mrd. DM ließen sich 
hier eine weitere Million Arbeitsplätze schaffen. 

Drittens muß der Trend in der Arbeitsmarktpolitik umgedreht und ihr beschlosse­
ner Abbau gestoppt werden. Arbeitsmarktpolitik hat seit den 80er Jahren in den 
alten Bundesländern eine wichtige beschäftigungspolitische Rolle gespielt; in den 
neuen Bundesländern hat ihr massiver Ausbau und die Einführung neuer Formen 
den Zusammenbruch der ostdeutschen Industrie zwar nicht verhindert, aber doch 
in vielen Fällen Auffangpositionen aufgebaut, die den Fall der Arbeitskräfte ins 
Bodenlose verhindert haben. Dies ist heute noch genauso notwendig wie vor fünf 
Jahren; und für die alten Bundesländer ist die Dringlichkeit sogar noch größer 
geworden. Zusätzliche 15 Mrd. DM können hier dazu beitragen, zumindest vor­
übergehende Arbeit für mindestens 500.000 Personen zu schaffen. 

Diese Maßnahmen kosten zunächst viel Geld, insgesamt etwa 150 Mrd. DM jähr­
lich für eine Reihe von Jahren. Dieses muß durch eine Erhöhung der Steuern und 
Nettokreditaufnahme aufgebracht werden. Natürlich ist es immer richtig, staatliche 
Ausgaben da zu kürzen, wo sie entweder sozial ungerechtfertigt oder gesamtwirt­
schaftlich wirkungslos oder beides sind. Insgesamt aber ist eine globale Senkung 
der Staatsausgaben abzulehnen: Erstens führt sie zur Verringerung der gesamt­
wirtschaftlichen Nachfrage und damit zum Anstieg der Arbeitslosigkeit. Zweitens 
verstärkt sie die soziale und gesellschaftliche Polarisierung, und drittens zerstört 
ein weitgehender Rückzug des Staates aus der Wirtschaft die materiellen und 
institutionellen Grundlagen, auf deren Existenz und Funktionsfähigkeit jede Pri­
vatwirtschaft angewiesen ist. 
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5. Kurswechsel für mehr Steuergerechtigkeit 

Seit Jahren konzentriert sich die angebotsorientierte Steuerpolitik auf die Sen­
kung der Unternehmensteuern. Dabei geht es jedoch weniger um die Reduktion 
der insgesamt mit etwas mehr als 24% recht stabil gehaltenen gesamtwirtschaftli­
chen Steuerquote (Gesamtsteueraufkommen im Verhältnis zum Bruttosozialpro­
dukt). Ziel ist vielmehr die Umverteilung der Steuerlast bei relativ konstanter Ge­
samtbelastung. Die bereits vorangeschrittene Entlastung der Gewinnbesteuerung 
einerseits und die stärkere Belastung der Masseneinkommen über die Erhöhung 
der (indirekten) Verbrauchsteuern andererseits sollen in Zukunft noch verstärkt 
werden. Diese staatliche Gewinnpflege wird mit dem Hinweis zu rechtfertigen ver­
sucht, Deutschland sei nicht nur ein Hochlohn-, sondern auch ein Hochsteuer­
land. Dabei zeigen die Fakten, daß weder die Entwicklung der Arbeitskosten noch 
die der Unternehmensteuern zu Standortnachteilen gegenüber wichtigen Han­
delspartnern führen (vgl Kapitel 1, Abschnitt "Belastung mit Steuern"). Wie die 
Entwicklung seit der schrittweisen Entlastung der Unternehmen von Steuern zeigt, 
führen die dadurch nachhaltig verbesserten Renditen nicht zu einer Stärkung der 
Investitionen. Die Arbeitslosigkeit nimmt dennoch zu. Der Grund liegt auf der 
Hand: Durch Steuergeschenke an die Unternehmen werden die gesamtwirtschaft­
liche Nachfrage und damit die Gewinnerwarlungen nicht positiv beeinflußt Im 
Gegenteil, da sich die Steuersenkungen nicht in Wirtschaftswachstum und somit 
wachsenden öffentlichen Einnahmen niederschlagen, droht die Gefahr, daß auf 
die Steuerausfälle mit der Reduktion von Staatsausgaben reagiert wird. 

Das "Jahressteuergesetz '97" sowie die darüber hinaus diskutierten Vorschläge 
zur Senkung der Unternehmensbesteuerung in der Regierungsfraktion gelten 
dem Ziel, die Lastverteilung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip zu demontieren. 
Das heißt, daß die Steuergerechtigkeit weiter ausgehöhlt werden soll. Die Grund­
richtung zeigt der geplante Tausch, Steuerausfälle infolge der Abschaffung der 
Vermögen- und Gewerbesteuer sowie der Senkung der Einkommen- und Körper­
schaftstauer maßgeblich über die Erhöhung der Mehrwertsteuer gegenfinanzieren 
zu wollen. Während also die ökonomisch Leistungsfähigen entlastet werden, 
wächst die Belastung der Masseneinkommen durch die vorwiegend auf den End­
verbrauch überwälzte Mehrwertsteuer sowie die Erhöhung des Anteils der Lohn­
steuer am Gesamtsteueraufkommen. Diese Steuerpolitik muß stattdessen wieder 
grundlegend in Richtung Leistungsfähigkeit und damit mehr Steuergerechtigkeit 
verändert werden. 

Als Alternative zu den Plänen der Regierung schlagen wir folgende steuerpolili­
schen Maßnahmen und Reformen vor, die sich an den Pinzipien der Leistungsfä­
higkeit und Steuergerechtigkeit orientieren und die Wirkungen für die Beschäfti­
gung berücksichtigen: 
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1. Vermögensteuer 
Die von der Regierungskoalition im "Jahressteuergesetz '97" beabsichtigte Ab­
schaffung der Vermögensteuer für natürliche und juristische Personen darf nicht 
verwirklicht werden. Denn, abgesehen vom üblichen Gebrauchsvermögen, er­

wächst aus Vermögen eine zusätzliche Leistungsfähigkeit, die über die Einkom­
mensteuer hinaus bei der Besteuerung herangezogen werden muß. Die Einnah­
meausfälle bei den Ländern in Höhe von derzeit 8 Mrd. DM infolge der Abschaf­
fung der Vermögensteuer durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer kompensieren 
zu wollen, wäre gesamtwirtschaftlich untauglich und verteilungspolitisch skanda­
lös. Angesichts des Rückgangs der Steuerbelastung der Einkommen aus Vermö­
gen bei wachsender Leistungsfähigkeit der Vermögenden fordern wir eine deutli­
che Erhöhung der effektiven Vermögensteuer. 

2. Gewerbesteuer 
Die geplante Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer, die eine wichtige Einnah­
mequelle der Kommunen darstellt, ist nur sinnvoll, wenn die Einführung einer 
kommunalen Wertschöpfungsteuer an die Stelle der bisherigen Gewerbesteuer 
tritt Die von der Regierungskoalition beabsichtigte Gegenfinanzierung über eine 
Beteiligung der Kommunen an der erhöhten Mehrwertsteuer ist unsinnig. Die 
Kommunen sollten für ihre infrastrukturellen Vorleistungen zugunsten der ansäs­
sigen Unternehmen an deren ökonomischer Leistungskraft beteiligt werden 
(Äquivalenzprinzip ). 

3. Einheitswerte 
Die durch das Bundesverfassungsgericht geforderte Anpassung der Einheitswerte 
von Immobilien an die Verkehrswerte ist dem Grundsatz nach zu begrüßen. Al­
lerdings sind die von der Bundesregierung geplanten Freibeiträge im Erbschafts­
fall, mit denen die Anhebung der Bemessungsgrundlage bei Steuern auf Immobi­
lien kompensiert werden soll, viel zu hoch. Es widerspricht dem Grundsatz der 
Leistungsfähigkeit, wenn bei der Erbschaftsteuer auf Unternehmen ein genereller 
Bewertungsabschlag auf den Verkehrswert von 50% und dazu noch ein Freibe­
trag von über 500.000 DM vorgesehen werden. Beides sollte auf die Hälfte ge­
kürzt werden. 

4. Einkommensteuer 

Die Reform der Einkommensteuer ist dringend erforderlich. Der mit dem 
"Jahressteuergesetz '96" in Kraft getretene Eingangsteuersatz von 25,9% ist zu 
hoch. Verfassungsrechtlich problematisch ist die geplante Verschiebung der ur­
sprünglich für 1997 vereinbarten Erhöhung des steuerfreien Grundfreibetrags von 
12 095 DM/24.191 DM auf 12.365 DM/24.731 DM (AIIeinstehendeNerheiratete) 
um ein Jahr. Der Grundfreibetrag darf nicht durch finanzpolitischen Opportunis­

mus bestimmt, sondern muß an der steuerlichen Freistellung im Ausmaß des 
Existenzminimums ausgerichtet werden. 
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Der im "Jahresteuergesetz '97" angelegte Umbau des Steuersystems soll in den 
nächsten Jahren intensiver fortgesetzt werden. Die Grundlinien zeigen sich in den 
vielen Vorschlägen zur Neugestaltung der Einkommensteuer. Vorschläge aus der 
CDU (Uidall) sowie der FDP sehen die Einführung von drei Stufensteuersätzen 
vor. Die Zone linearer Progression würde dadurch abgeschafft und der Spitzen­
steuersatz von derzeit 53% (47% bei Gewerbeeinkünften) auf 28% (Uidall) bzw. 
35% (FDP) gesenkt Derbayerische Finanzminister, BÜNDNIS 90/GRÜNE sowie 
der Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion haben im August dieses Jahres die 
Reduzierung des Spitzensteuersatzes auf 40% vorgeschlagen. Zugleich soll der 
Eingangsteuersatz nach der steuerfreien Zone von derzeit 25,9% auf 20% redu­
ziert-werden. Die Bandbreite von Steuerausfällen durch die Senkung der Tarife 
der Einkommensteuer reicht von 115 Mrd. DM bis zu 75 Mrd. DM. Damit stellt sich 
dringlich die Frage nach der Gegenfinanzierung der damit bewirkten Steuerausfäl­
le. Diskutiert wird einerseits die Verbreiterung der Steuerbemessungsgrundlage 
durch Streichung von Steuervergünstigungen und andererseits die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer. Die Gefahr, daß vorrangig die wenigen, jedoch in der Masse 
wirksamen Vergünstigungen für Lohnsteuerzahlerinnen demontiert werden, ist 
dabei groß (Werbekostenpauschale, Kilometergeld etc.). Werden nicht vorrangig 
die vielen Steuervorteile der Unternehmen abgebaut, verstärkt sich in der Ge­
samtwirkung die Umverteilung der Steuerlast zugunsten der Einkommensstarken 
weiter. 

Die Gegenfinanzierung für Einnahmenausfälle über die Erhöhung der Mehrwert­
steuer ist einerseits aus konjunkturellen Gründen abzulehnen. Da diese Steuer im 
Prinzip auf die Preise des Endverbrauchs überwälzt wird, führt eine Erhöhung 
zum Verlust konsumtiver Kaufkraft. Preiserhöhungen, die dann wieder die Bun­
desbank zum Anlaß für restriktive Geldpolitik nimmt, sind die Folge. Andererseits 
ist die Erhöhung der Mehrwertsteuer wegen der Auswirkungen auf die {Netto-) 
Einkommensverteilung abzulehnen. Obwohl die Nullbesteuerung auf bestimmte 
Dienstleistungen (Arzt- und Bankdienstleistungen) sowie die 7% auf Nahrungsmit­
tel und Bücher bei den unteren Einkommensgruppen abschwächend wirken, 
nimmt die relative Belastung über das durchschnittliche verfügbare Einkommen 
hinaus mit wachsendem Einkommen insgesamt ab. Die Senkung des Spitzen­
steuersatzes über die Mehrwertsteuer gegenfinanzieren zu wollen, grenzt an 
Skrupellosigkeit Die Entlastungen bei den Spitzenverdienern würden nämlich 
durch Einschränkungen bei den Beziehern von Masseneinkommen erkauft. 
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Schaubild 2: Steuertarif 
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Vorgeschlagen wird statt dessen folgende Reform der Einkommensteuer ohne 
Erhöhung der Mehrwertsteuer: Der Einkommensteuertarif soll sich im Prinzip am 
bisherigen Verlauf orientieren. Der am Existenzminimum ausgerichtete Grundfrei­
betrag wird allerdings auf 14.040/28.080 DM (AIIeinstehendeNerheiratete) aus­
geweitet. Eine Dynamisierung des Grundfreibetrags im Ausmaß des Anstiegs des 
Existenzminimums müßte vorgesehen werden. Der Eingangsteuersatz ist von 
derzeit 25,9% auf 19% zu senken. Danach ist bis zum Spitzensteuersatz ein kon­
stanter Anstieg der Grenzbesteuerung (lineare Progression) dem Prinzip der Lei­
stungsfähigkeit folgend sicherzustellen. Die Abschmelzung des Grundfreibetrags, 
die seit 1996 zum "Waigei-Knick" im line~ren Progressionsverlauf führt, wird zu­
rückgenommen. Der Grundfreibetrag kommt somit wieder allen Einkommensteu­
erzahlern zugute. Der Spitzensteuersatz ist dagegen von derzeit 53% (bzw. 47% 
bei Gewerbeeinkünften) auf einheitlich 60% anzuheben. Die Besteuerung nach 
dem Spitzensteuersatz (Proportionalzone) setzt allerdings erst bei 160.000 DM/ 
320.000 DM (AIIeinstehendeNerheiratete) ein. Zur Gegenfinanzierung dieses 
Alternativ-Tarifs, der ansonsten zu Steuerausfällen von etwa 60 Mrd. DM führen 
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würde, wird eine sozial verantwortbare Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
vorgeschlagen: Die vielen betriebswirtschaftlich unbegründeten Abschreibungs­
und ausufernden Rückstellungsmöglichkeiten sind zu reduzieren. Derzeit noch 
legale Möglichkeiten der Steuerverlagerung in Steueroasen müssen verhindert 
werden (Modell Irland). Endlich muß die dem Einkommensteuerrecht entspre­
chende volle Besteuerung von Einkünften aus Finanzvermögen durch ein wirksa­
mes Kontrollverfahren (Stichproben) sichergestellt werden. 

5. Energiesteuer 
Als Einstieg in die ökologische Steuerreform wird die zügige Einführung einer 
Energiesteuer gefordert. Die Machbarkeil ist belegt. Sie scheitert derzeit an den 
Widerständen aus der Wirtschaft und Politik. Mittel aus der Energiesteuer sollten 
für die energiepolitische Wende genutzt werden. Gleiches gilt für die von uns seit 
langem geforderte drastische Erhöhung der Mineralölsteuer. 

6. "Programm für mehr Beschäftigung" 

Ziel der öffentlichen Haushaltspolitik muß die Realisierung einer expansiven Fi­
nanzpolitik mit einem ''Programm für mehr Beschäftigung" sein, das die Weichen 
gegenüber dem Kurs der Bundesregierung völlig anders stellt. Dieses sozial und 
ökologisch ausgerichtete Alternativprogramm hat die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik immer wieder in ihren MEMORANDEN entwickelt und gefordert. 
Es geht darum, die derzeitige Deflations- und fiskalische Krisenspirale zu durch­
brechen. Diese expansive Wende der öffentlichen Haushaltspolitik ist dringend 
erforderlich, denn die Bundesregierung hat einen Haushaltsplan vorgelegt, des­
sen Ausgaben gegenüber 1996 um 2,5% auf 440,2 Mrd. DM zurückgefahren wer­
den sollen. Dadurch soll die Reduktion der geplanten Nettokreditaufnahme ge­
genüber 1996 von 59,9 Mrd. DM auf 56,5 Mrd. DM ermöglicht werden. Die Folge 
dieser prozyklischen Haushaltspolitik wäre ein sich multiplikativ verstärkender 
Rückgang an gesamtwirtschaftlicher Nachfrage. Wegen massiver Einnahmever­
luste und steigender Krisenkosten infolge rückläufigen Wachstums würde sich die 
Haushaltslage erneut verschlechtern. Dadurch drohten neue, depressionsverstär­
kende Einsparungen bei den Ausgaben und der öffentlichen Kreditaufnahme. 

Um dieser auch durch die geplanten Länderhaushalte unterstützten Restrikti­
onspolitik entgegenzuwirken, wird ein ökologisch verträgliches Programm für Be­
schäftigung aufgelegt Sein Gesamtvolumen umfaßt jährlich 150 Mrd. DM. Ein­
schließlich der Multiplikatorwirkung, die die Importabhängigkeit Deutschlands be­
rücksichtigt, ist ohne Beachtung der Akzelerationseffekte mit einer Ausweitung 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion um über 270 Mrd. DM zu rechnen. Um al­
lerdings diese Produktionsausweitung zu stabilisieren, muß dieses Programmvo­
lumen über mehrere Jahre verwirklicht werden. Für die Normalhaushalte der Län­
der und Kommunen wird davon ausgegangen, daß die Vermögensteuer als Ein­
nahmequelle der Länder mit derzeit über 8 Mrd. DM nicht gestrichen wird und die 
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Einkünfte aus der Gewerbesteuer nicht durch den ersatzlosen Wegfall der Ge­
werbekapitalsteuer reduziert werden. 

Das Gesamtvolumen mit jährlich 150 Mrd. DM teilt sich wie folgt auf: 

o 80 Mrd. DM für den allgemeinen Programmfonds "Arbeit und Umwelt"; 

• 20 Mrd. DM für das "Sonderprogramm für Ostdeutschland", um dem Einbruch 
der öffentlichen Infrastrukturinvestitionen sowie den wachsenden Gefährdun­
gen vieler noch nicht wettbewerbsfähiger Unternehmen zu begegnen; 

• 15 Mrd. DM fUr zusätzliche Maßnahmen der gezielten Arbeitsmarktpolitik; 

" 35 Mrd. DM zum Ausbau des öffentlich finanzierten Sektors im Bereich der so-
zialen, ökologischen, wissenschaftlichen und kulturellen Dienstleistungen. 

Die Ansehubkraft des Gesamtprogramms über 150 Mrd. DM ließe sich steigern, 
wenn die EU in dieselbe Richtung finanzpolitische Aktivitäten in allen Mitglieds­
ländern verbindlich koordinieren würde. Wichtig ist darüber hinaus die Unterstüt­
zung dieser fiskalischen Expansionspolitik durch eine entsprechend europaweit 
ausgerichtete Geldpolitik. Das Gesamtprogramm ist zwar durch den Bund zu ver­
antworten. Mittel müssen jedoch auch den Ländern und den Kommunen zuflie­
ßen. Wir schlagen vor, daß analog zum "Zukunftsinvestitionsprogramm" von 1978 
die Kommunen und Länder die Mittel auf der Basis verbindlicher programmkon­
former Kriterien gegenüber dem "Beschäftigungsfonds" beantragen. 

Gemessen an den direkten und indirekten Kosten der Arbeitslosigkeit in 1996 von 
voraussichtlich ca. 160 Mrd. DM wäre es volkswirtschaftlich durchaus sinnvoll, 
das gesamte Programm über die Aufnahme öffentlicher Kredite vorzufinanzieren. 
Die Kreditaufnahme in dieser Höhe könnte jedoch schockhaft wirken und erst 
einmal die Zinsbelastung des Staates deutlich steigern Daher wird vorgeschla­
gen, lediglich die Hälfte des Programmvolumens also 75 Mrd. DM - durch öffent­
liche Neuverschuldung zu finanzieren. Davon sollten 40 Mrd. DM über die Kapi­
talmärkte mobilisiert werden. Die restlichen 35 Mrd. DM Schuldenfinanzierung 
sind wie im Abschnitt 2 begründet wurde im Rahmen eines zinslosen Noten­
bankkredits aufzubringen. 

Oie andere Hälfte des gesamten Finanzierungsbedarfs mit 75 Mrd. DM läßt sich 
über beschäftigungskonforme Maßnahmen der staatlichen Ausgaben- und Ein­
nahmengestaltung aufbringen. Aus der Reform der Einkommensteuer - vor allem 
der Erhöhung des Spitzensteuersatzes von derzeit 53% auf 60% - allerdings bei 
Beginn der Spitzenbesteuerung ab 160.000 DM/320.000 DM (AIIeinstehendeNer­
heiratete) - und aus dem Abbau von Steuervergünstigungen, die über die Tarif­
senkungen für untere Einkommensbezieher hinausgehen, stehen zusätzliche 
Mittel zur Finanzierung des Beschäftigungsfonds zur Verfügung. Hinzu kommt der 
Zuwachs an öffentlichen Einnahmen durch die begründete Erhöhung der Vermö­
gensteuer 
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Finanzierung des "Programms für mehr Beschäftigung" 

I Programmvolumen 

II Mehreinnahmen 

- Mehreinnahmen durch die Verbesserung des Steuer­
einzugs und konsequente Bekämpfung der Wirtschafts­
kriminalität 

- Mehreinnahmen aus der Erhöhung der Vermögensteuer 
und dem nach dem Abbau von Steuervergünstigungen 
verbleibenden Oberschuß aus der Einkommensteuer-

- reform 
- Volle Versteuerung der Kapitaleinkünfte aus Finanz-
- anlagen 

Anhebung der Einheitswerte auf Verkehrswerte bei 
- Immobilien im Rahmen der Besteuerung von Grund und 

Boden 
- Einführung einer Arbeitsmarktabgabe für Selbständige und 

Beamte 
- Abbau von unproduktiven Subventionen 

111 Neuverschuldung 

150 Mrd. DM 

75 Mrd. DM 

15 Mrd. DM 

15 Mrd. DM 

10 Mrd. DM 

12 Mrd. DM 

10 Mrd. DM 
13 Mrd. DM 

75 Mrd. DM 
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Klaus Steinitz 

Wirtschaftsentwicklung und -förderung in 
Ostdeutschland - Ergebnisse, Probleme, 
Konsequenzen 

Vorbemerkung 

Eine Analyse und Bewertung der Wirtschaftsförderung in den neuen Bundeslän­
dern sowie die Ausarbeitung von Vorschlägen für ihre wirksamere Gestaltung 
verlangen vor allem, Inhalt, Art und Umfang der Wirtschaftsförderung im Zusam­
menhang mit den jeweils bestehenden konkreten gesellschaftlichen und ökonomi­
schen Entwicklungsbedingungen zu bewerten und zu gestalten. Die Übertragung 
der bisherigen Wirtschaftsförderung in den alten Bundesländern auf die sehr un­
terschiedlichen Bedingungen in den neuen Bundesländern wird den Problemen 
des ostdeutschen Transformationsprozesses nicht gerecht. Um die spezifischen 
Anforderungen an die Wirtschaftsförderung in Ostdeutschland herauszuarbeiten, 
ist es erforderlich, die wirtschaftliche Situation und die Perspektiven der wirt­
schaftlichen Entwicklung in den neuen Bundesländern zu analysieren. Es ist wei­
terhin erforderlich, die Ziele für die sozialökonomische Entwicklung Ostdeutsch­
lands als integrierter Teil der gesamten Bundesrepublik und der Europäischen 
Union näher zu bestimmen, da sich daraus wichtige konkrete Aufgaben für die 
Fortführung der Wirtschaftsförderung und ihre wirksamere Gestaltung ergeben. 

Der vorliegenden Untersuchung liegen vor allem folgende Ziele und Anforderun­
gen zu Grunde: 

- Bedingungen herzustellen, um eine sich selbst tragende wirtschaftliche Entwick­
lung in Ostdeutschland zu erreichen, die sozialen und ökologischen Erforder­
nissen entspricht. Dies verlangt den zielgerichteten Einsatz der Wirtschaftsför­
derung für die Schaffung von Arbeitsplätzen, darunter speziell für Frauen, und 
den ökologischem Umbau. 

- Verflechtung der Wirtschaftsförderung mit der Wirtschaftspolitik, vor allem mit 
einer aktiven Struktur-, Technologie- und Beschäftigungspolitik sowie einer 
solchen Haushaltsentwicklung in den ostdeutschen Ländern und Kommunen, 
die die notwendigen finanziellen Rahmenbedingungen und Voraussetzungen 
für die wirtschaftliche Revitalisierung und eine eigenständige Regionalpolitik 
schaffen. Unter den gegenwärtigen Bedingungen Ostdeutschlands ist eine 
Sektorale Strukturpolitik (insbesondere lndustriepolitik}, die auf Standortent­
scheidungen und auf die Herausbildung zukunftsfähiger regionaler Strukturen 
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und Verflechtungen Einfluß nimmt, unverzichtbar; besondere Bedeutung kommt 
der Herausbildung bzw. Intensivierung regionaler Wirtschaftsverflechtungen 
und -kreisläufe, der Verflechtung zwischen dem produzierenden Gewerbe und 
den Dienstleistungen sowie der stärkeren Nutzung der endogenen Potentiale 
der Regionen zu. 

Verbindung von Forschungs- und Wirtschaftsförderung, damit der gesamte Re­
produktionsprozeß in der Einheit seiner verschiedenen Stadien berücksichtigt 
werden kann und damit Innovationen unterstützt werden, von der Forschung 
und Entwicklung über die Produktionseinführung vor allem neue Produkte -
bis zum Markteintritt und Absatz. 

Höhere Transparenz und Demokratisierung sowie Entbürokratisierung und 
Vereinfachung der Wirtschaftsförderung, um ihre Wirksamkeit für die Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensverhältnisse der Menschen zu erhöhen. 

Die Analyse der bisherigen Wirtschaftsförderung in den neuen Bundesländern 
läßt ihre Abhängigkeit von den herrschenden kapitalistischen gesellschaftlichen 
und ökonomischen Strukturen sowie von der neokonservartiven, marktradikalen 
Wirtschaftstheorie und -politik deutlich werden. Eine Wirtschaftsförderung, die 
den oben charakterisierten Zielen gerecht wird, ist daher entscheidend an Verän­
derungen in den politischen Kräfteverhälnissen gebunden, um Reformen in Rich­
tung auf eine nachhaltige soziale und ökologischen Wirtschaftsentwicklung zu 
erreichen .. 

Die folgende Analyse und die Darlegungen zur Wirtschaftsförderung sind auf die 
Gesamtwirtschaft und die Industrie konzentriert. Spezifische Probleme der ande­
ren Bereiche, der Dienstleistungen, des Baugewerbes, der Landwirtschaft u.a. 
werden nicht behandelt 

Wirtschaftliche Ausgangspunkte und Entwicklungsbedingungen in den 
neuen Bundesländern 

Sechs Jahre nach der Währungsunion und dem Anschluß der DDR an die alte 
Bundesrepublik zeigt sich folgendes Bild der sozialökonomischen Entwicklung in 
den neuen Bundesländern. 1 

ln Ostdeutschland vollzog sich in den ersten Jahren nach der Vereinigung ein 
historisch einmaliger Vorgang der Liquidierung wirtschaftlicher und wissenschaf!-

Die folgenden Angaben beruhen auf: Jahresgutachten 1995/96, Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, November 1995; BMWi, Wirtschafts­
daten Neue Länder; Oie Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im Frühjahr 
1996, Kiel April 1996; Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte. 
Vierzehnter Bericht, DWI, Wochenberichte, 27/1996; Materialien des Statistischen Bundes­
amtes. 
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lieh-technischer Potentiale sowie der Beseitigung von Arbeitsplätzen: Halbierung 
des Bruttoinlandsprodukts, Rückgang der Industrieproduktion auf ein Drittel, wo­
bei es kaum noch industrielle Großbetriebe gibt (von 840 Betrieben mit über 
1 . 000 Beschäftigten 1989 gab es im September 1992 nur noch 117, ihre Anzahl 
ist danach weiter geschrumpft und liegt 1996 unter 50), und des Forschungspo­
tentials auf weniger als ein Fünftel, Beseitigung von fast 4 Millionen regulären 
Arbeitsplätzen. Von 1989 bis 1995 sank die Zahl der Erwerbstätigen insgesamt 
um 36%, von 9,7 Millionen auf 6,2 Millionen, in einigen Regionen sogar bis auf 
die Hälfte. Besonders stark ging sie in der Industrie (auf ein Drittel) und in der 
Landwirtschaft (auf ein Viertel) zurück. Nur im Bereich der Dienstleistungen gab 
es einen Zuwachs (rund 90%), wodurch deren Anteil an den Erwerbstätigen ins­
gesamt von 6,3% 1989 auf 18,8% 1994 stieg. Auch heute besteht !rotz Abwande­
rung von rund einer Million Menschen seit 1990 nach Westdeutschland ein reales 
Defizit von rund 2,5 Millionen Arbeitsplätzen. 1995 lag die gesamtwirtschaftliche 
Leistung in den neuen Bundesländern bei nur etwa drei Viertel des Standes von 
1989. Das BIP je Einwohner in effektiven Preisen betrug mit 23.500 DM etwa 50% 
des westdeutschen Niveaus mit 46.000 DM. Die volkswirtschaftliche Produktivität 
(BIP je Erwerbstätigen) lag 1995 bei 54,5% der alten Bundesländer. 

lnfolge der hohen Produl<.tivitätszuwächse waren Wachstum und Beschäftigung 
bisher weitgehend entkoppelt. Trotz des relativ hohen Wachstums des BIP in den 
Jahren 1992-1994 gab es nur im Jahr 1994 einen geringen volkswirtschaftliche 
Arbeitsplatzeffekt Einen Zuwachs an Arbeitsplätzen gab es nur in den Kleinbe­
trieben unter 20 Beschäftigten, während in den Betrieben ab 20 Beschäftigten 
und vor allem in den größeren Unternehmen bis heute weiter Arbeitsplätze abge­
baut werden. 

Die neuen Bundesländer haben zwar 1994 die alten Bundesländer in den Anlage­
investitionen je Einwohner übertroffen. Kumulativ lagen sie jedoch im Zeitraum 
seit der Vereinigung (1991-1995) noch unter dem westdeutschen Niveau. Bei den 
Ausrüstungsinvestitionen betrug diese kumulative Größe im Vergleich zu den al­
ten Bundesländern ca 80%. Es muß hierbei auch beachtet werden, daß die Be­
zugsbasis, die westdeutschen Anlageinvestitionen, 1994 unter dem Stand von 
1991 lag. Die gesamten Anlageinvestitionen in den neuen Bundesländern sind in 
effektiven Preisen von 92 Mrd. DM 1991 auf über 200 Mrd. DM 1995 gestiegen. 
Zu diesem relativ starken Zuwachs der Investitionen haben die vielfältigen Maß­
nahmen der Investitionsförderung beträchtlich beigetragen, die allerdings zu ei­
nem großen Teil westdeutschen und ausländischen Konzernen und großen Un­
ternehmen (Opel, VW, Siemens, Bremer Vulkan, Energiekonzernen, deutschen 
und ausländischen Chemiekonzernen im "mitteldeutschen Chemiedreieck" u a.) 
zugute kamen. Leider liegen hierzu keine offiziellen Angaben vor. Nach einer re­
präsentativen Untersuchung in Sachsen/Anhalt betrug die Verteilung des förder­
fähigen Investitionsvolumens auf KMU und Großunternehmen 1994 55: 45. (ISW, 
1995,102) 
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Bei der Beurteilung der relativen Höhe der ostdeutschen Investitionen muß neben 
den großen technologischen und strukturellen Rückständen im produzierenden 
Gewerbe, die bisher verringert, aber nicht beseitigt wurden - im Unternehmens­
sektor erreichte der Ausrüstungsbestand je Einwohner 1995 erst 43% des west­
deutschen Niveaus -, auch die unbefriedigende Situation in der Infrastruktur be­
rücksichtigt werden. Nach Berechnungen des DIW lag die lnfrastrukturkapital­
ausstattung je Erwerbsperson Anfang 1991 in Ostdeutschland bei ca 26.000 DM 
und in den alten Bundesländern bei 67.000 DM. Der relative Stand gegenüber 

den alten Bundesländern (jeweils 1 00) betrug: in der Nachrichtenübermittlung 
10%, in der Abwasserbeseitigung 26%, bei Eisenbahnen 64% und bei Wasser­
straßen 77%. (DIW, Wochenbericht, 27/94) 

Im Jahre 1989 bestanden in Ost- und Westdeutschland nahezu die gleichen 
quantitativen Anteile der in Forschung und Entwicklung Tätigen an der Bevölke­
rung. Dies hat sich in nur wenigen Jahren radikal verändert. Der Anteil der neuen 
Bundesländer an den Forschungsaufwendungen der gesamten Bundesrepublik 
liegt gegenwärtig nur etwas über 2 %. Die Anzahl der in der wirtschaftsnahen 
Forschung Beschäftigten ging von ca 85.000 auf rund 15.000 zurück. ln den neu­
en Bundesländern sind gegenwärtig je 100.000 Einwohner nur etwa 120 in FuE 
beschäftigt, während es in den alten Bundesländern über 400 sind. Die FuE­
Aufwendungen je Einwohner betragen in den neuen Bundesländern nur rund ein 
Achtel der alten Bundesländer. ln den industriellen Kernbereichen der Investiti­
onsgüterindustrie und der Chemie, die für die perspektivische Entwicklung der 
Wirtschaft bestimmend sind, ist der Rückgang noch größer. Der dramatische Ab­
sturz wird auch bei den Inlandsanmeldungen von Erfindungen zu Patenten deut­
lich: 1989 ca. 12.000 Anmeldungen aus der DDR; 1993 kamen nur noch 2.110 
Patente, oder nur 4,5 % der deutschen Patente, aus den neuen Bundesländern. 

Im Unterschied zu den alten Bundesländern ist die ostdeutsche Forschung und 
Entwicklung in einem sehr hohen Grad in kleinen und mittleren Unternehmen mit 
weniger als 100 Beschäftigten konzentriert - rund die Hälfte -, während deren 
Anteil in den alten Bundesländern bei unter 10% liegt. Hiermit hängt auch zu­
sammen, daß in den neuen Bundesländern in den innovationsintensiven Berei­
chen kleine und mittlere Unternehmen mit relativ hoher F/E-Intensität dominieren. 

Damit bestehen einerseits günstige Bedingungen, um Innovationen hervorzubrin­
gen, andererseits fehlt ihnen die Kapitalkraft, um forschungsintensive Erzeugnis­
se in dem erforderlichen Umfang zu produzieren und international zu vermarkten. 

Die in bedeutendem Umfang von Transferzahlungen gestützte Nachfrage in den 
neuen Bundesländern führte zu einem steilen Anstieg westdeutscher Warenliefe­
rungen nach Ostdeutschland. Die Lieferungen aus dem früheren Bundesgebiet in 

die neuen Bundesländer sind in nur vier Jahren auf das Achtfache gestiegen. Der 

Lieferüberschuß Westdeutschlands nach Ostdeutschland an Waren und Leistun­
gen beträgt gegenwärtig mehr als 200 Mrd. DM. Fast die Hälfte des ostdeutschen 
Markts wird durch Industrieprodukte westdeutscher Unternehmen beherrscht. ln 
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Ostdeutschland ist der Export als Konjunkturmotor weitgehend ausgefallen. Ge­
tragen wurde das Wachstum der Industrieproduktion wesentlich von Wirtschafts­
zweigen, die lokale Märkte bedienen. Auch nach dem fast totalen Exporteinbruch 
1991 sind bis 1994 die Exportanteile Ostdeutschlands am Gesamtexport der 
Bundesrepublik von Jahr zu Jahr zurückgegangen, von 2,6% 1991 auf 1,8% 
1994. Diese Tendenz wurde erstmalig 1995 mit einem rascheren Exportwachstum 
Ostdeutschlands durchbrechen. 

Die radikale Privatisierungspolitik der Bundesregierung und der Treuhandanstalt 
führte nicht nur zu einer weitgehenden Deindustrialisierung und zur massenhaften 
Vernichtung von Arbeitsplätzen. Parallel hierzu vollzog sich die Übernahme ost­
deutscher Industrieunternehmen durch das westdeutsche Kapital. Der Hauptteil 
der Kapazitäten vor allem der Industrie - über 80% des Vermögens der ehemali­
gen volkseigenen Betriebe - befindet sich in der Hand westdeutscher Unterneh­
men. ln Ostdeutschland entwickelte sich so eine in Europa einmalige Landschaft 
überwiegend industrieller Filialokonomie. Alle strategischen Entscheidungen der 
ostdeutschen Niederlassungen westdeutscher Unternehmen über Investitionen, 
Forschung und Entwicklung werden weitab vom Ort gefällt und oft ohne Berück­
sichtigung der Belange der Region. Hieraus erwachsen natürlich zusätzliche 
Hemmnisse für eine regionale Strukturpolitik. 

Ein wichtiges Ergebnis der Wirtschaftspolitik und der Wirtschaftsförderung waren 
die Zunahme der Selbständigen und die Herausbildung kleiner und mittlerer ost­
deutscher Unternehmen (KMU). Die Anzahl der Selbständigen stieg von 187.000 
1989 auf 502.000 1994, wodurch sich ihr Anteil an den Erwerbstatigen von 2 auf 
8% erhöhte. Die Wirtschaftsförderung hat zwar die Existenzgründung bedeutend 
unterstützt Sie war aber bisher keine ausreichende Grundlage für die Konsolidie­
rung eines überlebensfähigen breiten gewerblichen Mittelstandes. Die größten 
Probleme sind: 

Eigenkapitalschwäche - gegenüber dem schon hohen Anteil westdeutscher 
KMU mit einer unzureichenden Eigenkapitalquote von unter 10% (29,3% aller 
Mittelständler), liegt dieser Anteil in den neuen Bundesländern mit 45% fast 
doppelt so hoch; dabei ist die durchschnittliche Eigenkapitalquote der jungen 
Unternehmen in den neuen Bundesländern ständig gesunken, von 1992 bis 
1994 bei den mit Eigenkapitalhilfe geförderten Unternehmen von 19,9% auf 
16,5% und bei den nicht geförderten Unternehmen von 13,9% auf 11 ,6%; 

Absatzschwierigkeiten bei hohen Markteintrittsbarrieren und verschärftem Ver­
drängungswettbewerb; 

Liquiditätsschwierigkeiten infolge fehlender finanzieller Reserven, erschwerten 
Zugangs zu Überbrückungskrediten mit günstigen Zinssätzen und mangelnder 
Zahlungsmoral; 
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- bürokratische, schwer zu durchdringende Antrags- und Verfahrensmodalitäten 
bei der Inanspruchnahme der Wirtschaftsförderung sowie kaum zu durch­
schauender Fördermitteldschungel. 

Das Ergebnis: eine steil nach oben führende Kurve von Unternehmenspleiten. 
von denen auch leistungsfähige Unternehmen mit zukunftsfähigen Konzepten 
nicht verschont sind. Die lnsolvenzenquote (lnsolvenzen je 1000 Betriebe) im 
verarbeitenden Gewerbe war 1991 in den alten und neuen Bundesländern mit 
rund 15 etwa gleich. 1994 lag sie mit 55 in Ostdeutschland fast doppelt so hoch 
wie in Westdeutschland (29). Die lnsolvenzen sind 1995 in Westdeutschland um 
1 0%, in Ostdeutschland nochmal um 50% gestiegen. Nach wie vor besteht jedoch 
ein Nettozuwachs gewerblicher Unternehmen, darunter auch im verarbeitenden 
Gewerbe, der allerdings von Jahr zu Jahr beträchtlich zurückgeht. 1995 gab es 
nach Angaben des BMWi in Ostdeutschland bei 74.000 Unternehmensgründun­
gen 49.000 Unternehmensliquidationen. Bei rückläufiger Anzahl von Gewerbe­
anmeldungen und steigender Anzahl von Gewerbeabmeldungen (nicht identisch 
mit Unternehmensgründungen und -Iiquidationen) sank der Saldo (Nettozuwachs) 
von 93.000 in 1992, 70.000 1993, 51.000 1994 auf 35.000 1995 (Statistisches 
Bundesamt, Institut für Mittelstandsforschung, Bonn). 

Eine zusammengefaßte Übersicht über den Stand der ostdeutschen Wirtschaft 
gibt die folgende Tabelle (berechnet nach Angaben des Statistischen Bundesam­
tes und des BMWi). 

Anteile der neuen Bundesländer an den gesamtdeutschen 
Indikatoren (Deutschland=100) im Jahre 1995 

Bevölkerung 

Arbeitslose (offiziell registrierte) 

Unterbeschäftigte (erwebslos bzw. ohne reguläre Arbeit) 

Anlageinvestitionen 

privater Verbrauch 

Bruttoinlandsprodukt 

Umsatz des verarbeitenden Gewerbes 

Anteile der High-Tech-Bereiche 

Export 

unter 

19% 

31% 

40% 

25% 

14% 

11% 

6% 

4% 

2% 
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Ein wesentlicher Indikator für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und den 
Handlungsspielraum der Länder und Kommunen ist die Steuerdeckungsquote. 
Sie betrug in den neuen Bundesländern 1995 auf Basis der eigenen Steuermittel 
37%, einschließlich der Umsatzsteuerergänzungsanteile 48%, während sie in den 
westlichen Flächenländern bei 74% lag. Die ostdeutschen Kommunen wiesen 
1994 mit einem Steueraufkommen von 456 DM je Einwohner nur ein Drittel des 
Steueraufkommens der westdeutschen Flächenländer (1336 DM) auf. Die Netto­
kreditaufnehme hat sich in den neuen Ländern rasant erhöht und liegt pro Ein­
wohner etwa doppelt so hoch wie in den westdeutschen Flächenländern. (Sechs­
Thesen-Papier der ostdeutschen Finanzminister, April 1996) 

Seit der Vereinigung anstanden auch neue, innovative Strukturen der Produktion. 
ln den meisten Branchen der verbliebenen Industrie erfolgte eine weitgehende 
Erneuerung des Produktionsprogramms, ein großer Teil der Produktionsanlagen 
wurde ersetzt bzw. modernisiert. Leistungsfähige infrastrukturelle Kapazitäten, 
u.a. im Verkehrswesen und in der Kommunikation, wurden geschaffen. Die sich 
hieraus ergebenden großen Aufträge an die Investitionsgüterindustrie wurden und 
werden jedoch zum weit überwiegenden Teil von westdeutschen Unternehmen 
realisiert. 

Es vollzogen sich auch tiefgreifende makrostrukturelle Veränderungen, die die 
spezifische wirtschaftliche Situation Ostdeutschlands und die Aussichten ihrer 
Entwicklung wesentlich bestimmen. Gegenüber 1989 sind die Anteile der Indu­
strie bzw. des verarbeitenden Gewerbes und der Landwirtschaft am BIP stark zu­
rückgegangen, während sich die des Baugewerbes und der Dienstlei­
stungen zum BIP beträchtlich erhöht haben. 

Für ausgewählte Wirtschaftsbereiche betragen die Anteile an der Bruttowert­
schöpfung 1995 (Angaben in % ): 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Dienstleistungen 

19,0 

17,2 

23,7 

Westdeutschland 

27,7 

5,1 

35,3 

(Schätzungen des Sachverständigenrats, Jahresgutachten 1995/96) 

Seit Ende 1995 hat sich die wirtschaftliche Situation Ostdeutschlands dramatisch 
verschlechtert. Der wirtschaftliche Aufholprozeß ist nicht nur ins Stocken gekom­
men, sondern wurde gestoppt. Inwieweit er wieder in Gang gesetzt wird ist frag­
lich. Im günstigsten Fall wird er mit einem wesentlich geringeren Tempo als bisher 
und auch im Vergleich zu allen Prognosen erfolgen. Dies wird insbesondere an 
Hand folgender Indikatoren deutlich: 



31 

- Drastischer Rückgang des Wirtschaftswachstums. Das jahresdurchschnittliche 
Wachstum des BIP betrug nach Angaben des Statistischen Bundesamtes in 
den Jahren 1992-1994 fast 8%. Diese noch vor kurzem von der Bundesregie­
rung und dem Sachverständigenrat auch für die Folgejahre vorausgesagten 
Zuwachsraten werden ab 1995 nicht mehr erreicht 1995 betrug die Zuwachsra­
te des BIP 5,6%. Im ersten Quartal 1996 stagnierte erstmalig seit 1992 das 
BIP. Das gesamtwirtschaftliche Wachstum wird 1996 und 1997 voraussichtlich 
unter 3% liegen. Im weiteren Verlauf der 90er Jahre muß damit gerechnet wer­
den, daß die jahresdurchschnittliehen Zuwachsraten in den neuen Bundeslän­
dern unter 4% liegen werden. 

- Die Arbeitslosenzahlen steigen wieder an, nachdem sie 1994 etwas zurückge­
gangen waren. Sie lagen im April 1996 insgesamt um 157.500 über dem ent­
sprechenden Vorjahresstand. Neben der Reduzierung der arbeitsmarktpoliti­
schen Maßnahmen schlägt sich hier nieder, daß eine Reihe mittlerer und grö­
ßerer an westdeutsche und ausländische Eigentümer verkaufte 
Treuhandbetriebe vor dem Konkurs und damit vor Massenentlassungen ste­
hen. Mit einer zeitlichen Verzögerung von nur 2 bis 4 Jahren zeigt sich darin 
ein weitgehendes Scheitern der marktradikalen Privatisierungspolitik der Bun­
desregierung und der Treuhandanstalt sowie auch der bisherigen Wirtschafts­
förderung und außerordentlich großzügigen Subventionspolitik gegenüber 
westdeutschen und ausländischen Großunternehmen. Während die Anzahl der 
Erwerbstätigen vom ersten Quartal 1994 bis zum ersten Quartal 1995 um rund 
170.000 zunahm, ging sie bis zum ersten Quartal1996 wieder um rund 50.000 
zurück. 1996 und auch 1997 muß mit einem weiteren Rückgang der Beschäftig­
ten in Ostdeutschland gerechnet werden. Die von der Bundesregierung vorge­
sehene Verringerung der Mittel für eine aktive Arbeitsmarktpolitik in Ost­
deutschland wird die Arbeitslosenzahlen weiter in die Höhe treiben. Die Anglei­
chung der für eine aktive Arbeitsmarktpolitik vorgesehenen Mittel an die alten 
Bundesländer würde die offiziellen Arbeitslosenzahlen in Ostdeutschland um 
rund 300.000 erhöhen. Damit würde die offizielle Arbeitslosenquote bei rund 
20% liegen und die reale Unterbeschäftigung mindestens 25% betragen. 

- Das rasche Investitionswachstum der letzten Jahre wurde abgebrochen. Bis 
1994 waren die wichtigsten Standortentscheidungen der Industrie für Ost­
deutschland getroffen Die mit der Privatisierung der Treuhandbetriebe einge­
leitete Investitionswelle hat ihren Höhepunkt schon überschritten. Eine größere 
Anzahl von Neuansiedlungen westdeutscher und ausländischer Unternehmen 
sowie entsprechende Großinvestitionen sind kaum mehr zu erwarten. Auch 
über die Fortführung der industriellen Kernsektoren Chemie- und Stahlindu­
strie, Maschinenbau, Elektrotechnik, die am stärksten von Stillegungen, Pro­
duktionseinschränkungen und der Vernichtung von Arbeitsplätzen betroffen 
wurden, ist schon entschieden. ln einer Studie des lfo-lnstituts München von 
April 1996 wird davon ausgegangen, daß der Investitionszuwachs 1996 stark 
zurückgehen wird (real nur noch 3,6%) und daß die Investitionen 1997 erst-
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mals seit der Vereinigung sinken werden. ln der verarbeitenden Industrie muß 
schon für 1996 mit einem absoluten Rückgang der Investitionen gerechnet 
werden. Das ist auch einleuchtend, wenn von den Hauptgründen des Engage­
ments westdeutscher Unternehmen in Ostdeutschland ausgegangen wird: ein­
mal die außerordentlich hohen, das normale Maß weit übersteigenden För­
dermittel und Zugeständnisse der Treuhandanstalt und des Staates, insbeson­
dere bei der Privatisierung, und zum anderen das Eindringen auf den 
ostdeutschen Markt. (Vgl. Stellungnahme des DIW in einer Anhörung des Wirt­
schaftsausschusses des Deutschen Bundestages) Die Wirkung beider Fakto­
ren ist weitgehend erschöpft bzw. nimmt stark ab. 

Das Baugewerbe, bisheriger Hauptträger des Wachstums, verliert seine Impuls­
funktion. Die Bauproduktion wird 1996 und 1997 zurückgehen. 

- Die Haushaltssituation der ostdeutschen Länder und Kommunen hat sich 1996 
weiter zugespitzt. Diese Tendenz setzt sich in den Folgejahren fort und engt die 
wirtschaftspolitischen Spielräume für eine regionale Struktur- und Beschäfti­
gungspolitik weiter ein. 

Eine Analyse der Faktoren, die diese veränderte ökonomische Situation in den 
neuen Bundesländern hervorgerufen haben, führt zur Schlußfolgerung, daß es 
sich hier nicht um eine "Pause" oder nur um ein Stocken im wirtschaftlichen Auf­
holprozeß handelt. Wenn die marktradikale neoliberale Wirtschaftspolitik forciert 
wird und das Sparprogramm der Bundesregierung gegen alle Widerstände 
durchgesetzt wird, so führt das zum weitgehenden Abbruch des Aufholens. Auf 
längere Sicht wird eine sich selbst tragende wirtschaftliche Entwicklung verhindert 
oder zumindest in eine nebelhafte Ferne verschoben. 

ln den neuen Bundesländern gibt es außer den Problemen, die die Wirtschafts­
aussichten bundesweit trüben - Stagnation der lnlandsnachfrage, Rückgang der 
Investitions- und Bautätigkeit, Innovationsschwächen -,weitere ungünstige Fakto­
ren. 

Erstens beruhte die bisherige wirtschaftliche Dynamik Ostdeutschland, wie bereits 
festgestellt wurde, in hohem Maße auf der Bauproduktion, die sehr stark von öf­

fentlichen Aufträgen abhing. Der Anteil des Baugewerbes am BIP ist in den neuen 
Bundesländern etwa 3,5 mal so groß wie in den alten. Die Defizite der öffentli­
chen Haushalte, der geringe Zuwachs bei den Masseneinkommen sowie die 
Überkapazitäten an Büroflächen führen zu einem drastischen Rückgang der 
Bautätigkeit. 

Zweitens verschärft sich der Konkurrenzkampf um Marktanteile, weil sich die Bin­

nennachfrage nur gering ausdehnt. Hieraus erwachsen den ost- im Vergleich zu 
den westdeutschen Unternehmen weit größere Probleme - vor allem Folge ihrer 
schwächeren Marktpositionen, geringeren Liquiditätsreserven sowie des sehr 
niedrigen Exportanteils. Die Exportexpansion wird in diesem Jahr der wichtigste 
Wachstumsträger für die deutsche Wirtschaft sein. Dieser Impuls fällt für die neu-
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en Bundesländer faktisch weg, da ihre Exportquote nur etwa ein Fünftel der west­
deutschen beträgt Eine Erhöhung des ostdeutschen Exports um 10% würde da­
her nur einem Wachstumsbeitrag zum ostdeutschen BIP von 0,5% entsprechen. 

Drittens verstärken sich in den neuen Bundesländern die Negativeffekte der in 
den alten Bundesländern zu Tage tretenden konjunkturellen und strukturellen 
Probleme. Die öffentlichen Haushalte haben nicht nur wegen der eigenen Steuer­
ausfälle geringere Einnahmen, sondern auch wegen reduzierter Zuweisungen im 
Rahmen des Länderfinanzausgleichs. Die starke Abhängigkeit von westdeut­
schen "Mutterunternehmen" zeigt sich auch darin, daß in schwierigen Zeiten In­
vestitionen zur Kapazitätserweiterung und zur Schaffung von Arbeitsplätzen in 
den neuen Bundesländern insgesamt stärker gestrichen, reduziert oder zeitlich 
verschoben werden als in den alten Bundesländern. Das gilt ebenso für die Stille­
gung vorhandener Kapazitäten. 

Die Meinungsaußerungen der "offiziellen" Wirtschaftspolitik und -theorie zum 
weiteren Angleichungsprozeß der neuen Bundesländer (von der Regierungsko­
alition über den Sachverständigenrat bis zu den wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstituten) stimmen weitgehend darin überein, daß die Schwierigkeiten 
der neuen Bundesländer hauptsächlich auf die zu hohen Lohnkosten zurückzu­
führen seien. Im vierzehnten Bericht "Gesamtwirtschaftliche und Unternehmeri­
sche Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland" vom Juli 1996 heißt es: "Das 
Grundproblem der ostdeutschen Wirtschaft ist weiterhin das viel zu hohe Lohnni­
veau." (DIW, Wochenbericht 2711996, S. 460). Rüdiger Pohl, Präsident des ost­
deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung Halle, schreibt: "Damit hat sich in 
Ostdeutschland mit den Lohnkosten ein chronischer Belastungsfaktor etabliert, 
der den Aufbau der ostdeutschen Wirtschaft behindert ... Von der Sache her ist in 
der ostdeutschen Lohnpolitik eine Korrektur notwendig, konkret: eine Verringe­
rung der Löhne." (IWH, Wirtschaft im Wandel, 8/96, 8.8/9) Aus pragmatischen 
Gründen wird darauf verzichtet, eine Lohnsenkung von etwa 20% zu fordern, 
sondern vorgeschlagen, über eine längeren Zeitraum auf jeglichen nominalen 
Lohnzuwachs zu verzichten. 

Es kann natürlich nicht bestritten werden, daß die Lohnstückkosten in den neuen 
Bundesländern erheblich über denen Westdeutschlands liegen und daß daraus 
auch ökonomische Probleme erwachsen, u.a. Schwächung der Konkurrenzfähig­
kelt, geringe Motivation oder auch Möglichkeit für Investitionen zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen. Aber diese Argumentation läßt wesentliche Zusammenhänge au­
ßer Acht 

Die Lohnstückkosten liegen in der ostdeutschen Wirtschaft bei 135% des west­
deutschen Niveaus, im verarbeitenden Gewerbe bei 133%. Im verarbeitenden 
Gewerbe sind sie zwar von 1993 bis 1995 von 129 auf 133% gestiegen, gesamt­
wirtschaftlich aber sind sie gleich geblieben. Davor sind sie beträchtlich zurück­
gegangen. 1991 lagen sie im verarbeitenden Gewerbe bei 192% und gesamtwirt­
schaflich bei 153%. Die meisten größeren Investitionsentscheidungen sind bei 
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der Privatisierung der Treuhandbetriebe 1991 und 1992 gefallen, als die Lohn­
stückkosten weit höher waren als heute und als noch ein schnelleres Tempo der 
Lohnangleichung vorgesehen war, als tatsächlich eingetreten ist. Darin bestätigt 
sich, daß die Investitionsentscheidungen der großen Unternehmen nicht in erster 
Linie von der Höhe der Lohnstückkosten bestimmt werden. Bei einer Befragung 
ostdeutscher Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes im Frühjahr 1995 über 
ausgewählte Probleme, die ihnen zu schaffen machen, wurde das zu schnelle 
Steigen der Löhne und Gehälter erst an fünfter Stelle genannt nach schlechter 
Zahlungsmoral, geringem Eigenkapital, zunehmendem Konkurrenzkampf, ange­
spannter Liquiditätslage. (DIW, Wochenbericht 27/1996, S. 439) 

Die durchschnittlichen Lohnstückkosten eines Wirtschaftsbereichs verwischen die 
großen Unterschiede zwischen den Unternehmen. ln den neu ausgerüsteten Be­
trieben, die mit modernsten Technologien arbeiten, werden die Lohnstückkosten 
kaum über denen analoger westdeutscher Unternehmen liegen, eher darunter. 
Probleme aus den hohen Lohnstückkosten (einschließlich der Lohnnebenkosten) 
ergeben sich vor allem für die ostdeutschen kleinen und mittleren Unternehmen. 

Hinzu kommt, daß die zu hohen Kosten ostdeutscher Unternehmen nicht nur von 
den hohen Lohnstückkosten hervorgerufen werden. Wesentliche kostensteigern­
de Wirkungen gehen aus von den im Vergleich zu den alten Bundesländern hö­
heren Energiepreisen, den hohen Wasser- und Abwassergebühren, den Gewer­
beraummieten und den stärkeren Belastungen aus dem Kapitaldienst als Folge 
des geringen Eigenkapitals und unzureichender Sicherheiten für die Kreditauf­
nahme. Gerade hier besteht ein weites Feld von Möglichkeiten, die ökonomischen 
Rahmenbedingungen für die Unternehmen in den neuen Bundesländern zu ver­
bessern. Um die Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen Unternehmen zu erhö­
hen, reicht es auch nicht aus, die Anstrengungen nur auf die Kostensenkung zu 
konzentrieren. Entscheidend sind vor allem raschere Fortschritte bei den Er­
zeugnisinnovationen, um den Anteil neuer, konkurrenzfähiger Erzeugnisse an der 
Produktion zu erhöhen. 

Schließlich darf die soziale und politische Dimension der Forderung nach Lohn­
senkung oder mehrjährigem Lohnstop nicht außer Acht gelassen werden. Seit der 
Vereinigung hat sich das ostdeutsche Lohnniveau schrittweise dem westdeut­
schen angenähert und liegt gegenwärtig bei 70 bis 75%. Lohnsenkung oder 
Lohnstop würden nicht nur bedeuten, daß dieser Angleichungsprozeß zum Sti/1-
stand kommt, sondern der entgegengesetzte Prozeß einer wieder anwachsenden 
Kluft in den Einkommen in Gang gesetzt wird. 

Zusammenfassend ergibt sich: die Chancen für eine selbst tragende wirtschaftli­
che Entwicklung in Ostdeutschland haben sich verschlechtert. Ohne grundlegen­
de Änderung der Banner Wirtschaftspolitik wird der sozialökonomische und öko­
logische Fortschritt in den neuen Bundesländern mittel- und langfristig gebremst, 
die reale Massenarbeitslosigkeit wird sich auf einem Niveau von über 20% ver-
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festigen und die sozialen Unterschiede zwischen den neuen und den alten Bun­
desländern werden nicht abnehmen. 

Mit dem Abschluß der Privatisierung verändern sich auch die Bedingungen und 
Prioritäten der weiteren sozialökonomischen Entwicklung Ostdeutschlands. Anstel­
le des Entstehans neuer Unternehmen infolge von Privatisierung und durch Aus­
gründungen, Errichtung/Ansiedlung von Betrieben verlagert sich jetzt das 
Schwergewicht auf: 

- die Nutzung der endogenen Potentiale, d.h. die Entwicklung und Konsolidie­
rung der bereits existierenden Unternehmen, die stärkere Konzentration auf 
den lnnovationsproz.eß, um eine höhere Wertschöpfung durch neue Produkte 
zu erreichen und den Absatz zu erweitern; 

die Produktions- und Leistungsbranchen, die besonders forschungs-, qualifika­
tions- und innovationsintensiv sind sowie den Erfordernissen einer nachhalti­
gen, umweltfreundlichen Entwicklung entsprechen: das sind zum großen Teil 
die Branchen des verarbeitenden Gewerbes, die am stärksten vom industriel­
lem Absturz betroffen waren und die auch dem schärfsten Konkurrenzkampf 
unterliegen; 

die Herausbildung und Intensivierung regionaler Verflechtungsbeziehungen und 
Wirtschaftskreisläufe, womit insbesondere eine solche Wirtschaftsentwicklung 
gefördert werden soll, die dazu beiträgt, sowohl Umwelterfordernissen verstärkt 
Rechnung zu tragen als auch neue perspektivische Arbeitsplätze zu schaffen: 

- die Verbesserung der Betriebsgrößenstruktur, da der geringe Anteil leistungs­
fähiger Mittelbetriebe und insbesondere von Betrieben mit über 500 und 1000 
Beschäftigten sich zunehmend als Hemmnis für einen sich selbst tragenden 
wirtschaftlichen Aufschwung erweist; 

die Konsolidierungsphase der KMU: bei weiterer Förderung von Existenzgrün­
dungen gewinnen Existenzsicherung und Konsolidierung der schon bestehen­
den Unternehmen an Bedeutung. 

Instrumente und Programme der Wirtschaftsförderung in den neuen 
Bundesländern 

Der Wirtschaftsförderung für Ostdeutschland liegen im wesentlichen die in West­
deutschland bekannten und dort schon längere Zeit angewandten Programme 
und Instrumente zugrunde. Sie wurden mit einigen Modifikationen auf die neuen 
Bundesländer übertragen und auch um einige spezifische Programme des Bun­
des und der neuen Bundesländer ergänzt. Die vorgenommenen Anpassungen 
führten in der Regel zur Ausweitung des Begünstigtenkreises, zur Erhöhung der 
Förderintensität und zur Erleichterung der Zugangsbedingungen. Da Ostdeutsch-
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land im Rahmen der EU insgesamt als Ziei-1-Gebiet (Regionen mit Entwicklungs­
rückstand) eingestuft wurde, spielen die Förderprogramme der EU eine weit grö­
ßere Rolle als in den alten Bundesländern. 

Die Wirtschaftsförderung ist auf verschiedene Komplexe konzentriert. Dabei gibt 
es unterschiedliche Gliederungsmöglichkeiten und Zurechnungen. ln der bisher 
umfassendsten Untersuchung zur Wirtschaftsförderung in den neuen Bundeslän­
dern (Lichtblau, Kar!, Von der Transfer- in die Marktwirtschaft, strukturpolitische 
Leitlinien für die neuen Bundesländer, Deutscher lnstitutsverlag, Köln 1995) wird 
folgende Gliederung der Förderprogramme vorgenommen: 

Investitionen 
Eigenkapitalhilfe 
Forschung und Entwicklung 
steuerliche Erleichterungen 
Absatz/Beratung. (Vgl. ebenda, 78) 

Hier und auch im Jahresgutachten 1995/96 des Sachverständigenrats zur Begut­
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sind unter den angeführten Ka­
tegorien von Förderprogrammen die Programme der Arbeitsmarktpolitik nicht ent­
halten, die zumindest im weiteren Sinne als Bestandteile der Wirtschaftsförderung 
angesehen werden müßten. ln der vom BMWi herausgegebenen Informations­
broschüre "Wirtschaftliche Förderung in den neuen Bundesländern" {Stand Juni 
1995) wird eine etwas andere und erweiterte Gliederung der Wirtschaftsförderung 
vorgenommen, in der die arbeitsmarktpolitischen Hilfen enthalten sind (Arbeits­
vermittlung und -beratung, Kurzarbeitergeld, Frauenförderung, berufliche Fortbil­
dung und Umschulung, Berufsberatung, Ausbildungsförderung, Ausbildungsmaß­
nahmen in überbetrieblichen Einrichtungen, institutionelle Förderung der berufli­
chen Bildung, Förderung der Arbeitsaufnahme, Förderung der Aufnahme einer 
selbständigen Tätigkeit, Beschäftigungshilfe für Langzeitarbeitslose, Projektförde­
rung für besonders schwervermittelbare Arbeitslose, ABM, Arbeitsförderung Ost, 
Europäischer Sozialfonds-Bundesprogramm, Besondere Hilfen für Behinderte, 

der Einstellung und Beschäftigung Schwerstbehinderter auf Arbeits-
plätzen) 

Für jeden Komplex gibt es mehrere Programme und Instrumente (Zuschuß, Zula­
ge, Steuervergünstigungen, subventionierte Darlehen, Garantien). Fast jedes 
Bundesprogramm findet sich in modifizierter Form als Landes- und 
wieder. Depplungen und Überlappungen bei Inhalt, Begünstigtenkreis und För­
dervoraussetzungen sowie Vielfalt der Träger erschweren die Übersichtlichkeit. 
Bund, Länder, staatliche Förderbanken und die EU haben nach Angaben des 
Deutschen Industrie- und Handelstages in den neuen Bundesländern insgesamt 
mehr als 500 Förderprogramme aufgelegt Nach anderen Quellen liegt die Anzahl 
der Förderprogramme bei mehr als 700 oder 800. Abweichungen sind wahr­
scheinlich auf die unterschiedliche Einbeziehung der verschiedenen Unterpro­
gramme zurückzuführen. 
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Etwa 90% des finanziellen Fördervolumens entfallen auf die fünf Instrumente ln­
vestitionszulage, Sonderabschreibung, lnvestitionszuschuß der Gemeinschafts­
aufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", Eigenkapitalhilfe und 
ERP-Kredite. (Jahresgutachten 1995/96, 116) 

Im Zeitraum 1991 bis 1994 betrug die gewerbliche Investitionsförderung in den 
neuen Ländern: 

- Finanzhilfen - Zuschüsse der Gemeinschaftsaufgabe und Zulagen für Investi­
tionen- insgesamt 41,6 Mrd. DM. Für die Förderung gewerblicher Investitionen 
wurden bis Ende 1994 26,3 Mrd. Investitionszuschüsse bewilligt, womit ein ln­
vestitionsvolumen von kumulativ 133 Mrd. DM mit einem Satz von 19,8% ge­
fördert wurde. Hiervon wurden bis Ende 1994 etwa 63% (16,5 Mrd. DM) aus­
gezahlt Die Investitionszulage betrug im Zeitraum 1991-1994 15,33 Mrd. DM, 
ansteigend von 1,04 Mrd. DM 1991 auf 5,5 Mrd. DM 1994. ( Jahresgutachten 
1995/96, 118; Lichtblau, 86ff). Auf die Investitionszulage hat jeder Investor ei­
nen Rechtsanspruch. Im Unterschied zum lnvestitionszuschuß werden nur Aus­
rüstungsinvestitionen gefördert Die Höhe der Zulage wurde seit ihrer Einfüh­
rung mehrfach verändert: von zu Beginn ( 1990) 12% für alle Bereiche über die 
Reduzierung auf 8 und 5% -ohne Banken, Versicherungen, Handel, Gas und 
Elektrizität- bis zur heutigen stärkeren Differenzierung der Höhe (5 bzw 10%) 
nach Branchen und Unternehmensgrößen. Stärkere Unterstützung bekommen 
Unternehmen bis zu 250 Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe und Hand­
werk bzw. bis zu 50 Beschäftigten im Groß- und Einzelhandel. Die Gültigkeit 
wurde bis Ende 1998 verlängert 

Sonderabschreibungen und sonstige steuerliche Erleichterungen insgesamt 
10 Mrd. DM. Die Sonderabschreibungen sollen bis 1998 fortgeführt werden. Ab 
1997 werden sie reduziert - Höchstsatz 40% - sowie nach Wirtschaftsbereichen 
und Investitionsarten differenziert. 

Investitionskredite für den Mittelstand - insgesamt 69 Mrd. DM (darunter zins­
begünstigte Kredite- ERP-Kredite für KMU und KfW/DtAB-Darlehen- 18,9 Mrd. 
DM) Mit diesen Krediten wurden bis Ende 1994 Investitionen von insgesamt 
108 Mrd. DM gefördert, knapp ein Drittel aller Unternehmensinvestitionen ohne 
Wohnungsbau. Von 1990 bis 1994 wurden eigenkapitalähnliche Darlehen in 
Höhe von 13 Mrd. DM gewährt, die auf rund 130.000 Fälle verteilt wurden. Die 
Mittel bleiben in den ersten 10 Jahren tilgungs- und in den ersten drei Jahren 
zinsfrei. Die Zinsen steigen vom vierten bis sechsten Jahr von 2 auf 4% an. Zur 
Sicherung von Investitionskrediten werden Bürgschaften und Gewährleistun­
gen gegeben. Für Investitionskredite gibt es ein dreistufiges Bürgschaftssy­
stem: bis zu 1 Million DM (Regelfall), von 1 bis 20 Millionen DM und über 20 
Millionen DM. 

- Mittel für die Forschungsförderung 2,4 Mrd. DM des Bundes, rund 40% der 
F/E-Ausgaben der neuen Länder für die Wirtschaft Die F/E-Mittel bleiben an-
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gesichts der zu lösenden Aufgaben und im Vergleich zu den alten Bundeslän­
dern auf einem unbefriedigenden, viel zu niedrigen Niveau. Die Forschungs­
förderung ist sehr zersplittert. Allein der Bund bietet 14 Förderprogramme an, 
mit zahlreichen Unterprogrammen, die jeweils unterschiedliche Schwerpunkte 
aufweisen. Die gesamte Förderung ist nach dem Antragsprinzip aufgebaut, - es 
gibt kein Programm mit Rechtsanspruch. 

Steuervergünstigungen; sie blieben auf wenige Ausnahmen beschränkt wie 
Staffelung der Gewerbeertragssteuer, befristete Aussetzung der betrieblichen 
Vermögens- und Gewerbekapitalsteuer. Der hierdurch hervorgerufene Steuer­
ausfall für die Zeit 1991 bis 1994 wird auf etwa 2,1 Mrd. DM geschätzt. 
(Lichtblau, 1 03) 

Kapitalbeteiligungsgesellschaften (KBG), die als öffentliche Einrichtungen stille 
Beteiligungen vergeben. Sie fungiere"n als Kapitalsammelstellen, die vorwie­
gend nicht emissionsfähigen klein- und mittelständischen Unternehmen zeitlich 
begrenzt haftendes Eigenkapital in Form offener und stiller Beteiligungen zu­
führen. Das Volumen fCir die neuen Bundesländer lag Ende 1993 bei 436 Mil­
lionen DM. (Lichtblau, 94-98) 

Für die Infrastrukturwurden in diesem Zeitraum 214 Mrd. DM ausgegeben und für 
den sozialen Wohnungsbau 52 Mrd. DM Kredite bereitgestellt. (Lichtblau, 81, 83-
86 und 130) 

Der Anteil der Mittel für die Wirtschaftsförderung im engeren Sinne (ohne Arbeits­
förderung und ohne Infrastruktur) an den gesamten Transferzahlungen (brutto) 
von West nach Ost betrug in allen Jahren von 1996 bis 1995 weniger als 10%. 
(Ragnitz, IWH, Wirtschaft im Wandel, Nr. 5196) 

Die Probleme, die durch den Wegfall der traditionellen Absatzmärkte sowohl im 
Inland als auch in Ost- und Mitteleuropa hervorgerufen wurden, standen nicht im 
Vordergrund der Wirtschaftspolitik und daher auch nicht der Wirtschaftsförde­
rung, obgleich hierzu mit der zeitlich befristeten Einführung einer Wertschöp­
fungspräferenz ein Vorschlag des Bundesverbandes der Industrie vorlag. Die Ab­
satzförderung wurde in viele kleine Einzelmaßnahmen zersplittert. Das wichtigste 
Instrument sind die Hermes-Bürgschaften für Exportgeschäfte. Daneben gibt es 
die Förderung der Beteiligung an Ausstellungen und Messen. Auch viele der Be­
ratungsförderungsprogramme zielen in diese Richtung. Hierzu gehört auch das 
Einräumen von Präferenzen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge nach der Ver­
dingungsordnungfür Leistungen. (Lichtblau, 1 03/4) 

Die Wirtschaftsförderung hat in der Haushaltspolitik der ostdeutschen Bundeslän­
der einen hohen Stellenwert. in den Länderhaushalten wurden von 1991 bis 1993 
mit steigender Tendenz 16% der Ausgaben hierfür eingesetzt. ln Westdeutsch­
land liegt diese Quote um die Hälfte niedriger. Der weit überwiegende Teil wurde 
für Investitionszuweisungen verwendet (31 Mrd. DM 1991 bis 1993). 10 Mrd. DM 
flossen als nichtinvestive Zuweisungen an Unternehmen. (Lichtblau, 1 05) 
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Alle Programme beruhen auf dem Antragsprinzip. Parallel zu bestehenden Pro­
grammen des Bundes und der Sonderbanken haben die Länder eigene Pro­
gramme aufgelegt, vor allem für die Bereiche Mittelstand, Forschung, Innovation, 
Arbeitsmarkt. Neue Schwerpunkte werden von den Ländern bei der Erhaltung und 
Konsolidierung der Industrie gesetzt Es handelt sich hierbei in der Regel um Li­
quiditätssicherungs-, lnvestitionssicherungs- oder Konsolidierungsprogramme, 
auf deren Grundlage den Unternehmen bei Vorliegen tragfähiger Unternehmens­
konzepte Darlehen zur Verfügung gestellt werden. 

Mehrere ostdeutsche Länder haben spezielle Programme initiiert, um industrielle 
Kerne zu erhalten bzw. zu schaffen: das Atlas-Projekt in Sachsen, das Beratungs­
sowie Erhaltungs- und Gestaltungsleistungen übernimmt; das Anker-Projekt in 
Mecklenburg-Vorpommern mit einer ähnlichen Aufgabe; das Konzept Thüringens 
zur Entwicklung industrieller Zentren, das durch eine Beteiligungsgesellschaft -
Holding unter Führung der Banken - realisiert werden sollte, das aber schon dar­
an scheiterte, daß Banken oder andere private Investoren nicht bereit waren, sol­
che Aufgaben zu übernehmen; die Gründung staatlicher Holdinggesellschaften 
auf Länderebene, die Beteiligungen an diesen Unternehmen erwerben und sie in 
eigener Regie sanieren sollten - auch dies konnte nicht zur Wirksamkeit gelan­
gen. Es gibt auch einige Konzepte zur integrierten Standortentwicklung, durch die 
nicht einzelne strukturbestimmende Unternehmen gefördert werden sollen, son­
dern ganze Unternehmensstandorte, die als Industrieparks o.ä. den Unternehmen 
die Infrastruktur im weiten Sinne zur Verfügung stellen und mit denen auch 
Unternehmen zur Ansiedlung gwonnen werden sollen (Beispiel: Chemiepark Bit­
terfeld). 

ln der Bundesrepublik sind die Kompetenzen in der Strukturpolitik zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen nicht klar abgegrenzt und geregelt Die Übereinstim­
mung zwischen Aufgaben-, Ausgaben- und Einnahmenverantwortung wird viel­
fach verletzt Viele Aufgaben beruhen auf einer Mischfinanzierung zwischen Bund 
und Ländern, die sich auch in der Wirtschaftsförderung widerspiegelt. 

Im Zentrum der Regionalpolitik und Wirtschaftsförderung der Europäischen Union 
stehen Kohäsionsfonds und die mehrmals aufgestockten Strukturfonds. Die För­
derung aus europäischen Fördermitteln erfolgt über Zuschüsse, zinsverbilligte 
Darlehen, Beteiligungen und die Bereitstellung von Venture CapitaL Eine zuneh­
mende Bedeutung erhalten die Informations- und Kooperationsnetzwerke der EU 
im Rahmen der Unternehmenspolitik (Euro-lnfo-Centres, Business-Cooperation 
Network, Büro für Unternehmenskontakte). Sie sollen die KMU bei der Erarbei­
tung ihrer Strategien zur Europäisierung und Internationalisierung durch bessere 
Information über Märkte und Kooperationsmöglichkeiten und die Schaffung einer 
spezifischen Infrastruktur unterstützen. 

Kern einer EU-Strukturpolitik sind die Strukturfonds. Im Rahmen der Strukturfonds 
werden Vorhaben gefördert, die aus der Sicht der Gemeinschaft einen Beitrag zur 
Erreichung des EU-weit definierten Kohäsionsziels leisten sollen. 1988 wurden 
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die drei Fonds: Europäischer Regionalfonds (EFRE), Europäischer Sozialfonds 
(ESF) und Europäischer Agrarfonds/Abteilung Ausrichtung (EAGFL) zu einem 
Strukturfonds zusammengefaßt. Durch ihn kann ein breiter Komplex von Maß­
nahmen gefördert werden: Infrastruktur, Investitions-, Forschungs- und Mittel­
standsförderung, Ausbildung, Arbeitsmarktpolitik, Umweltschutz, Gesundheitswe­
sen, Stadtentwicklung. 

Für die Ziei-1-Regionen (Regionen mit Entwicklungsrückstand) werden 68% der 
1994 bis 1999 zur Verfügung stehenden 150 Mrd. ECU ( ca 300 Mrd. DM) einge­
setzt. Die neuen Bundesländer erhalten 13,64 Mrd. ECU. Hiervon werden 2,43 
Mrd. ECU für allgemeine Investitionsförderung und 2,32 Mrd. ECU für KMU ein­
gesetzt. Dieser Mitteleinsatz wird zum großen Teil über die Gemeinschaftsaufga­
be "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" abgewickelt. in der Regel 
werden die Strukturfonds nicht eingesetzt, um Einzelvorhaben zu finanzieren, 
sondern um Entwicklungsprogramme zu unterstützen, die mit einem eigenen 
Budget ausgestattet sind. Unternehmen können diese Fördermittel über Bundes­
oder Regionalprogramme vor allem für Projekte in folgenden Bereichen erhalten: 
Qualitätssicherung, Technologietransfer, Umwelt und rationelle Energienutzung, 
Erschließung neuer Märkte. 

Zur bisherigen Wirksamkeit der Wirtschaftsförderung in den neuen 
Bundesländern - Ergebnisse, Probleme und Hemmnisse 

Ohne die Wirtschaftsförderung wäre der Absturz der ostdeutschen Wirtschaft 
noch tiefer und die Vernichtung von Arbeitsplätzen noch stärker gewesen. Die 
Wirtschaftsförderung hat einen Beitrag zum Wachstum der wirtschaftlichen Ge­
samtleistung ab 1992 bzw. der Industrie seit 1993 und insbesondere zum hohen 
Zuwachs der Investitionen geleistet. Dadurch war es möglich, einen beträchtli­
chen Teil des Anlagekapitals zu erneuern bzw. zu modernisieren, - so wurden 
rund 60% der Produktionsausrüstungen der verarbeitenden Industrie bis 1995 
erneuert. Mit Hilfe der Arbeitsmarktpolitik konnten die verheerenden Wirkungen 
der Vernichtung von Arbeitsplätzen etwas gemildert werden, - 1992 wurden über 
1 ,5 Millionen Menschen in Ostdeutschland in die Maßnahmen der Arbeitsmarkt­
politik (ABM, berufliche Vollzeitweiterbildung, Altersübergang) einbezogen. Zur 
Zeit ihrer stärksten Wirksamkeit wurde durch sie die offizielle Arbeitslosenquote 
um die Hälfte reduziert. Die Wirtschaftsförderung war eine wichtige Grundlage für 
den Ausbau und die Modernisierung der Infrastruktur in Ostdeutschland. Ohne sie 
wäre der Boom von Existenzgründungen - von 1991 bis 1995 gab es über eine 
Million Gewerbeanmeldungen und einen Nettozuwachs von ca 400.000 - nicht 
möglich gewesen. 

Die Wirtschaftsförderung hat jedoch die weitgehende Deindustrialisierung, das 
Verschwinden regionaler Verflechtungen und Wirtschaftskreisläufe, den drasti-
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sehen Rückgang der landwirtschaftlichen Produktion, vor allem der Tierbestände, 
den massenhaften Wegfall von Arbeitsplätzen, eine Arbeitslosenquote der Frau­
en, die doppelt so hoch ist wie die der Männer, das Wegbrechen der Absatzmärk~ 
te im Osten und die weitgehende Zerstörung der ostdeutschen Forschungsland­
schaft ebensowenig verhindern können wie das Stocken oder Stoppen des Auf­
holprozesses seit Mitte 1995 verhindern können. Mit der bisherigen 
Wirtschaftsförderung ist es nicht gelungen, eine sich selbst tragende wirtschaftli­
che Entwicklung in Ostdeutschfand zu erreichen, die sozialen und ökologischen 
Erfordernissen entspricht. 

Ein Grundproblem der gesamten Wirtschaftsförderung in den neuen Bundeslän­
dern bestand und besteht darin, daß sie auf Einzelförderung ausgerichtet ist und 
nicht auf einem wirtschafts-, struktur- und beschäftigungspolitischen Gesamtkon­
zept beruht. Es wurden im wesentlichen die in den alten Bundesländern vorhan­
denen Programme mit einzelnen Ergänzungen auf die völlig anderen Bedingun­
gen einer sich grundlegend wandelnden Volkswirtschaft übertragen. die in eine 
tiefe Transformationskrise die noch durch die angewandte Schocktherapie 
verschärft wurde. Angesichts der realen ostdeutschen Transformations- und Ver­
einigungskrise war die Grundkonstruktion der Wirtschaftsförderung inadäquat. Bei 
dieser Kritik muß natürlich beachtet werden, daß diese Art der Förderung eine 
logische Konsequenz der bestehenden kapitalistischen Markt- und Konkurrenz­
bedingungen sowie der neoliberalen, auf Deregulierung gerichteten Wirtschafts­
theorie und -politik ist Sie ist in diesem Sinne in die übergeordnete Problematik 
der profitorientierten, marktradikalen Wirtschaftspolitik der Bundesrepublik einge­
bettet. Sie kann auch nur im Rahmen einer durch - auf Einschränkung der Do­
minanz des Profitprinzips gerichtete tiefgreifende Reformen veränderten Wirt­
schaftspolitik neu gestaltet werden. 

Diese Grundproblematik der Wirtschaftsförderung in den neuen Bundesländern 
spiegelt sich insbesondere in folgenden Schwierigkeiten und Hemmnissen wider: 

1) Oie Wirtschaftsförderung ist als Ausdruck der herrschenden Politik nicht oder 
nur ungenOgend in ein Entwicklungskonzept fOr die neuen Bundesländer und in 
eine sowieso kaum vorhandene regionale langfristig orientierte Struktur- und Be­
schäftigungspolitik integriert. Fördermittel werden weitgehend unabhängig von 
deren Auswirkungen auf wirtschaftspolitische Erfordernisse, wie insbesondere 
Nutzung innovativer endogener Entwicklungspotentiale der Regionen und Unter­
stützung regionaler Verflechtungen und Wirtschaftskreisläufe. sowie sozialen und 
ökologischen Zielen eingesetzt 

Dies hängt eng mit der herausragenden Stellung der großen Banken im System 
der Wirtschaftsförderung zusammen, sowohl bei der Bereitstellung der Mittel als 
auch bei der Entscheidung über die Art und Weise ihrer Verwendung. Hier stehen 
nicht die Interessen der zu fördernden ostdeutschen kMU oder Kommunen im 
Zentrum, sondern die Interessen der Kapitalverwertung der Banken Die Haus­
banken, über die die Unternehmen ihre Kredite aufnehmen müssen, sind auf 
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Grund niedriger Gewinnspannen nicht an der Abwicklung von Kreditgeschäften 
mit den für Kleinbetriebe typischen geringen Volumina interessiert. 

2) Die Förderung erfolgt meist isoliert für einzelne Aufgaben und nach Program­
men für die verschiedenen Phasen des Reproduktionsprozesses, für Forschung, 
Investitionen, Absatz, wodurch die möglichen Effekte stark eingeschränkt werden. 
Besonders für die Länderförderung ist eine starke Zersplitterung der Fördermittel 
und eine ressortmäßig dominierte Förderpolitik typisch. Die Wirtschaftsförderung 
ist dadurch unübersichtlich, die Nutzung der Fördermöglichkeiten durch die Un­
ternehmen wird erschwert und die Wirksamkeit geschmälert. ln Sachsen werden 
z.B. jährlich rund 10 Mrd. DM Fördermittel auf 280 Förderprogramme verteilt, dar­
unter auf 132 Programme 250 Mio DM, d.h. im Durchschnitt nur 1, 9 Mio DM je 
Förderprogramm. Dadurch werden die für eine wirksame Förderung erforderlichen 
minimalen Mitteleinsätze oft unterschritten. Darüber hinaus entsteht ein Förder­
dickicht, das für die Förderempfänger, aber auch für die Behörden, die über die 
Förderung entscheiden, kaum durchsichtig und handhabbar ist. Diese Hemmnisse 
werden noch durch ausgeprägtes ressortmäßiges beim Einsatz der 
Mittel verschärft Hierin liegt ein wesentlicher Grund für uneffektive oder Fehlin­
vestitionen. 

3) Die Entscheidung über die Prinzipien und Arten der Wirtschaftsförderung 
(Förderkonzepte) lnvestitionsförderung, Lohnsubvention (direkte Unterstützung 
für den Erhalt und die Neuschaffung von Arbeitsplätzen), Wertschöpfungspräfe­
renz (direkte Absatzförderung) - erfolgte einseitig nur nach ordnungspolitischen 
Prämissen: keine Wettbewerbsverzerrungen und Subventionsmentalität zuzulas­
sen. Die spezifischen Bedingungen der Transformation einer ganzen Volkswirt­
schaft, die bestehenden realen großen Wettbewerbsnachteile der ostdeutschen 
KMU und tatsächlichen Wettbewerbsverzerrungen zu Ungunsten ostdeutscher 
Unternehmen wurden dabei völlig unzureichend berücksichtigt. Es wurde auch 
ignoriert, daß in den alten Bundesländern verschiedene Bereiche (Landwirtschaft, 
Steinkohlenbergbau, Eisen und Stahl u.a.) mit Milliarden Subventionen über Jahr­
zehnte unterstützt wurden. 

Die Möglichkeiten für zeitlich befristete und degressiv angelegte Übergangslö­
sungen zum Erhalt von Arbeitsplatzen und zur Absatzförderung, um Zeit für 
Strukturanpassungen und Konsolidierungsprozesse zu gewinnen, wurden nicht 
genutzt. Damit hängt auch zusammen, daß die Arbeitsplatzeffekte der geförderten 
Investitionen insgesamt zu gering sind und die realen Absatzprobleme, u.a der 
erschwerte Zugang ostdeutscher Produzenten zu den Supermarkten in den neuen 
Bundeslandern, die fast ausnahmslos zu den westdeutschen Handelsketten gehö­
ren, und Barrieren bei Lieferungen nach Westdeutschland, kaum verringert wur­
den. 

Das größte Problem der ostdeutschen KMU ist die Eigenkapitalschwäche. Aus ihr 
folgen die starke Anfälligkeit bei Schwankungen in der Auftragslage oder im Ab­
satz und bei Zahlungsverzögerungen, ebenso die oft kaum lösbaren Finanzie-
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rungsprobleme bei der Umsetzung von Forschungsergebnissen in eine rentable 
Produktion und in den Vertrieb. Hemmend für die ostdeutschen Unternehmen 
wirken sich der erschwerte Zugang zu Krediten aus und die überdurchschnittli­
chen Belastungen durch Zinszahlungen für in Anspruch genommenes Fremdkapi­
tal, nachdem die tilgungsfreien und zinsbegünstigten ersten Jahre vorüber sind. 
ln vielen ostdeutschen Unternehmen fallen mehrere Schwierigkeiten zusammen 
und kumulieren ihre negativen Wirkungen. Diese Probleme sind meistens nicht 
allein und auch nicht primär durch die Ausweitung der Kreditförderung lösbar, 
sondern verlangen eine Verschiebung der Kapitalstrukturen in den KMU zwischen 
Fremd- und Eigenkapital zu Gunsten des letzteren. Für innovative Existenzgrün­
der und technologieorientierte Unternehmen entstehen besondere Hemmnisse 
aus den schwierigen Zugangsbedingungen zu RisikokapitaL 

4) in Ostdeutschland hat sich eine für die weitere Entwicklung ungünstige Be­
triebsgrößenstruktur herausgebildet. Es existieren kaum noch Großbetriebe über 
1. 000 Beschäftigte. Auch die Struktur der KMU, zu denen in der Bundesrepublik 
Betriebe bis 500 Beschäftigte werden. unterscheidet sich in den neuen 
Bundesländern wesentlich von der in Westdeutschland. ln den neuen Bundeslän­
dern ist der Anteil der Klein- und Kleinstbetriebe bei den Existenzgründern über­
durchschnittlich hoch. Obgleich die großen Unternehmen bei der bisherigen Wirt­
schaftsförderung begünstigt wurden. so entfallen in Sachsen/Anhalt etwa 50% der 
geförderten Investitionen auf Vorhaben mit einem Investitionsvolumen von über 
100 Millionen DM, ist die Anzahl der großen Unternehmen ständig zurückgegan­
gen und ihr Anteil an den Beschäftigten noch stärker gesunken. (ISW, 1995, K1 0) 

5) Die Wirksamkeit der Wirtschaftsförderung wird auch dadurch eingeschränkt, 
daß ihre Beziehungen zur Haushaltspolitik unbefriedigend beherrscht werden und 
viele Reibungsverluste auftreten. Bundesmittel werden nicht in Anspruch genom­
men und gestrichen, obgleich sie dringend benötigt werden, weil die anteilige Ko­
frnanzierung durch die Länder nicht gesichert werden kann. Noch stärker treten 
diese Probleme bei den Kommunen auf, deren prekäre Haushaltssituation es zu­
nehmend verhindert, die komplementär zu den staatlichen Fördermitteln einzu­
setzenden Eigenmittel aufzubringen. 1996 und in den Folgejahren werden immer 
mehr Kommunen nicht in der sein, die Eigenanteile für wichtige lnfrastruktu~ 
rinvestitionen im Bereich ihrer Pflichtaufgaben zu erbringen. 

6) Die Wirtschaftsförderung ist vor allem auf die Gründungsphase von Unterneh­
men und auf Erstinvestitionen konzentriert. Die ansteigende Konkurswelle und die 
akuten Liquiditäts- und Existenzprobleme vieler ostdeutscher KMU, von denen 
etwa zwei Drittel unterhalb oder gerade an der Gewinnschwelle arbeiten, zeigt, 
daß die weitgehende Beschränkung der Wirtschaftsförderung auf diese Anfangs­
phase zunehmend in Widerspruch zu den Erfordernissen einer stabilen eigen~ 
standigen Entwicklung dieser Unternehmen sowie zur Erhaltung und Neuschaf~ 
fung von Arbeitsplätzen gerät. Dies gilt auch für die Beratungsleistungen, die nicht 
einseitig auf die Probleme der Existenzgründung gerichtet werden sollten, son-
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dern die weit stärker als bisher Probleme der wirtschaftlichen Konsolidierung und 
weiteren dynamischen Entwicklung einbeziehen müßten, wofür auch entspre­
chend höhere Zuschüsse gegeben werden müßten, damit diese Leistungen auch 
und gerade von solchen Unternehmen in Anspruch genommen werden können, 
die Existenzprobleme haben und die !eure Beratungsleistungen nicht bezahlen 
können. 

7) Die Beanspruchung der Mittel der Wirtschaftsförderung ist mit einem großen 
Verwaltungsaufwand verbunden, der sich sowohl auf die unmittelbare Antragstei­
lung als auch besonders auf die Information über die jeweils möglichen und 
zweckmäßigen Förderprogramme bezieht. Diesen Aufwand, der häufig nur auf 
Kosten der eigentlichen Aufgaben oder durch die Inanspruchnahme von Dienst­
leistungen anderer zu realisieren ist, können sich viele KMU nicht leisten. Damit 
hängt zusammen, daß die vorhandenen Fördermöglichkeiten von vielen gar nicht 
genutzt werden und daß oft die Mittel nicht diejenigen erhalten, die sie am mei­
sten benötigen, sondern diejenigen, die sich am besten im Förderdschungel und 
Verwaltungsdickicht auskennen bzw. sich dafür Spezialisten leisten können oder 
die gute Beziehungen zu denjenigen haben, die über die "Fördertöpfe" entschei­
den. Auch hierdurch werden in der Regel ostdeutsche und darunter besonders 
kleine Unternehmen benachteiligt. 

8) Die Forschungsförderung wurde im Konzept "Aufbau Ost" erheblich unter­
schätzt. Im Einigungsvertrag sind Regelungen zur Industrieforschung nicht enthal­
ten, ein konsistentes Förderkonzept für die neuen Bundesländer existiert bis 
heute nicht. Unter wachsendem Problemdruck wurden nach und nach Maßnah­
men eingeführt, die speziell auf die Förderung von Forschung und Entwicklung in 
KMU zielen. Kaum eine Förderung ist so zersplittert, auf isolierte Einzelmaßnah­
men ausgerichtet und bürokratisch wie die Forschungsförderung. Der Bedarf an 
Fördermitteln kann nicht befriedigt werden. Das Antragsvolumen liegt wesentlich 
über den Bewilligungen in den Haushalten, so beim Programm marktvorbereiten­
de Industrieforschung um 250% und beim Programm industrielle Gemeinschafts­
forschung um 100%. Oft sind es fehlende Eigenmittel, die die Inanspruchnahme 
dringend benötigter Zuschüsse aus Forschungsförderprogrammen verhindern. 
Vielfalt und Unübersichtlichkeit der Förderprogramme erschweren einen schnel­
len und effektiven Mitteleinsatz. Die Unternehmen können ihre Forschungs- und 
Innovationstätigkeit nicht sicher planen, weil es keinen Rechtsanspruch der Pro­
gramme gibt. Die Bedeutung der Forschungsförderung wird auch darin sichtbar, 
daß, nach Untersuchungen des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle, 75% aller 
selbständigen Forschungseinrichtungen und Forschungsabteilungen von Unter­
nehmen nur durch sie überleben können. Der Wirtschaftssektor der neuen Länder 
weist einen Anteil an den öffentlichen Fördermitteln des Bundes von 44% auf, 
während ihr Anteil an den Gesamtaufwendungen der Wirtschaft der Bundesre­
publik 1995 nicht einmal 3% erreichte. 
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9) Die Ve!Wendung von EU-Fördermitteln, die für Ostdeutschland bestimmt wa­
ren, für die Sanierung westdeutscher Betriebe (Bremer Vulkan) sowie die Ausein­
andersetzungen um die Auszahlung nicht genehmigter EU-Beihilfen für das VW 
Werk in Sachsen weisen auf wesentliche Schwächen der bisherigen Förderpolitik, 
vor allem der Kontrolle über den zweckentsprechenden Mitteleinsatz hin. Hieraus 
werden sich voraussichtlich Konsequenzen ergeben. Die EU wird nicht mehr so 
relativ großzügig wie bisher verfahren. Dabei besteht die Gefahr, daß ein rigider 
Mitteleinsatz vor allem die KMU trifft 

Schlußfolgerungen für eine höhere Wirksamkeit der 
Wirtschaftsförderung in den neuen Bundesländern 

1) Die staatlichen Transfers in die neuen Bundesländer, die eine wesentliche 
Grundlage für die Wirtschaftsförderung darstellen, müssen noch für einen länge­
ren Zeitraum fortgesetzt werden, um eine sich selbst tragende Wirtschaftsentwick­
lung in Ostdeutschland zu erreichen. Die von Politikern der Regierungskoalition 
geforderte Rückführung der Mittel für Wirtschaftsförderung und Arbeitsmarktpolitik 
sowie der Förderintensität auf den Stand in den alten Bundesländern steht im 
Widerspruch zu den realen Problemen, den bisher unbefriedigenden Ergebnissen 
des "Aufschwungs Ost" und der Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation 
Ostdeutschlands. Dabei geht es nicht in erster Linie um die Gesamthöhe der Fi­
nanztransfers, sondern darum, daß die Anteile der Mittel vergrößert werden, die 
für die langfristige Verbesserung der lnnovationskraft, die Herausbildung zu­
kunftsfähiger Strukturen und die Erhöhung der Wertschöpfung in den neuen Bun­
desländern eingesetzt werden. Angesichts der weiteren Zuspitzung der Arbeits­
losigkeit muß die weitere Reduzierung der Mittel für die Arbeitsförderung verhin­
dert werden. 

2) Die Wirtschaftsförderung muß den veränderten Bedingungen besser Rechnung 
tragen, nachdem die Privatisierung der Treuhandbetriebe, mit größeren Investiti­
onszusagen und realen lnvestitionszuwächsen westdeutscher und ausländischer 
Unternehmen, im wesentlichen abgeschlossen und der Existenzgründerboom 
vorüber ist. Das bedeutet u. a.: 

- Verlagerung des Schwergewichts der Wirtschaftsförderung auf die Konsolidie­
rungs- und Wachstumsphase der Unternehmen. Nach wie vor muß Existenz­
gründern beträchtliche finanzielle Unterstützung gewährt werden, u.a. auch 
deswegen, weil die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit wieder viele Menschen, die 
nicht die notwendigen finanziellen Grundlagen haben, in die Selbständigkeit 
zwingt. Es ist jedoch eine Illusion, davon auszugehen, d.aß bei Stagnation oder 
nur geringer Zunahme des Binnenmarkts eine wesentliche EIWeiterung lebens­
fähiger selbständiger Tätigkeiten erreicht werden könne. Zu viele Existenz­
gründungen erhöhen unter diesen Bedingungen auch die Gefahr, daß die Kon-
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kurrenz unter den Selbständigen und damit auch Scheinselbständigkeit sowie 
Selbstausbeutung nur weiter zunehmen. 

Der Bedarf an extensiven Maßnahmen geht auf verschiedenen Gebieten zu­
rück. Die Anstrengungen und damit auch die Förderungsmaßnahmen müßten 
stärker auf die Auslastung vorhandener Gewerbeflächen, Technologietransfer­
und Innovationszentren u.ä gerichtet werden. 

Es kommt darauf an, die Wettbewerbsnachteile der ostdeutschen KMU einzu­
schränken und ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit längerfristig zu erh6-
hen. Im Zusammenhang hiermit müßten auch die Prioritäten zwischen den ver­
schiedenen Aufgaben der Wirtschaftsförderung und damit auch das Gewicht 
der verschiedenen Programme und Instrumente verändert werden: höhere 
Priorität der Stärkung des Eigenkapitals, der Forschungs- und lnnovationsför­
derung, der Qualifizierung der Beraterleistungen zur Qualifizierung des Mana­
gements und zur Festigung der Unternehmen, Verbesserung der Auftrags­
bzw. Absatzbedingungen, Liquiditätshilfen zur Überbrückung zeitweiliger Zah­
lungsschwierigkeiten. 

Für die Stärkung der Eigenkapitalbasis sollte der Einsatz von BeteiligungskapitaL 
u.a. durch Kapitalbeteiligungs- oder Investmentgesellschaften, erweitert und bes­
ser genutzt werden. Die Zugangsbedingungen dafür müßten durch staatliche bzw. 
Landesbürgschaften erleichtert werden. Dies gilt insbesondere auch für innovati­
ve Unternehmen. 

Ein zentrales Problem der ostdeutschen KMU besteht überhaupt darin, die Bedin­
gungen für die Aufnahme günstiger Kredite bei fehlenden oder nur geringen eige­
nen Sicherheiten zu verbessern. Hier können Landesbanken und Sparkassen 
eine positive Rolle spielen. Dadurch könnte die häufig hemmende Rolle der 
Hausbanken überwunden werden, für die geringere Kredite, wie sie meist von den 
Klein- und Kleinstbetrieben Ostdeutschlands benötigt werden, uninteressant sind 
und die Schwierigkeiten bei der Ausreichung zinsbegünstigter Kredite machen, 
weil sie mit diesen nur geringe Gewinne erzielen. Fördermittel sollten zukünftig 
von den landeseigenen Banken und nicht über die Hausbanken ausgereicht wer­
den. 

Uquiditätsschwierigkeiten infolge ausstehender Zahlungen, die bis zur erzwunge­
nen Aufgabe des Gewerbes gehen können, werden häufig auch durch Versäum­
nisse und zu lange Bearbeitungszeiten in Einrichtungen des öffentlichen Dienstes 
hervorgerufen. Hier müssen kurzfristig Regelungen zur Verkürzung dieser Zeiten 
sowie zur Einhaltung der Zahlungsdisziplin getroffen werden. 

Bei der Förderung der Existenzgründung geht es vor allem um die Unterstützung 
industrieller Neugründungen und innovativer, technologieorientierter Unterneh­
mensgründungen 

Von den Landern bzw. Kommunen müßten die Möglichkeiten verbessert werden, 
qualifizierte Beraterleistungen zu auch für kleine Unternehmen bezahlbaren Prei-
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sen, z.B. durch Kostenzuschüsse, in Anspruch zu nehmen. Bei den Beraterlei­
stungen sollte wirtschaftsjuristischen Fragen, insbesondere Fragen der Vertrags­
gestaltung, ein höherer Stellenwert zukommen. 

Das System der öffentlichen Auftragsvergabe zur Förderung der in der Region 
ansässigen Unternehmen sowie die Unterstützung der Kooperation zwischen 
FuE-Einrichtungen, Universitäten und Unternehmen müssen weiter ausgestaltet 
werden. Um ortsansässige kleinere Firmen stärker in die Vergabe auch größerer 
Aufträge einzubeziehen, sollte ihr Zusammenschluß durch regionale Netzwerke 
oder andere Verbunde unterstützt werden. 

Veränderung der Proportionen beim Einsatz der Fördermittel zwischen Groß­
unternehmen und KMU zu Gunsten letzterer Hier zeigt sich jedoch ein Dilem­
ma: Eine solche für die Festigung der KMU notwendige Veränderung kann in 
Widerspruch zu dem Erfordernis geraten, die Betriebsgrößenstruktur zu ver­
bessern. Im Jahresgutachten 1995/96 des Sachverständigenrates wird auch 
auf diese Problematik hingewiesen: "Die Förderung sollte jedoch nicht dazu 
führen, daß sich eine Betriebsgrößenstruktur herausbildet, die zu einseitig auf 
den mittelständischen Bereich ausgerichtet ist. Die Entwicklungsperspektiven 
kleiner und mittlerer Betriebe hängen auch davon ab, inwieweit sich große 
Unternehmen in den neuen Bundesländern ansiedeln. Der Aufbau einer breiten 
Exportbasis kann nicht allein von mittelständischen Unternehmen geleistet 
werden." (Sachverständigengutachten, 1995196, 107) Diese Feststellung muß 
allerdings ergänzt werden: Eine solche einseitige Struktur hat sich bereits her­
ausgebildet. Darauf üben andere Faktoren einen weit stärkeren Einfluß aus als 
die Wirtschaftsförderung. Die Bereitstellung von Fördermitteln für westdeut­
sche und ausländische Großunternehmen muß mehr als bisher davon abhän­
gig gemacht werden, daß sie einen spürbaren Beitrag zur langfristigen Schaf­
fung bzw. Sicherung von Arbeitsplätzen leisten und erhebliche regionale Mul­
tiplikatoreffekte hervorrufen. 

Die in letzter Zeit zunehmenden Fälle, daß größere und mittlere privatisierte 
Treuhandunternehmen in die Gesamtvollstreckung (Konkursverfahren) gehen 
müssen, kann dazu führen, daß die Betriebsgrößenstruktur sich weiter ver­
schlechtert und vor allem viele Arbeitsplätze verloren gehen. Dem könnte zu­
mindest etwas entgegengewirkt werden, wenn möglichst große Teile solcher 
Unternehmen und ihrer Belegschaft ökonomisch durch Umstrukturierung, Er­
zeugnisinnovationen und finanzielle Sanierung "gerettet" würden. Ein Instru­
ment hierfür sind Sanierungsbeteiligungsgesellschaften, die mit dem notwendi­
gen Kapital und qualifiziertem Mangement ausgestattet werden müßten. Sie 
könnten verhindern. daß das Fortbestehen von Unternehmen von dem soforti­
gen Kauf durch einen neuen Eigentümer abhängig wird. 

- Stärkere Kopplung der Vergabe von Fördermitteln an die hierdurch zu errei­
chenden sozialen und ökologischen Ziele. ln der Förderpolitik müssen auch die 
Aufgaben zur Gleichstellung der Frauen stärkere Berucksichtigung finden. Dies 
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könnte u.a. dadurch geschehen, daß die Vergabe von Fördermitteln an konkre­
te Maßnahmen der Frauenförderung gebunden wird, die Schaffung von Voll­
zeit- und abgesicherten Teilzeitarbeitsplätzen durch die Vergabe von Förder­
mitteln begünstigt wird, Anreize und Auflagen geschaffen werden, um Frauen 
im Rahmen regionaler Konzepte, speziell bei der Errichtung neuer Kapazitäten, 
zu fördern Die Gleichstellungspolitik muß zu einem Bestandteil regionaler 
Wirtschafts- und Strukturpolitik für gleichberechtigte Lebens- und Erwerbsbe­
dingungen werden . 

Veränderung der "Förderarchitektur", indem das "Gießkannenprinzip" bei der 
Vergabe der Mittel der Wirtschaftsförderung zurückgedrängt wird zu Gunsten 
eines mehr zielorientierten, selektiven und damit auch konzentrierteren Einsat­
zes der Fördermittel. Die Zersplitterung der Wirtschaftsförderung auf eine Viel­
zahl von sich teilweise noch überschneidenden Programmen und die ressort­
mäßige Verwaltung der Wirtschaftsförderung müssen zurückgedrängt werden. 
Dazu wäre eine radikale Reduzierung der Anzahl der Programme, ihre Zusam­
menfassung und eine Konzentration der verfügbaren Mittel auf Schwerpukte 
notwendig. 

3) Wirtschaftsförderung, Struktur-, Beschäftigungs-, Umwelt- und Haushaltspolitik 
müssen enger miteinander verflochten werden. Strukturpolitische Vorstellungen, 
regionale Entwicklungskonzepte sowie darin zu integrierende Aufgaben des öko­
logischen Umbaus müssen zu bestimmenden Ausgangspunkten für einen geziel­
ten Einsatz der Mittel der Wirtschaftsförderung werden. Hier zeigen sich jedoch 
die Dilemmata und Schranken des gegenwärtigen Wirtschaftssystems und der 
marktradikalen Wirtschaftspolitik, die dies verhindern. Auch die praktische Arbeit 
in den Verwaltungen der Länder, Kreise und Kommunen steht dieser Forderung 
entgegen. Ressortübergreifende Aktivitäten, die Bündelung von Anstrengungen 
verschiedener Ämter und Einrichtungen zur Lösung von Problemen auf der 
Grundlage von tragfähigen regionalen Entwicklungskonzepten sind bisher Aus­
nahmen. 

Die Wirtschaftsförderung muß für die Nutzung der eigenen, inneren Wirtschafts-, 
Forschungs- und Bildungspotentiale der Regionen sowie für die Stärkung regiona­
ler Verflechtungen und Wirtschaftskreisläufe eingesetzt werden. Hierzu könnten 
u.a. beitragen: 

-· die Verbesserung der Bedingungen für die Berufsbildung, damit der Lehrstel­
lenbedarf befriedigt werden kann; 

ein höherer Einsatz von Mitteln für eine nachhaltige, umweltfreundliche Wirt­
schaftsentwicklung, für die Herausbildung regionaler Rohstoffkreisläufe und für 
perspektivische Innovationen durch eine Reduzierung der Subventionen in 
veraltete Industriezweige und der Mittel für kostspielige Prestigeprojekte in 
Forschung, Produktion und Verkehr (Transrapid, Autobahnen, unnötige Tun­
nelprojekte); 
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- die Ausarbeitung langfristiger Entwicklungskonzepte für die Regionen sowie für 
eine koordinierte Nutzung der Gewerbegebiete: 

Vorstellungen für die Entwicklung räumlicher innovativer Zentren mit starken 
regionalen Ausstrahlungseffekten. 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, die Chancen ostdeutscher Unternehmen lie­
gen nicht auf den Gebieten traditioneller industrieller Massenprodul<te, bei denen 
sie auf die überlegene und rücksichtslose Konkurrenz der Konzerne und etablier­
ten Unternehmen stoßen. Sie liegen vielmehr auf innovativen und zukunftsträch­
tigen Gebieten wie Umwelt-, Recycling- und Solartechnik, Informationsverarbei­
tung und speziell Softwareentwicklung, Biotechnologien und wissenschaftlichem 
Gerätebau. 

4) Verbindung von Forschungs- und Wirtschaftsförderung, damit der gesamte 
Reproduktionsprozeß komplex in der Einheit seiner verschiedenen Stadien be­
rücksichtigt werden kann, von der Forschung und Entwicklung über die Produkt­
und Technologieeinführung bis zum Markteintritt und Absatz. Die komplexe lnno­
vationsförderung, einschließlich des Marketing, muß zu einem bestimmenden 
Merkmal der zukünftigen Wirtschaftsförderung in den neuen Bundesländern wer­
den. 

5) Größere Transparenz und Demokratisierung der Wirtschaftsförderung. Hierzu 
gehören sowohl eine Vereinfachung, größere Übersichtlichkeit und Entbürokrati­
sierung der Förderprogramme und der zur Inanspruchnahme der Leistungen er­
forderlichen Anträge als auch eine größere Transparenz und öffentliche Kontrolle 
bei Entscheidungen zur Vergabe der Mittel. Die gewählten parlamentarischen 
Körperschaften der Länder und Kommunen müssen größere Kontroll- und Ein­
flußmöglichkeiten beim Einsatz der Mittel der Wirtschaftsförderung erhalten. 

6) Um die Wirtschaftsförderung für die Lösung der anstehenden Probleme effekti­
ver zu nutzen, ist eine umfassende Wirkungsanalyse der bisherigen Fördermaß­
nahmen notwendig. Dabei sollte die Frage im Zentrum stehen, inwieweit insbe­
sondere die Investitionsförderung über die geförderten Betriebe zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen, zum ökologischen Umbau, zur Beschleunigung absatzfähiger 
Erzeugnisinnovationen und zu einer höheren Wertschöpfung beigetragen hat. Bei 
den in Zukunft voraussichtlich schärferen finanziellen Restriktionen für die Wirt­
schaftsförderung erhalten die Bestimmung der Kriterien eines effektiven Einsatzes 
der Fördermittel, die Festlegung von Prioritäten und die Kontrolle darüber, wie die 
Vorgaben eingehalten werden, eine zunehmende Bedeutung. 
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Volker Ottermann 

Die Pflegeversicherung in sozial- und 
ordnungspolitischer Perspektive 

I. Einführung 

Seit dem 1. Januar 1995 gibt es die Pflegeversicherung als fünfte Säule des bun­
desdeutschen Sozialversicherungssystems. Seit dem 1.4.95 werden Leistungen 
zur häuslichen Pflege gewährt, seit dem 1.7.96 werden auch solche zur stationä­
ren Versorgung erbracht. 

Wegen der Entwicklung der Pflegebedürftigkeit war die Einführung einer umfas­
senden Pflegesicherung überfällig und notwendig. Derzeit leben etwa 1 ,65 Millio­
nen Pflegebedürftige in der Bundesrepublik, das heißt Menschen, die bei der Be­
wältigung lebensalltäglicher Verrichtungen auf die Hilfe anderer angewiesen sind. 
Dabei stellt sich Pflegebedürftigkeit als ein komplexes Phänomen unterschied­
lichster Ursachen (somatische, geistige, seelische), Entstehungsbedingungen 
(angeboren, krankheits-oder unfallbedingt), Dynamiken {dauerhafte oder periodi­
sche Einschränkungen) und Therapieformen (medizinische Rehabilitation, aktivie­
rende Pflege, psychotherapeutische Supervision} dar. Schließlich sind auch das 
Alter der pflegebedürftigen Personen und das Ausmaß notwendiger pflegerischer 
Hilfen breit gestreut. Das Risiko, pflegebedürftig zu werden, konzentriert sich 
dennoch als dauerhafte Krankheitsfolge vor allem auf die Gruppe der Hoch- und 
Höchstbetagten. Für diesen Personenkreis kann davon ausgegangen werden, 
daß er aufgrund demographischer Entwicklungen zukünftig zunehmen wird. Durch 
den Anstieg der ferneren Lebenserwartung, selbst im hohen Alter, nimmt die An­
zahl der Alten und innerhalb dieser Gruppe die der Hochbetagten zu. Da gerade 
letztere aber ein besonders hohes Risiko tragen, pflegebedürftig zu ,werden, ist 
auch zukünftig mit einer Zunahme pflegebedürftiger Personen zu rechnen. Auch 
weitere medizinisch-technische Fortschritte dürften dieses Ergebnis kaum beein­
flussen, da hierdurch im allgemeinen Pflegebedürftigkeit verursachende Krankhei­
ten zeitlich lediglich nach hinten verlagert, nicht jedoch überwunden werden kön­
nen. Allein diese quantitativen Erwartungen lassen die Etablierung einer eigen­
ständigen Pflegesicherung als notwendig erscheinen. 
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II. Die Pflegeversicherung in ordnungspolitischer Perspektive -Stufe 1 

in der mittlerweile rund zwanzigjährigen Diskussion (zum Überblick: Schraa 1994) 
über einen adäquaten Umgang mit dem Pflegerisiko, in der verschiedene Überle­
gungen zu einer Absicherung dieses allgemeinen Lebensrisikos vorgetragen wur­
den, lassen sich drei Phasen der Auseinandersetzung unterscheiden. 

Die erste Phase, die zeitlich etwa Mitte der 70er Jahre zu verorten ist, setzte sich 
vorwiegend mit spezifischen Versorgungslagen gesundheitlich beeinträchtigter 
Menschen, die auf die dauerhafte Hilfe anderer angewiesen sind, auseinander. Im 
Mittelpunkt dieses gesundheitspolitischen Diskurses standen vor allem die Le­
bensverhältnisse von älteren, in Heimen wohnenden Pflegebedürftigen. Diese 
eher einseitige Problemorientierung verwundert dann wenig, wenn man bedenkt, 
daß hier nicht allein der Mißstand einer Unterversorgung in Form verwahrender 
Unterbringung als soziales Problem deutlich zu Tage trat, sondern daß sich die 
damalige sozialwissenschaftliche Forschung insgesamt sehr stark auf die Lebens­
lagen von Mitgliedern gesellschaftlicher Randgruppen bezog. Eine wichtige und 
richtige Innovation, die !rotz aller Verengung der Problematik von diesen For­
schungen ausging, kann in ihrem Verweis auf den Umstand gesehen werden, daß 
rund zwei Drittel der Heimbewohner die Kosten ihrer Versorgung nicht alleine 
tragen konnten und daher auf ergänzende Sozialhilfe angewiesen waren. 

Dieser Tatbestand dürfte auch maßgeblich zur Einsetzung einer Bund-Länder­
Arbeitsgemeinschaft "Aufbau und Finanzierung ambulanter und stationärer Pfle­
gedienste" beigetragen haben. Die Gründung der Arbeitsgemeinschaft im Jahre 
1977 kann zugleich als Beginn der zweiten Phase der Pflegesicherungsdiskussi­
on angesehen werden, die sich bis zum Ende der 80er Jahre erstreckte und als 
relativ vorurteilsfreie Erörterung möglicher Sicherungsstrategien charakterisiert 
werden kann. Die erwähnte Bund-Länder-Arbeitsgruppe legte 1980 ihren Ab­
schlußbericht vor, in dem sie die Erweiterung der Leistungen der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV), den Aufbau einer eigenständigen sozialen Pflege­
versicherung oder die Verabschiedung eines Pflegeleistungsgesetzes als drei 
alternative Lösungsstrategien zur Absicherung des Pflegerisikos vorstellte. Allein 
die bisherige Fürsorgevariante schied, da sie allgemein als unbefriedigend erach­
tet wurde, a priori als Handlungsalternative aus. Im Anschluß an den Abschluß­

bericht sprach sich der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge für 
die große Lösung einer eigenständigen Pflegesozialversicherung aus. Seinen 
"Thesen zur Neuregelung der Absicherung des Risikos bei Pflegebedürftigkeit" 
aus dem Juni 1980 schlossen sich im Grundsatz der größte Teil der Wohlfahrts­
und Sozialverbände, die DGB-Gewerkschaften und weite Teile der SPD an. Das 
Bundesland Hessen brachte in diesem Sinne 1986 einen entsprechenden Ge­
setzentwurf in den Bundesrat ein, der dort allerdings keine Mehrheit fand. Damit 
die Absicherung des Pflegerisikos nicht noch weiter hinausgeschoben wurde, 
legte anschließend der Freistaat Bayern Vorschläge zur Erweiterung des GKV­
Leistungskataloges vor. Die Präferenz der "kleinen Lösung" kann dabei allerdings 
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nicht allein als politische Konsequenz des Scheiterns der hessischen Initiative 
gedeutet werden, begründete Bayern seinen Entwurf doch damit, daß gesamtwirt­
schaftliche Gründe eine "große Lösung" derzeit verbieten würden. Der Bundesrat 
nahm den vorliegenden Gesetzentwurf zwar an, doch eine Behandlung im Bun­
destag erfolgte während der 10. Legislaturperiode nicht mehr; Teile der bayeri­
schen Initiative fanden sich allerdings im Gesundheitsreformgesetz (GRG) vom 
20. 12.1988 wieder. 

ln der zweiten Phase der Pflegediskussion zeichnete sich in der Öffentlichkeit 
somit zwar eine breite Mehrheit für eine Sozialversicherung ab, die sich im politi­
schen Prozeß allerdings nicht durchsetzen konnte. Zu bedenken ist aber auch, 
daß neben der "kleinen Lösung" auch die Versorgungsvariante {Pflegeleistungs­
gesetz) zumindest zeitweilig prominente Befürworter fand (Landesregierung 
Rheinland-Pfalz, Grüne, POS, DAG, Marburger Bund, Bundesärztekammer sowie 

Sozialverbände). 

Ungeachtet der jeweils favorisierten Lösung schien zur Mitte der 80er Jahre aber 
auf jeden Fall ein eindeutiger Wille zur Absicherung des Pflegerisikos zu beste­
hen. Allein die Bundesregierung blieb unbeeindruckt vom Konsens über die Not­
wendigkeit einer institutionellen Neuregelung der Pflegefallabsicherung. Sie übte 
sich in (partieller) Problemverdrängung und ließ das Bundesarbeitsministerium 
feststellen: 

"Es wird angestrebt, die häusliche Pflege noch weiter zu verstärken. Eine 
in der gewohnten und vertrauten Umgebung ist nicht nur kostengün­

stiger als eine Heimunterbringung, sondern auch humaner, da dem Pflege­
bedürftigen seine sozialen Beziehungen erhalten bleiben. Dieses Ziel kann 
nur erreicht werden, wenn die häusliche Pflege durch mehr ambulante 
Dienste unterstützt wird( . .)" (BMAS 1984: 34). 

Die Bundesregierung sicherte in diesem Zusammenhang zu, Infrastrukturinvesti­
tionen zum Ausbau der Sozialstationen zu fördern. Erst im weiteren Verlauf der 
Auseinandersetzungen konzedierte die Bundesregierung schließlich doch die 
Notwendigkeit einer zumindest inkrementalistischen Verbesserung der Versor­
gung von Pflegebedürftigen. Diese gewandelte Auffassung spiegelte sich dann im 
bereits erwähnten GRG wider, das auch den Abschluß der zweiten Phase der 
Pflegediskussion markiert. Die mit dem GRG eingeführten Pflegeleistungen wur­
den zwar allgemein als grundsätzliches Anerkennen des Sicherungsbedarfes und 
als wichtiger Schritt in Richtung Versicherungslösung gewertet, was jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschte, daß die gefundene Pflegekostenregelung in vielfacher 
Hinsicht unzureichend war, z.B. Beschränkung auf GKV-Versicherte, Ausklamme­
rung stationärer Leistungen, ungenügende Leistungsniveaus und sehr hohe An­
spruchsvoraussetzungen (Bäcker u.a. 1989: 125ff). 

ln der dritten die etwa 1990 einsetzte, wurde die Frage der Pflegesiche­
rung schließlich zum symbolischen Ort der Auseinandersetzung um die zukünftige 
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Gesellschaftsentwicklung. Von Bedeutung sind in diesem Zusammenhang insbe­
sondere der zwischenzeitlich erfolgte gesellschaftliche Umbruch in den osteuro­
päischen Staaten und der damit verbundenen Fortfall der Systemkonkurrenz. Der 
"Sieg" des Kapitalismus gab den Sozialstaatskritikern 

"zusätzliche Argumente für ihre Forderungen nach Rücknahme des ver­
meintlichen Obermaßes an sozialen Leistungen und sozialstaatliehen Regu­
lierungen, nach generellem Abbau des die Leistungsfähigkeit einer Markt­
wirtschaft erdrückenden Sozialstaats oder nach der Wiederherstellung einer 
liberalistischen Ordnung mit einer reinen Marktwirtschaft und einem 'Mini­
ma/staat'" (Kieinhenz 1992: 48). 

Vor diesem Hintergrund wurde die bis dahin akzeptierte Grundlage der modernen 
Gesellschaft der BRD in Form eines austarierten Verhältnisses verschiedener 
Basisinstitutionen, unter ihnen auch Marktwirtschaft und Wohlfahrtsstaat, fragil. 
Als Wohlfahrtsstaat läßt sich dabei ein Satz politischer Reaktionen verschiedener 
(vorwiegend kollektiver) Akteure auf die im Zuge der gesellschaftlichen Moderni­
sierung entstehenden sozialen Risiken verstehen. Im Wohlfahrts- oder Sozial­
staat geht es nicht allein um die Hebung der Lebenslage von sozial Schwachen 
auf wenigstens das sozio-kulturelle Existenzminimum, sondern darüber hinaus 
wird auch die Beeinflussung der Lebenslagen aller anderen Gesellschaftsmitglie­
der im Sinne der Verfolgung der Ziele Gleichheit und Sicherheit bezweckt. Gera­
de die Ziele Sicherheit und Gleichheit lassen den Sozialstaat nicht lediglich zum 
Korrektiv oder Gegenprinzip der Marktwirtschaft werden, sondern das Verspre­
chen sozialen Ausgleichs legitimiert zugleich die im Marktprozeß regelmäßig ent­
stehende Unsicherheit und Ungleichheit. Den Sozialversicherungen kommt in 
diesem Zusammenhang eine herausragende Bedeutung zu, da sie zum einen 
vielfältige inhärente Umverteilungsmechanismen vorhalten und zum anderen in 
Form von kodifizierten Ansprüchen auf bestimmte Leistungen soziale Bürgerrech­
te verleihen, die ihrerseits den unmittelbaren Zwang zur permanenten Arbeits­
kraftverwertung zwar nicht aufheben, jedoch zumindest nachhaltig verringern. 
Gerade hierdurch werden die sozialen Sicherungssysteme zum wesentlichsten 
Hemmnis einer durchgreifenden markt- und kapitalorientierten Umgestaltung der 
Sozial- und Wirtschaftsordnung. 

Vor diesem Hintergrund gewinnt der 1990 von der FDP ins Gespräch gebrachte 
Vorschlag einer rein privaten und freiwilligen Pflegesicherung seine eigentliche 
Qualität. Allerdings war dieser Vorschlag von Beginn an aussichtslos im Ideen­
wettstreit, da in ökonomischer Perspektive weitgehend Einigkeit darüber bestand, 
daß von einer Minderschätzung künftiger Bedürfnisse auszugehen sei, so daß die 
von der FDP favorisierte Lösung zu erheblichen Unterversorgungssituationen 
geführt hätte, zumal aus der verfassungsrechtlichen Perspektive des sozialen 
Rechtsstaats die Sozialhilfe auch zukünftig unabdingbar ist, so daß dann die Pri­
vatversicherten trotz eigener Absicherung auch für die Nichtversicherten aufzu­
kommen hätten, wodurch die Neigung zum Abschluß einer Pflegeversicherung 
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weiter gesenkt worden wäre {Trittbrettfahrerproblem). Vor diesem Hintergrund 
plädierten der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesfinanzministerium, die ba­
den-württembergische Landesregierung und der Sachverständigenrat (SVR) für 
eine private Pflegeversicherung mit Versicherungspflicht (Übersicht bei Schmäh! 
1992: 7ff}. Das Befürworten einer privaten und nicht einer sozialen Pflichtversi­
ctrerung begründete der SVR ( JG 1991/92: Ziff. 360) recht apologetisch wie folgt: 

"ln marktwirtschaftliehen Ordnungen bedurfen staatliche Aktivitäten der Be­
gründung. Freiheit und Selbstverantwortung sind die Fundamente, auf denen 
offene Gesellschaften beruhen. Für die Absicherung individueller Risiken 
impliziert dies als systemgerechte Lösung den Abschluß privatwirtschaftlicher 
Lösungen." 

Es ist evident, daß die Ausführungen des SVR nicht allein auf die Pflegeversiche­
rung bezogen sind, sondern universelle Gültigkeit beanspruchen. Das bedeutet 
dann aber, daß nach Auffassung des SVR letztlich alle Sozialversicherungen ab­
zuschaffen seien, da sie den basalen Funktionsprinzipien einer Marktgesellschaft 
widersprächen. 1 Durch die Hypostasierung des von ihm zugrunde gelegten Men­
schenbildes des homo oeconomicus, der zweckrational die eigenen Interessen 
verfolgt, übersieht der SVR, daß sich gerade unter der Voraussetzung einer 
"offenen Gesellschaft" Menschen freiwillig zu Zwangssolidargemeinschaften zu­
sammenschließen können, die - in Verfolgung anderer normativer Basisentschei­
dungen als der Nutzenmaximierung - die Absicherung allgemeiner Lebensrisiken 
suchen unter Verwirklichung auch weitergehender Umverteilungen als der bei 
einer Versicherung üblichen (vom Nichtgeschädigten zum Geschädigten). 

Jenseits dieser Ideologiekritik besteht das größte technische Problem der Einfüh­
rung einer flächendeckenden privaten Pflegeversicherung darin, daß bereits ein­
getretene bzw. in Kürze eintretende Schadensfälle in Ermangelung des notwendi­
gen Deckungskapitals nicht abgesichert sind bzw. daß für manche nicht tragbare 
Beitragslasten entstehen. Zumindest für einen Übergangszeitraum müßten somit 
Transfers aus allgemeinen Haushaltsmitteln und/oder Beitragszuschüsse gezahlt 
werden. Neben diesem Argument sprechen aber auch die "klassischen" Einwände 
gegenüber einer Versicherung mit Kapitaldeckungsverfahren gegen die Einfüh­
rung einer privaten Pflegeversicherung (Uquidisierungsprobleme, lnflationsge­
fahr). 

Diese bedeutsamen Vorbehalte imponierten den Verfechtern einer privatwirt­
schaftliehen Versicherungslösung jedoch nicht Gerade dies kann als starkes In­
diz dafür angesehen werden, daß die Sachdebatte der 80er Jahre zu einer über­
wiegend ideologischen Auseinandersetzung geworden war, die weniger mit der 

Eine offene Frage ist, ob dies auch für die Arbeitslosenversicherung gilt, da für diese ein 
privater Versicherungsmarkt nicht zustande kommt. Dabei ist aber auch zu bedenken. daß 
eine Versicherung gegen Arbeitslosigkeit unmittelbarer und stärker als andere Sozialversi­
cherungen dekommodifizierend wirkt, das heißt, den einzelnen Arbeitnehmer dem unmittel­
baren Zwang der Verwertung seiner Arbeitskraft entzieht. 
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Absicherung des Pflegerisikos zu tun hatte, vielmehr an diesem Beispiel Welchen 
hinsichtlich des Entscheides Kapitalismus oder Wohlfahrtsstaat zu stellen suchte. 
Immerhin präferierten aber der überwiegende Teil der CDU, die SPD, der DGB 
und die Wohlfahrtsverbände auch weiterhin die Sozialversicherungslösung und 
lehnten eine ausschließlich private Absicherung des Pflegerisikos ab. Der Wi­
derstand marktliberaler Interessenten gegen eine neue Sozialversicherung war 
!rotz der feststellbaren breiten Übereinstimmung nicht gebrochen. Angesichts der 
offensichtlichen Unabwendbarkeit der lnstitutionalisierung einer sozialen Pflege­
versicherung als fünfte Säule des bundesdeutschen Sozialversicherungssystems 
versuchten Insbesondere die Arbeitgeber, der CDU-Wirtschaftsbeirat, die Mitlei­
standsvereinigung der CDU und die FDP nun, die Pflegeversicherung an der Fra­
ge der Finanzierung der Arbeitgeberbeiträge scheitern zu lassen. Dabei wurde 
argumentiert: 

"Das Risiko, ein Pflegefall zu werden, steht nicht im Zusammenhang mit dem 
Beschäftigungsverhältnis, es hat nichts mit dem Arbeitsvertrag zu tun. Es 
kann jeden treffen und ist somit ein allgemeines Lebensrisiko, das sich weit 
überwiegend bei älteren Menschen realisiert, die nicht mehr in einem Be­
schäftigungsverhältnis stehen oder nie gestanden haben. Soweit Pflegebe­
dürftigkeit auf einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit zurückzuführen 
ist, erbringt die gesetzliche Unfallversicherung, die allein von den Unterneh­
men finanziert wird, schon heute ausreichende Leistungen zur Pflege" (BOA 
1994 50), 

Diese Begründung zur Nichtbeteiligung der Arbeitgeber an den Kosten der Pfle­
geversicherung ist nicht haltbar: Zum einen bestehen tatsächlich gewisse Bezie­
hungen zwischen ausgeübter Erwerbstätigkeit und Pflegerisiko (siehe Abschnitt 
111) bzw, sollte man sich der Argumentation anschließen, ließe sich auch die Fi­
nanzierung der anderen Sicherungssysteme {mit Ausnahme der Unfallversiche­
rung) allein historisch begründen. Zum anderen werden, wie an anderer Stelle 
(BOA 1994: 49f) deutlich wird, die realen Möglichkeiten der Eigenvorsorge wegen 
Vernachlässigung der bestehenden Ungleichheit in der Einkommens- und Vermö­
gensverteilung (dazu: Offermann 1993) überschätzt 

Daneben ist aber auch die zu dem damaligen Zeitpunkt neu entbrannte wirt­
schaftspolitische Diskussion um den "Standort Deutschland" zu beachten, der so 
die Argumentation - durch zu hohe Löhne und insbesondere zu hohe Lohnneben­
kosten im internationalen Wettbewerb gefährdet sei (zur Validität dieser These: 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 1994: 1 OOff; Flassbeck 1995). 

Trotz der Interventionen der Unternehmerischen Interessentenverbände wollte der 
Gesetzgeber den Grundsatz der paritätischen Finanzierung der Sozialversiche­
rungen durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer zumindest de jure nicht aufgegeben. 
so daß sich eine Kontroverse über die mögliche Kompensation der Arbeitgeber­
beiträge entzündete. Dabei lehnten zunächst sowohl die Gewerkschaften als auch 
die Arbeitgeber jedwede Ausgleichsregelung ab: Die Gewerkschaften wollten da-



57 

bei den sich ergebenden Bruch mit hergebrachten Sozialversicherungsprinzipien 
nicht hinnehmen, waren daher auch nicht zu einem Verzicht auf soziale Besitz­
stände bereit, zeigten jedoch, damit die Pflegeversicherung nicht als Ganzes 
scheiterte, insoweit Entgegenkommen, als sie künftige Verzichte bei den Lohnzu­
wächsen in Aussicht stellten. Die Arbeitgeber erachteten die Einführung einer 
sozialen Pflegeversicherung als prinzipiell falsche Weichenstellung und lehnten 
eine Verständigung über mögliche Kompensationen aus diesem Grund gänzlich 
ab. Die Bundesregierung entschied sich nun dafür, den Arbeitgebern durch Ein­
griffe in die Tarifautonomie entgegenzukommen, und schlug vor, Karenztage ein­
zuführen oder wahlweise die Anrechnung von Urlaub im Krankheitsfall einzufor­
dern. Diese Variante stieß jedoch auf erhebliche, nicht zuletzt verfassungsrechtli­
che Kritik. so daß schließlich die geltende Feiertagsregelung (§58 SGB XI) im 
Wege eines zweistufigen Vermittlungsausschußverfahrens gefunden wurde. Das 
Pflegeversicherungsgesetz wurde sodann am 26.5.1994 verkündet. Aufgrund der 
fundamentalen Gegensätze, die die Pflegedebatte in der dritten Stufe bestimmten 
und der dadurch notwendigen vielfältigen Kompromisse, offenbart das neue Pfle­
gegesetz nicht allein in der Frage der Beitragsfinanzierung, sondern auch hin­
sichtlich der Leistungsgewährung zahlreiche und vielfältige Brüche mit bewährten 
und konstitutiven Sozialversicherungs- bzw. Sozialstaatsprinzipien. Auch auf die­
se Tatbestände soll im folgenden Abschnitt, der die Leistungen der Pflegeversi­
cherung darstellt und sozialpolitisch bewertet, eingegangen werden. 

111. Die Pflegeversicherung in sozialpolitischer Perspektive 

Jenseits aller ordnungspolitischen Kontroversen ist es grundsätzlich positiv zu 
vermerken, daß es nach zähem Ringen gelungen ist, eine eigenständige Siche­
rung des Pflegerisikos in der Bundesrepublik zu schaffen. Die Notwendigkeit die­
ser lnstitutionalisierung ergibt sich dabei nicht allein aus den eingangs beschrie­
benen demographischen Tendenzen, sondern auch die Lebenslagen der Pflege­
bedürftigen indizieren einen gestiegenen und weiter steigenden Hilfebedarf. 
Dieser soll zunächst skizziert werden, bevor dann auf die Deckung dieser Bedarfe 
durch das neue Pflegeversicherungsgesetz einzugehen ist 

Zwischen beruflichem Status und Gesundheitszustand besteht erfahrungsgemäß 
eine starke negative Korrelation, das heißt, die Hauhalte von Pflegebedürftigen 
weisen häufig unterdurchschnittliche Einkommen und Vermögen auf. Eine von 
Thiede (1988: 253) vorgenommene Auswertung des Sozio-Oekonomischen Pa­
nels (SOEP) ergab, 

"daß bei mehr als der Hälfte aller (ambulanten; V. 0) Pflegehaushalte die 
Nettoeinkommen je Haushaltsmitglied unter 1.000 DM monatlich liegen, bei 
rund 30 % der Haushalte sogar unter 800 DM." 
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Gleichzeitig haben aber zwei Fünftel dieser Haushalte zusätzlich die zum Teil 
nicht unerheblichen Kosten der Pflege zu tragen. Aus der bereits erwähnten Stu­
die von Thiede (1988: 252) ergibt sich, daß je ein Drittel der Lebensgemeinschaf­
ten Pflegezusatzkosten in Höhe von bis zu 200 DM bzw. von 200 DM bis 500 DM 
zu tragen haben. Für ein Fünftel der betroffenen Haushalte belaufen sich die Ko­
sten der Pflege sogar auf mehr als 1.000 DM je Monat. 2 Aufgrund dieser Diskre­
panz zwischen Haushaltseinnahmen und -ausgaben wurden bislang die Dienste 
professioneller Pflegeanbieter nur in vergleichsweise geringem Umfang in An­
spruch genommen, während die Sozialhilfebeantragung relativ häufig erfolgte: Im 
Verlauf des Jahres 1993 erhielten in der BRD 266.681 Personen Sozialhilfe als 
Hilfe zur häuslichen Pflege und weitere 394.012 Menschen als Hilfe zur Pflege in 
Einrichtungen (Statistisches Bundesamt 1995). Neben den genannten unmittelba­
ren finanziellen Belastungen der Pflegehaushalte ergeben sich immer dann weite­
re materielle Einschränkungen, wenn Angehörige, und dies sind vor allem Frau­
en, wegen der Pflege eines Familienmitglieds eine eigene Erwerbstätigkeit ein­
schränken oder gar aufgeben. 

Geht man von diesen Befunden zur Einkommenssituation von Pflegehaushalten 
aus, kann es nicht verwundern, daß knapp ein Drittel der betroffenen Lebensge­
meinschaften wohnraumunterversorgt ist. Gleichzeitig leben aber auch 6 vH der 
Pflegebedürftigen in zu großen Wohnungen, die ebenfalls zu einer erheblichen 
Belastung, gerade für die Pflegepersonen, werden können (Thiede 1986: 128f). 
Schließlich sind insbesondere Einpersonenhaushalte von älteren Frauen in über­
proportional hohem Maße in Substandardwohnungen anzutreffen (Gitschmann 
1990: 273; Barkholdt/Naegele 1995: 408). Ausstattungsdefizite wie das Fehlen 
von Bad/Dusche, Toilette und Sammelheizung treffen in ihren Wirkungen die 
Pflegebedürftigen nachhaltig. 

Mit der Betrachtung der Einkommens- und der Wohnverhältnisse sind zwei we­
sentliche Dimensionen der Lebenslagen von Pflegebedürftigen erfaßt. Hier fest­
gestellte Restriktionen wirken sich darüber hinaus auch auf andere Bereiche des 
Lebens aus, etwa die Möglichkeiten der Aufnahme und Erhaltung von Sozialkon­
takten, Muße- und Regenerationsfähigkeit sowie die Entscheidungsmöglichkeiten 
(vor allem im konsumtiven Bereich) (ausführlich: Offermann 1996). Im folgenden 
soll nun untersucht werden, ob und inwieweit die Ziele und Leistungen des neuen 
Pflegeversicherungsgesetzes mit den häufig eingeschränkten Lebenslagen von 
Pflegebedürftigen korrespondieren. 

Das SGB XI weist eine Reihe von einzulösenden Zielen auf. Als zentral können 
die Bestimmungen des §2 angesehen werden, der vorsieht, daß die Leistungen 
der sozialen Pflegeversicherung den Pflegebedürftigen helfen sollen, "trotz ihres 
Hilfebedarfs ein möglichst selbständiges und selbstbestimmtes Leben zu führen, 

2 Zu ergänzen ist, daß sich im Falle einer stationären Unterbringung deren Kosten leicht auf 
über 4.500 DM je Monat belaufen. Solche Beträge sind selbst bei Bezug höchster Renten 
kaum mehr tragbar. 
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das der Würde des Menschen entspricht", wobei in der Konsequenz dieser Gene­
ralnorm die Wünsche und religiösen Bedürfnisse des Pflegebedürftigen hinsicht­
lich der Wahl der Einrichtungen sowie der Gestaltung der Hilfe zu berücksichtigen 
sind. ln einem sachlogischen Zusammenhang mit §2 stehen auch die §§5 und 28 
Absatz 4, die vorsehen, daß frühzeitig alle geeigneten Maßnahmen der Vermei­
dung von Pflegebedürftigkeit (Prävention, Krankenbehandlung, Rehabilitation) zu 
ergreifen seien bzw. daß nach Eintritt der Pflegebedürftigkeit Maßnahmen zu de­
ren Überwindung, zumindest aber gegen deren Verschlimmerung, bei aktiver 
Mitwirkung der Pflegebedürftigen (§6) einzuleiten sind. Unterstellt man, daß die 
Pflegebedürftigen möglichst lange in ihrer eigenen Wohnung leben wollen, dann 
kann auch §3, der den Vorrang der häuslichen Pflege verfügt, als richtige Konse­
quenz aus angesehen werden. Von Relevanz für die Pflegebedürftigen ist 
weiterhin §11, der in Verbindung mit den §§28 Absatz 3 und 29 nicht allein vor­
sieht, daß die von den Pflegeeinrichtungen (§71) erbrachten Leistungen "dem 
allgemein anerkannten Stand medizinisch-pflegerischer Erkenntnisse" entspre­
chen und daß die Leistungserbringer wirksam und wirtschaftlich eine humane, 
aktivierende und die Menschenwürde achtende Pflege gewährleisten, sondern 
dieser Paragraph räumt auch gemäß dem Subsidiaritätsprinzip freien und privaten 
Trägern den Vorrang vor öffentlichen ein. Dies ist für die zu Pflegenden insoweit 
von Bedeutung, als es ihnen hierdurch ermöglicht wird, eigenen finanziellen Mög­
lichkeiten oder weltanschaulichen Bedürfnissen Rechnung zu tragen. 

Diese Ziele der Pflegeversicherung sollen durch einen Katalog verschiedenartiger 
Leistungen erreicht werden, wobei zwischen solchen zur häuslichen, teilstationä­
ren und stationären Pflege zu differenzieren ist. Gemäß dem Grundsatz der Priori­
tät häuslicher Pflege werden Leistungen zur stationären Pflege nur dann gewährt, 
"wenn häusliche oder teilstationäre Pflege nicht möglich ist oder wegen der Be­
sonderheit des einzelnen Falles nicht in Betracht kommt" (§43 Absatz 1 SGB XI). 
Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über zentrale Leistungen des 
neuen Gesetzes. 



Leistungen nach SGB XI 

Pflegestufe I 
Pflegestufe II 
Pflegestufe 111 
Pflegestufe 111 - Härtefall 

teilstationäre Pflege 
Pflegestufe I 
Pflegestufe II 
Pflegestufe 111 

stationäre Pflege 
allgemein 
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max. 750 DM 
max. 1.800 DM 
max. 2.800 DM 
max. 3.750 DM 

max. 750 DM 
max. 1.500 DM 
max. 2.100 DM 

max. 2.800 DM* 

400DM 
800 DM 

1.300 DM 

Dabei dürfen die jährlichen Ausgaben der Pflegekassen je Pflegebedürftigen im Durchschnitt 
30.000 DM nicht übersteigen. 

Im Rahmen der häuslichen Pflege kann sich der Pflegebedürftige auch für die 
sogenannte Kombinationsleistung (§38 SGB XI) entscheiden, deren Höhe sich 
nach dem jeweiligen Anteil der Pflegesachleistung und des Pflegegeldes richtet 
Analog wird im Falle einer nur teilweisen Ausschöpfung der Leistungen zur teil­
stationären Pflege verfahren. 

Zusätzlich zu den bisher aufgeführten Hilfen kann die Pflegekasse bei Erkran­
kung oder Urlaub der Pflegeperson für längstens vier Wochen jährlich die Kosten 
einer Ersatzpflegekraft bis zur Höhe von 2.800 DM übernehmen. Weiterhin über­
nehmen die Pflegekassen die Kosten des Verbrauchs von Hilfsmitteln bis zur Hö­
he von 60 DM je Monat, stellen bestimmte Hilfsmittel gegen Selbstbeteiligung zum 
Gebrauch bereit und können Zuschüsse zur Wohnumfeldverbesserung bis zur 
Höhe von 5.000 DM je Maßnahme gewähren (§40 SGB XI). Im Anschluß an eine 
stationäre Behandlung oder in Krisensituationen, die eine häusliche oder teilsta­
tionäre Versorgung des Pflegebedürftigen nicht zulassen, kann vorübergehend 
eine vollstationäre Unterbringung des Pflegebedürftigen erfolgen. Die Kosten die­
ser sogenannten Kurzzeitpflege werden von den Pflegekassen bis zur Höhe von 
2.800 DM jährlich übernommen. Für die Pflegepersonen schließlich werden Lei­
stungen zur sozialen Sicherung (Unfall- und Rentenversicherung) erbracht sowie 
Möglichkeiten zur Rückkehr ins Berufsleben nach §46 Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) eröffnet Daneben bieten die Kassen den Pflegepersonen die Teilnahme 
an Pflegekursen an, in denen Fertigkeiten für eine eigenständige Durchführung 
der Pflegetätigkeit vermittelt werden. 
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Das Pflegeversicherungsgesetz sieht somit ein differenziertes Angebot an Hilfe­
leistungen vor. Als wesentlichster Komplex können die Geld- bzw. geldwerten 
Leistungen angesehen werden. Sie tragen zu einer nachhaltigen Verbesserung 
des Einkommens- und Versorgungsspielraums der Pflegehaushalte bei. Für einen 
Teil dieser Personengemeinschaften dürften die Zusatzkosten der häuslichen 
Pflege voll, für einen weiteren Teil immerhin zu einem Teil abgedeckt werden. Es 
kann allerdings nicht übersehen werden, daß im Rahmen der häuslichen Pflege 
insbesondere in den Pflegestufen II und 111 auch zukünftig Haushalte vorzufinden 
sein werden, die eigene finanzielle Mittel in zum Teil nicht unerheblichem Maße 
für die Pflege der Angehörigen aufwenden müssen oder in Ermangelung der not­
wendigen Ressourcen auch zukünftig aufstockende Sozialhilfe beantragen wer­
den.3 Noch problematischer ist die Situation im Bereich der stationären Pflege. 
Hier übernimmt die Pflegekasse nämlich lediglich die pflegebedingten Aufwen­
dungen bis zur Höhe von 2.800 DM bzw. bei Anwendung der Härtefallregelung 
(z.B. bei Krebs- und AIDS-Erkrankungen im Endstadium) bis maximal 3.300 DM. 
Nicht gedeckt sind jedoch diese Beträge übersteigende Pflegebedarfe sowie die 
Hotel- und gegebenenfalls nicht refinanzierte lnvestitionskosten, für die der Pfle­
gebedürftige selbst aufzukommen hat. Allein die Unterkunftskosten können jedoch 
schon niedrige Renten, wie sie insbesondere bei Frauen vorzufinden sind, über­
steigen. Auch in diesen Fällen muß das zuständige Sozialamt die nicht gedeckten 

Aufwendungen übernehmen. Damit wird nicht allein das originäre Ziel der Pflege­
versicherung verfehlt, den Sozialhilfebezug im Alter überflüssig werden zu lassen, 
sondern für den Pflegebedürftigen verschlechtert sich die persönliche Situation im 
Vergleich zu früher sogar noch, da nun bei zwei Leistungsträgern statt bisher bei 
einem Unterstützungen beantragt werden müssen. Zudem wird aufgrund der im 
Vergleich zum BSHG hohen Anspruchsvoraussetzungen ein Teil der heutigen 
Bezieher von Hilfe zur Pflege nach dem BSHG überhaupt nicht in den Genuß von 
Leistungen nach dem SGB XI kommen. Hierdurch und durch den Tatbestand des 
Leistungen nach dem Pflegeversicherungsgesetz ergänzenden Sozialhilfebezu­
ges ergibt sich ein weiteres Folgeproblem hinsichtlich der zukünftigen Versorgung 
der Pflegebedürftigen. Eine grundlegende Idee bei der Etablierung der Pflege­
versicherung bestand nämlich darin, frei werdende Sozialhilfemittel gezielt zur 

Modernisierung von Pflegeheimen und vor allem zum Auf- und Ausbau von in der 
Bundesrepublik bisher erst spärlich vorhandenen Tages- und Kurzzeitpflegeplät­
zen (Engels 1992: 43) zu verwenden. Fallen nun aber die Einsparungen im Be­
reich des BSHG nachhaltig geringer aus, als ursprünglich erwartet4

, so ist zu be-

3 Geht man beispielsweise von einem Pflegesatz von 50 DM je Stunde aus, so können aus 
den Leistungen nach §§36f SGB XI tägliche Pflegeeinsätze von 30 Minuten (Pflegesach­
leistungen) bzw. 16 Minuten (Pflegegeld) in Pflegestufe I und 72/32 Minuten in Pflegestufe II 
und 112/52 Minuten in Pflegestufe III finanziert werden. Der tatsächliche Betreuungsaufwand 
für Schwer- und Schwerstpflegebedürftige ist demgegenüber im Durchschnitt mit vier bis 
sechs Stunden zu veranschlagen (Gitschmann!Veil 1990: 445). 

4 Berechnungen des Deutschen Landkreistages (1995: 165) kommen zu dem Ergebnis: "Die 
Entlastung der Sozialhilfe beträgt somit bestenfalls rd. 4 Mrd. DM. Von der Bundesregierung 
werden unterschiedliche Beträge genannt. Sie reichen von 6 bis 10 Mrd. DM." 
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fürchten, daß diese notwendigen Infrastrukturinvestitionen nicht oder nur teilweise 
realisiert werden. Hinsichtlich der angestrebten umfassenden Verbesserung der 
Lebenslagen von Pflegebedürftigen wäre dies ein ausgesprochen unerwünschtes 
Resultat. 

Bezüglich der Leistungen, die durch die Pflegeversicherung bereitgestellt werden, 
ist es als kritisch zu bewerten, daß - im Gegensatz zur Gesetzlichen Krankenver­
sicherung beispielsweise - im Pflegeversicherungsgesetz das für eine Sozialver­
sicherung konstitutive Prinzip der Bedarfsorientierung mehrfach durchbrachen 
wird. Neben der bereits angesprochenen Deckelung der Leistungen zur häusli­
chen, teilstationären und stationären Pflege wird dies insbesondere an der Be­
grenzung der Kostenübernahme für zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel sowie 
an der quantitativen Beschränkung der Anwendbarkeit der Härtefallregelungen 
sichtbar. Die Begrenzung der Kostenübernahme wurde seitens des Gesetzgebers 
vermutlich als adäquater Anreiz zu einem sparsamen Umgang mit diesen Gütern 
angesehen. Es erscheint jedoch fraglich, ob ein solcher Anreiz überhaupt not­
wendig ist, da Sozialversicherte - einer neuen empirischen Untersuchung zufolge 
(UIIrich 1995) - ein ausgeprägtes Verständnis des Solidaritätsprinzips internali­
siert haben. Schließlich ist auch zu bedenken, daß der Verbrauch von Hilfsmitteln 
mit einem nicht unerheblichen Aufwand verbunden ist. Insoweit droht nun eher die 
Gefahr, daß aus Kostenerwägungen in den Pflegehaushalten notwendige Ver­
bräuche unterbleiben und daß es zur under-utilization der Pflegebedürftigen 
kommt. Bezüglich der stationären Pflege besteht derzeit eine erhebliche Unsi­
cherheit über das tatsächliche Leistungsniveau. Das Gesetz sieht vor, daß maxi­
mal 2.800 DM gewährt werden dürfen, sofern im Bundesdurchschnitt der Pflege­
kassen nicht mehr als 30.000 DM je Pflegebedürftigen und Jahr verausgabt wer­
den. Diese Regelung ist vollkommen unpraktikabel, da theoretisch ein 
permanenter Aufwandsvergleich zwischen allen Kassen stattfinden müßte. Inso­
fern ist anzunehmen, daß zunächst nur höchstens 2.500 DM monatlich gewährt 
werden. Nach dem jüngsten Kompromiß zwischen Blüm und Seehafer soll diese 
Leistung nicht allein die Kosten der Grundpflege decken, wie im SGB XI vorgese­
hen, sondern nun auch Leistungen aus dem Bereich der Behandlungspflege, das 
heißt Krankenkassenleistungen, umfassen. Damit hat die neue Sozialversiche­
rung, entgegen allen anders lautenden Bekenntnissen, versicherungsfremde Lei­
stungen "aufgesattelt" bekommen. Die Lasten dieser Vereinbarung werden vor 
allem die Pflegebedürftigen zu tragen haben, für die der Zuschuß zur stationären 
Unterbringung nun noch weiter gekürzt wird, so daß insbesondere für Bezieher 
geringer Einkommen die Inanspruchnahme der Sozialhilfe auch zukünftig unaus­
weichlich ist. Im Gegensatz dazu stehen sich die Bezieher mittlerer und höherer 
Einkommen trotz der Einführung versicherungsfremder Elemente im Vergleich zu 
früher besser, da ihre Bezüge und Vermögen nur noch zum Teil einzusetzen sind; 
dies ist auch der Grund dafür, daß manche Kritiker das SGB XI auch als 
"Erbschaftssicherungsgesetz" bezeichnen. Weitere Beanstandungen des neuen 
Gesetzes gelten der Härtefallregelung, die vorsieht, daß bei Existenz eines au-
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ßergewöhnlichen Pflegebedarfs in Pflegestufe 111 höhere Leistungen als anson­
sten üblich gewährt werden können. Die Gewährung der erhöhten Kostenüber­
nahmen ist jedoch daran gebunden, daß höchstens 3 vH (häusliche Pflege) bzw. 
5 vH (stationäre Pflege) der entsprechenden Pflegebedürftigen in den Genuß die­
ser Leistungen kommen. Damit jedoch wird die Deckung medizinisch-pflegerisch 
induzierter Bedarfe (mehrfache professionelle Pflegedienste in der Nacht, 
Grundpflege kann nur durch mehrere Pflegekräfte gemeinsam erbracht werden 
etc.) willkürlich außer Kraft gesetzt mit der Folge, daß gleiche Lebenslagen im 
gleichen Sicherungssystem ungleich behandelt werden, d.h. hier liegt ein eklatan­
ter Verstoß gegen grundsätzliche Gerechtigkeitserwägungen vor. Im Bereich der 
ambulanten Pflege hat die sozialversicherungswidrige Kontingentierung bislang 
dazu geführt,' daß die Härtfallregelung kaum angewendet wurde. Dies wiederum 

ist unter Bedarfsgesichtspunkten äußerst problematisch. 

Das Vorsehen von Maßnahmen zur Verbesserung des individuellen Wohnumfel­
des im Rahmen der Pflegeversicherung kann angesichts der häufig ungenügen­
den Wohnsituation der Haushalte von Pflegebedürftigen als wichtig und richtig 
angesehen werden. Dies gilt insbesondere auch deshalb, weil in dem Fall, in dem 
eine Anpassung der Wohnung an die Pflegesituation nicht oder nicht zu wirt­
schaftlich vertretbaren Bedingungen möglich ist, auch ein Umzug bezuschußt 
werden kann (Kukla 1995: 216). Problematisch ist auch an dieser Regelung, daß 
das gesetzliche Leistungsniveau sowohl im Falle des Umzuges als auch bei 
Wohnanpassungsmaßnahmen und insbesondere deren Bündelung nicht aus­
reicht, um eine wirkungsvolle Versorgung der Pflegebedürftigen zu sichern5 

Somit kann davon ausgegangen werden, daß das neue Pflegeversicherungsge­
setz aufgrund seiner restriktiven Leistungsgewährung in manchen Fällen nicht zur 
Beseitigung bestehender Unterversorgungssituationen beitragen wird und damit 
die Ziele der §§2ff nur partiell eingelöst werden. Insbesondere sind Zweifel ange­

bracht, ob das Ziel der Generalnorm des §2 (Führung eines menschenwürdigen 
Lebens !rotz Vorliegen von Pflegebedürftigkeit) sowie das Ziel der frühzeitigen 
Einleitung von Maßnahmen zur Vermeidung oder Überwindung von Pflegebedürf­
tigkeit erreicht werden. An der Einlösung des letztgenannten Zweckes sind aber 
nicht allein auf der Grundlage der Verletzung des Bedarfsprinzips Zweifel ange­

bracht, sondern auch wegen der Struktur der Leistungen. Zwar wird im Gesetz 
(§14) der Tatbestand der Pflegebedürftigkeit sehr umfassend definiert (soma­
tische, geistige, psychische Krankheiten oder Behinderungen), doch sind die Lei­
stungen sowie der Kreis der Berufe, die als Pflegekräfte zugelassen werden kön­

nen, fast ausschließlich auf somatische Aspekte der Pflegebedürftigkeit bezogen. 

5 So kostet beispielsweise die nachträgliche Ausstattung eines Hauses mit einem (Außen-) 
Aufzug oder einem Treppenlift mindestens 15.000 DM. Auch mit der Überwindung einer Au­
ßentreppe durch eine Rampe sind - je nach örtlichen Begebenheiten - Aufwendungen in Hö­
he von 6.000 DM bis 12.000 DM verbunden. Allerdings lassen sich eine Vielzahl von Anpas­
sungsmaßnahmen auch ohne nennenswerten finanziellen Aufwand realisieren (dazu vor al­
lem: Stolarz 1992; zum Überblick Karthaus/Fuhrich 1991). 
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Selbst unter der Maßgabe, daß der überwiegende Teil der Pflegebedürftigen alte 
Menschen umfaßt, läßt sich diese einseitige Orientierung des SGB XI nicht 
timieren, sind doch gerade sehr alte Menschen häufig nicht allein körperlich, son­
dern auch psychisch (Demenz) beeinträchtigt. Insofern wird auch hier vorliegen­
den Bedarfen nur in sehr ungenügender Weise entsprochen, d.h. die neue Pfle­
geversicherung leidet nicht allein an quantitativen Defiziten der 
Leistungsgewährung, sondern darüber hinaus auch in nicht unerheblicher Weise 
an qualitativen. 

Zusammenfassend ist Klie (1994: 418) daher voll zuzustimmen, wenn er feststellt: 

"Das Regime der Kostendeckelung begrenzt die Pflegeleistung und auch 
die Pflegequalität. Hier sind deutlich Widersprüche zwischen den Verheißun­
gen des Pflegeversicherungsgesetzes und des einlösbaren Leistungsum­
fangs auszumachen." 

Die hier konstatierten Widersprüche lösen sich jedoch dann auf, wenn man den 
Leistungskatalog des SGB XI im Lichte der begleitenden ordnungspolitischen 
Kontroverse liest. Manchen Teilnehmern dieser Debatte ging es schließlich nicht 
allein, und schon gar nicht in erster Linie um die Absicherung des Pflegerisikos, 
sondern sie instrumentalisierten die Diskussion um das Pflegegesetz zu einem 
Entscheid über die zukünftige Ausgestaltung des Sozialstaatsprinzips. Dabei 
sollten die Aufgaben des Wohlfahrtsstaats neubestimmt werden. Ging es diesem 
bislang darum, einerseits die Lebenslagen von sozial Schwachen auf wenigstens 
das sozio-kulturelle Existenzminimum zu heben, andererseits aber auch die Le­
benslagen aller anderen Gesellschaftsmitglieder im Sinne der Verfolgung der 
Ziele Gleichheit und Sicherheit zu beeinflussen, so sollte dieser zweite wohl­
fahrtsstaatliche Aufgabenbereich nun dispensiert werden. Bezüglich der letztli­
ehen Ausgestaltung des Pflegegesetzes ist dies weitgehend gelungen. Will man 
diese Neubestimmung der bundesdeutschen Sozial- und Wirtschaftsordnung je­
doch nicht hinnehmen, so ist zu fragen, welche Reformen des Pflegeversiche­
rungsgesetzes notwendig wären, um die benannten Defizite und damit die Verän­
derung des Wohlfahrtsstaatscharakters zu überwinden. 

Die entscheidende Kritik des Pflegeversicherungsgesetzes besteht darin, daß 
zum einen die Anspruchsvoraussetzungen der Pflegeversicherung zu hoch sind 
und zum anderen die Leistungsniveaus nicht dem tatsächlichen Hilfebedarf ent­
sprechen. Der erste Kritikpunkt ließe sich durch Einführung einer !'Pflegestufe 0" 
beheben. Unter diese Pflegestufen fielen diejenigen, die heute zwar einen An­
spruch auf Hilfe zur nach dem BSHG haben, jedoch die Anspruchsvoraus­
setzungen des SGB XI nicht erfüllen. Ein unzureichendes Leistungsniveau trifft 
die Haushalte von Pflegebedürftigen vor allem deshalb stark, da bei ihnen häufig 
eine relative Einkommensschwäche festzustellen ist Es muß daher ein vorrangi­
ges Ziel einer Novellierung des SGB XI sein, die vorliegende Diskrepanz durch 
eine strikte Bedarfsorientierung zu beseitigen. Dies gilt sowohl für den Bereich 
der häuslichen als auch für den der stationären Pflege sowie für die Maßnahmen 
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zur individuellen Wohnumfeldanpassung. Dabei läßt sich derzeit noch nicht gesi­
chert angeben, in welchem Ausmaß eine Leistungserhöhung im ambulanten Be­
reich nötig ist, da es an gesicherten empirischen Erkenntnissen über die Auswir­
kungen der neuen Pflegesatzstrukturen in Form von Komplexleistungen mangelt 
(ausführlich: Moldenhauer/Kämper 1995: 542ft). Im Bereich der stationären Pflege 
sollten zukünftig die gesamten, tatsächlich entstehenden pflegerischen Kosten 
einer Pflegeheimunterbringung durch die Pflegekassen getragen werden. Die 
Kosten der Unterkunft und Verpflegung sollten allerdings wie bisher prinzipiell bei 
den Pflegebedürftigen verbleiben, da sie dem Grunde nach vergleichbare Auf­
wendungen auch bei häuslicher Unterbringung tätigen müßten. ln den Fällen al­
lerdings, in denen diese Kosten die eigenen, verfügbaren Einkommen überstei­
gen, erscheint eine steuerfinanzierte, bedarfsorientierte Mindestsicherung inner­
halb der Pflegeversicherung als geeignetes Instrument, die ansonsten 
notwendige Sozialhilfebeantragung zu vermeiden. 6 Nur eine außerhalb der Sozi­
alhilfe erfolgende vollständige Finanzierung der Pflegefälle wird schließlich auch 
erst die BSHG-Mittel freisetzen, die zur Realisation der avisierten Heimmoderni­
sierung sowie zur geplanten Einrichtung von und Kurzzeitpflegeplätzen 
notwendig sind. Des weiteren wären die neoliberalem Modelldenken entspringen­
den Kostenumverteilungsmaßnahmen bei den Hilfsmitteln (Deckelung des Pfle­
gehilfsmittelverbrauchs, Selbstbehalt bei technischen Hilfen). die unter Steue­
rungsgesichtspunkten ohnehin nahezu wirkungslos sind, aufzuheben. Die Härte­
fallregelung sollte demnächst allein von medizinisch-pflegerischen Kriterien 
abhängen. Die bisherige prozentuale Begrenzung ihrer Anwendung, die dem 
mittlerweile zum Selbstzweck gewordenen Ziel der Beitragssatzstabilität gehorcht, 
sollte aufgegeben werden. Hinsichtlich der Finanzierung der Pflegeversicherung 
sollte -wie auch in der Gesetzlichen Krankenversicherung die "Friedensgrenze" 
(im Vergleich zur allgemeinen Beitragsbemessungsgrenze reduzierte Versiche­
rungspflichtgrenze) abgeschafft werden. 

Ob diese und weitere Verbesserungsvorschläge (z.B. stärkere Berücksichtigung 
nicht-somatischer Pflegebedarfe, verbesserte Qualitätssicherung der häuslichen 
Pflege) in absehbarer Zeit realisiert werden, ist angesichts der gegenwärtigen 
ordnungspolitischen Kontroverse über die Finanzierung der zweiten Stufe des 
Pflegeversicherungsgesetzes jedoch mehr als fraglich. Im folgenden Abschnitt 
sollen die wesentlichen Argumente, die derzeit hinsichtlich der Kompensation des 
Arbeitgeberbeitrages für den Ausbau der Pflegeversicherung vorgetragen wer­
den, nachgezeichnet werden. Dabei wird sich zeigen, daß auch rund ein Jahr 
nach Bestehen der sozialen Pflegeversicherung die ideologischen Auseinander­
setzungen um das neue Sicherungssystem kaum abgenommen haben. 

6 Zur Ausgestaltung einer in die Arbeitslosenversicherung integrierten bedarfsorientierten Min­
destsicherung hat die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (1985: 158ff. 1987: 214ff) 
detaillierte Vorschläge unterbreitet. 
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IV. Die Pflegeversicherung in ordnungspolitischer Perspektive -Stufe 2 

Nachdem bei der Einführung des neuen Sozialversicherungszweiges 1994 der 
Kompromiß gefunden wurde, die Arbeitgeberbeiträge durch Umwandlung eines 
Feiertages, der immer auf einen Werktag fällt, in einen Arbeitstag zu kompensie­
ren, entfiel in allen Bundesländern (außer Sachsen) der Buß- und Bettag als ar­
beitsfreier Feiertag. Gleichzeitig wurde der SVR- gegen seinen Willen (!)-damit 
beauftragt, 1995 ein Gutachten über die Entlastungswirkungen als Grundlage der 
Entscheidung über die Finanzierung der zweiten Stufe des Pflegeversicherungs­
gesetzes zu erstatten. Dieser Bericht, der im Juli 1995 vorgelegt wurde, kommt zu 
dem Ergebnis, daß die getroffene Feiertagsregelung bei lnkrafttreten der zweiten 
Stufe bereits zu einer 3/4-Kompensation der Arbeitgeberbelastungen geführt ha­
be, ein weiterer Feiertag somit zwar nicht geopfert werden müsse, zusätzlicher 
Entlastungsbedarf aber noch bestehe. Das Einfordern weiterer Kompensationen 
ist - ungeachtet der Unvollständigkeit der SVR-Berechnungen7 

- vor allem des­
halb ausgesprochen bemerkenswert, da die bisherige Überkompensation der Ar­
beitgeberbeiträge durch die Feiertagsumwandlung in der Zeit vom 1.1.1995 bis 
zum 30.6.1996 bereits reale Umverteilungsprozesse in Milliardenhöhe von den 
Arbeitnehmern zu den Arbeitgebern bewirkt hat. Wenn weitere Entlastungsmaß­
nahmen ergriffen würden, so würde in der Summe die bislang bestehende Über­
kompensation festgeschrieben bzw. sogar noch erweitert. Die Kompensationsde­
batte hat den Boden der realen Verhältnisse mittlerweile weitgehend verlassen, 
wodurch sich natürlich die Frage stellt, welchen Zweck sie dann verfolgt. Betrach­
tet man die Vorschläge, wie der vermeintliche zusätzliche Ausgleichsbedarf be­
friedigt werden soll, so wird augenfällig, daß überwiegend ein Vehikel zur Legiti­
mierung weiteren Sozialabbaus gesucht wird. 

Hinsichtlich der in die Diskussion gebrachten Vorschläge zur weiteren Finanzie­
rung der Pflegeversicherung lassen sich im Grundsatz sechs zentrale Positionen 
erkennen. 

Die erste Position wird vom SVR und der Bundesvereinigung der Deutschen Ar­
beitgerberverbände vertreten, die vorschlagen, daß die Beiträge zur Pflegeversi­
cherung allein von den Arbeitnehmern aufzubringen seien. Es läßt sich, insbe­
sondere auch vor dem Hintergrund der FDP-Vorschläge zur Beitragssatzentwick­
lung in der Gesetzlichen Krankenversicherung, leicht erkennen, daß eine solche 
Entscheidung Modellcharakter für den Ausstieg der Arbeitgeber aus der paritäti­
schen Finanzierung auch anderer Sicherungssysteme haben könnte. Bemer­
kenswert ist auch, daß in diesem Zusammenhang nicht über die Zukunft der ge-

7 Die vom SVR ermittelte Kompensation von 71 vH bis 76 vH (bezogen auf die zweite Stufe) 
unterschätzt das tatsächliche Kompensationsvolumen erheblich, da bestimmte Maßnahmen, 
die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Pflegeversicherungsgesetz stehen, nicht be­
rücksichtigt wurden (verringerte Lohnersatzleistungen, Mißbrauchsbekämpfung, Abbau fehl­
belegter Krankenhausbetten, Einsparungen in der Sozialhilfe). 
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meinsamen Selbstverwaltung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gesprochen 
wird. Insofern liegt die Vermutung nicht fern, daß sich die Arbeitgeber dann wohl 
gerne am Beispiel der Pflegeversicherung in Sachsen orientieren würden, wo kein 
Feiertag abgeschafft wurde, die Arbeitnehmer also bereits heute auch de jure und 
nicht allein de facto die alleinigen Financiers der Pflegesicherung sind, was die 
Arbeitgeber freilich nicht abhält, in den Selbstverwaltungsgremien eifrig über die 
Verwendung der entsprechenden Mittel mitzuentscheiden. 

Auch ein zweiter Vorschlag ist unter ordnungspolitischen Gesichtspunkten äu­
ßerst aufschlußreich: Mehrere Ministerpräsidenten (Stoiber, Seite, Teufel), der 
FDP-Vorsitzende Gerhardt und DIHT-Präsident Stihl haben empfohlen, einen Ur­
laubstag zur Finanzierung der zweiten Stufe der Pflegeversicherung anzusetzen. 
Neben der sich hieraus ergebenden reichlichen Überkompensation, die sich auch 
beim Vorschlag der CDU-Mittelstandsvereinigung ergibt, die halben Feiertage an 
Heiligabend und Silvester einzukassieren, handelt es sich um einen erneuten 
Versuch, die grundgesetzlich geschützte Tarifautonomie zumindest einzuschrän­
ken. 

Mit einer weiteren Variante im Konzert der ungezählten Vorschläge zum Sozial­
abbau versuchte sich der "sozialpolitische" Sprecher der CDU/CSU-Bundestags­
fraktion Louven zu profilieren, indem er die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle 
(Kürzung in der ersten Krankheitswoche auf 80 vH und in der zweiten Woche auf 
90 vH des regulären Entgeltes) als Kompensationsmöglichkeit offerierte. Auch 
dieser Vorschlag, der in ähnlicher Weise bereits im Zuge der Kompensation der 
ersten Stufe der Pflegeversicherung als unpraktikabel zurückgewiesen wurde, 
zielt auf Eingriffe in die Tarifautonomie, ist doch die Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfall in den meisten Branchen auch tarifvertraglich geregelt. Zugleich offenbart 
dieser Vorschlag wie kaum ein anderer das Interesse bestimmter Kreise, die Ar­
beitsmarktabhängigkeit der Arbeitnehmer nachhaltig zu verstärken. Gerade Lou­
vens Vorschlag ist darüber hinaus ein nahezu idealtypischer Beleg für die Aus­
gangsthese, daß die Kompensationsdebatte vergleichsweise wenig mit der Pfle­
geversicherung, dafür aber viel mit einem angestrebten allgemeinen Sozialabbau 
zu tun hat, sieht Louven doch in seinen Überlegungen mittlerweile - losgelöst von 
der Pflegeversicherung - ein adäquates Instrument der Mißbrauchsbekämpfung 
(dazu: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 1995: 127ff). Schließlich wur­
den seine Handlungsempfehlungen in modifizierter Form von der CSU aufge­
nommen, die auf ihrer Klausurtagung in Wildbad Kreuth forderte, krankheitsbe­
dingtes Fehlen durch Urlaub oder Mehrarbeit auszugleichen. 

Das Bundesarbeitsministerium erachtet es als angemessen, zwar auf einen unmit­
telbaren Kostenausgleich für die Arbeitgeber zu verzichten, will im Gegenzug al­
lerdings umfassende Kürzungen in anderen Zweigen des Sozialversicherungssy­
stems vornehmen. Im Vergleich zu den anderen genannten Optionen handelt es 
sich hier um ein relativ elegantes Vorgehen, das aus verfassungsrechtlicher Sicht 
auch kaum Probleme aufwerfen dürfte, gleichwohl aber das angebotsökonomisch 
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motivierte Ziel einer marktliehen Umgestaltung der Gesellschaft in sich aufnimmt 
und die in der Vergangenheit bereits umfassend betriebene Politik der Soziallei­
stungskürzung konsequent fortführt. 

Außenseiterpositionen in der an der Finanzierung der Pflegeversicherung ent­
fachten Sozialstaatsdebatte dürften die FDP-Abgeordneten Babel und die SPD­
Bundestagsfraktion einnehmen. Während erste vorschlug, die zweite Stufe der 
Pflegeversicherung schlicht und ergreifend zu verschieben, weist die SPD in ih­
rem Gesetzentwurf zur zweiten Stufe der Pflegeversicherung zunächst die Be­
rechnungen des SVR als unvollständig zurück und verlangt auf der Basis dieses 
Ergebnisses, auf weitere Kompensationen zu verzichten und den Beitragssatz für 
Leistungen zur stationären Pflege in Höhe von 0,7 vH paritätisch durch Arbeitge­
ber und -nehmer tragen zu lassen (dazu auch: Dehn 1995). Hiermit wendet sich 
die SPD zwar gegen weitere Umverteilungsmaßnahmen zu Lasten der Arbeit­
nehmer, legitimiert- im Interesse wenigstens eines politischen Teilerfolges zwar 
verständlich, deshalb aber nicht zugleich unproblematisch - letztlich jedoch den 
1994 begangenen Bruch der partitätischen Finanzierung. Aber selbst für diesen 
defensiven Vorschlag konnte die SPD keine Mehrheiten mobilisieren. Die Bun­
desregierung hat mittlerweile zwar das lnkraftsetzen der zweiten Stufe beschlos­
sen, jedoch auch betont, daß Kompensationen für noch nicht gedeckte Arbeitge­
berleistungen in Höhe von 2,5 Milliarden DM im Rahmen eines "sozialen Konso­
lidierungsprogramms" gefunden werden müßten. Dieses frühzeitig angekündigte 
Vorhaben weiteren Sozialabbaus wurde im April der Öffentlichkeit unter dem 
Schönfärberischen Titel "Programm für mehr Wachstum und Beschäftigung" mit 
einem Umfang von 25 Milliarden DM vorgestellt. Es ist zu befürchten, daß der 
Bundestag es noch im September endgültig verabschieden wird. 

Letztlich ist es egal, welche Namen die Bundesregierungen ihren Projekten ver­
leiht. für die Zukunft des Sozialstaats in der Bundesrepublik verheißen sie wenig 
Gutes. Vielmehr kündigt sich hier ein weiteres Festhalten an der angebotspoli­
tisch motivierten, in ihren Wirkungen jedoch fatalen Wirtschafts- und Sozialpolitik 
an, wie sie insbesondere seit Beginn der 80er Jahre exekutiert wird. Es ist inso­
weit auch nicht davon auszugehen, daß durchgreifende Reformen, im eigentli­
chen Sinne des Wortes, durchgesetzt werden. Für die Pflegeversicherung bedeu­
tet das, daß die beschriebenen Brüche mit bewährten Sozialversicherungsprinzi­
pien nicht behoben werden, die Pflegesicherung insoweit als "mixtum 
compositum" (Evers 1995) fortbestehen wird. Wenngleich sich ein ungezügelter 
Liberalismus bislang noch nicht vollständig durchsetzen konnte, so macht das 
SGB XI dennoch deutlich, daß wesentliche Elemente bundesdeutscher Soziai­
staatlichkeil mittlerweile als abdingbar erachtet werden. Dies zu kompensieren, ist 
Chance und Aufgabe der Bundesländer bei der Verabschiedung ergänzender 
Landespflegegesetze. Ob und inwieweit die Länder diese Herausforderung an­
nehmen, ist derzeit noch eine offene Frage. 
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Norberl Zdrowomyslaw 

Hochschulen und Transferstellen - ein Instrument 
der regionalen Wirtschaftspolitik? 

in der aktuellen Diskussion im Hinblick auf den Standort Deutschland und zur Bildungs­
und Forschungspolitik wird auch verstärkt die Rolle der Hochschulen als Faktor der Re­
gional- und Standortpolitik beleuchtet. Dabei werden die Qualifikation der Erwerbstätigen 
und der Leistungsstand der Forschung als wesentliche Faktoren der Standortqualität 
eingeschätzt. Insofern können Hochschulen und Transferstellen durchaus als Instrument 
der regionalen Wirtschaftspolitik interpretiert werden. Im folgenden wird ein 
(pragmatischer) Aufriß der Möglichkeiten einer Zusammenarbeit von Wissenschaft, Wirt­
schaft und Politik zur Stärkung einer innovationsorientierten Regional- und Strukturpolitik 
unter Einbeziehung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vorgenommen. 

Notwendigkeit regionaler Wirtschaftspolitik 

Die bisherige Entwicklung des Wettbewerbs in den neuen Bundesländern ist durch eine 
Vielzahl von Faktoren geprägt worden.' Bezogen auf die wirtschaftliche Entwicklung 
kann dabei global und verkürzt von einer "Transformationskrise" in Ostdeutschland ge­
sprochen werden. Das wirtschaftliche Ergebnis der Vereinigung lautet: Rückgang der 
Produktion und Beschäftigung - Anstieg der Einkommen und (privaten) Nachfrage. Nicht 
alle neuen Bundesländer sind allerdings in der gleichen Intensität von dieser Entwicklung 
betroffen. Als "negatives" Beispiel im Sinne von regionalen und strukturellen Wirt­
schaftsproblemen kann das Land Mecklenburg-Vorpommern angeführt werden, das man 
quasi als Krisengebiet bezeichnen kann. 

Wenn gelegentlich in den Raumordnungsberichten der Bundesregierung hervorgehoben 
worden ist, daß die gesamträumliche Struktur des Bundesgebietes im Vergleich zu den 
anderen europäischen Ländern günstig und eher ausgeglichen entwickelt ist, so beste­
hen doch heute unverkennbar große Unterschiede zwischen Nord- und Süddeutschland 
sowie zwischen einzelnen Bundesländern und vor allem einzelnen Teilregionen. Dispari­
täre räumliche Entwicklungen bedingen auch - nahezu zwangsläufig - räumliche Ein­
kommensunterschiede. 

Als zentrale regionalpolitische Aufgabe wird allgemein angesehen, ungleiche räumliche 
Entwicklungen abzuschwächen, d. h. die regionalen Strukturen zu verbessern und mög­
lichst auf eine räumlich ausgewogene Entwicklung (Wirtschaftswachstum) hinzuwirken, 
damit die "Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse" gewahrt bleibt. Gemäß dem Grundge­
setz der Bundesrepublik Deutschland sind für die regionale Wirtschaftsförderung zwar 
primär die Gemeinden (GG Artikel 28) und die Länder (GG Artikel 30) zuständig. Den­
noch kann die regionale Wirtschaftspolitik nicht völlig losgelöst vom Bund und der Euro­
päischen Union betrachtet werden. Die EU steuert durch ihre Vorgaben, die Beihilfen­
kontrollen usw. in immer stärkeren Maße die Regionalpolitik vor Ort2 Dies gilt u.a. auch 
für das Land Mecklenburg-Vorpommern, das durch eine recht einseitige Wirtschafts-

Vgl. Härte! u.a, Die Entwicklung des Wettbewerbs in den neuen Bundesländern, Baden­
Baden 1995. 

2 Siehe diesbezüglich die Ausführungen von: Hahne, U., Neuere Entwicklungen in der Regio­
nalförderung, in: Rindinger, R./Steinröx, M. (Hrsg.), Regionale Wirtschaftsförderung in der 
Praxis, Köln 1995, S. 8-30; Ridinger, R., Regionalförderung der EU und ihre Umsetzung in 
Deutschland, ebda, S. 31-48; sowie Bachtler, J.; Die Regionalpolitik der EU-Mitgliedstaaten: 
Ein Überblick, ebda, S. 49-67. 
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struktur (vor allem Schiffbauindustrie3
) und mittelständische Unternehmensstrukturen 

gekennzeichnet ist4 Vor diesem Hintergrund sind Regionalökonomie; und regionale 
Wirtschaftspolitik (-förderung) zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingun­
gen dringend erforderlich, wobei in diesem Zusammenhang in der folgenden Abhand­
lung vor allem die Bedeutung des Wissens- und Technologietransfers (Bildung, Hu­
mankapital) bezogen auf ökonomische Entwicklungsprozesse beleuchtet werden solL 

Die Rolle des Humankapitals im ökonomischen Entwicklungsprozeß 

Zu Recht wird von der Bildungsökonomie betont, daß Bildung und Qualifikation zwei 
grundlegende Faktoren der Leistungsfähigkeit von Unternehmen sowie der volkswirt­
schaftlichen Entwicklung sind6

, denn sie bestimmen zu einem wesentlichen Teil die 
Qualität der menschlichen Arbeit und sind somit Quelle der Entstehung, Verwendung 
sowie Verteilung des Reichtums einer Nation. Schwierig ist es allerdings, die Impulse des 
Humankapitals quantitativ im Hinblick auf den ökonomischen Entwicklungsprozeß im 
allgemeinen, die regionale und strukturelle Entwicklung eines Bundeslandes oder die 
strategischen Wettbewerbsvorteile eines Unternehmens im speziellen festzumachen. 

Historisch betrachtet, hat sich das Verhältnis von Bildung und wirtschaftlicher Entwick­
lung seit der industriellen Revolution am Ende des 18. Jahrhunderts ständig verändert. 
Mit den wachsenden Anforderungen an die Qualität der Arbeit erhöhten sich - wenn 
auch nicht gleichmäßig steigend gleichzeitig die Erfordernisse an Struktur und Qualität 
des Bildungswesens. Vor allen Basisinnovationen schaffen ein neues "technologisches 
Paradigma", das völlig neue Anforderungen an die Qualität des Sach- und Humankapi­
tals stellt ln Anlehnung an die Theorie der langen (Konjunktur-)Wellen von KoNORATIEFF 
befinden wir uns heute in der fünften Phase, der Informations- und Kommunikationsperi­
ode7 Die Rolle des Humankapitals hat sich im Rahmen des ökonomischen Entwick­
lungsprozesses gegenüber den vier vorhergegangenen Perioden radikal verändert. Die 
Periode der Informations- und Kommunikationstechnik erfordert einen allseitig disponi­
blen Menschen in der Arbeitswett Durch den Innovations- und Modernisierungsdruck 
steigt nicht nur der Ausbildungs-, sondern vor allem der Weiterbildungsbedarf. Weiterbil­
dung ist demzufolge aLICh als gesellschaftliche Aufgabe anzusehen. Sie gibt dem Ein­
zelnen die Möglichkeit, sein Humankapital vor der Entwertung zu bewahren und die neu 
erworbenen Kenntnisse der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. Sowohl von der indi­
viduellen als auch von der gesellschaftlichen Sichtweise her stellt Bildung einen wichti­
gen ökonomischen Faktor dar. Durch Bildung wird die Leistungs- und Wettbewerbsfä­
higkeit des Sach- und Humankapitals einer Volkswirtschaft bzw. konkret der Unterneh­
men einer Region erhöht 

Zwar ist die Wirkung des Bildungswesens auf das Bruttosozialprodukt umstritten. Nach 
wie vor ist es nicht möglich, den Beitrag des Bildungswesens zur Leistungsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft zu messen. Ohne Zweifel beansprucht einerseits ein gut ausgebautes 
Bildungswesen den Einsatz beträchtlicher materieller, humaner und finanzieller Ressour­
cen. Unbestritten ist aber andererseits auch, daß der Output an qualifizierten Mitgliedern 
in einer Gesellschaft mit einer höheren wertschaffenden Potenz einhergeht Zurecht 

3 Vgt Zdrowomyslaw, N./Spies, B-G., Sanierung in Krisenzeiten, in: Der Betriebswirt 2/1994, 
S. 27f. 

4 VgL Der Wirtschaftsminister des Landes Mecklenburg-Vorpornmern (Hrsg), Der Mittelstand in 
Mecklenburg-Vorpomrnern, Bericht der Landesregierung, Schwerin 1994; Der Wirtschafts­
minister des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Hrsg), Jahreswirtschaftsbericht Mecklen­
burg-Vorpommern 1993, Perspektiven und Ziele der Wirtschaftpolitik in Mecklenburg­
Vorpommern, Schwerin 1993. 

5 Zu den Grundlagen siehe z.B. Buttler, FJGerlach, KJLiepmann, P., Grundlagen der Regio­
nalökonomie, Reinbek bei Harnburg 1977. 

6 VgL Maler, H .. Bildungsökonomie, Stuttgart 1994. 
7 Vgl. Maler, a.a.O, S. 9-38. 



72 

weist ISSING allerdings auch auf gewisse Problemfelder der allgemeinen Förderung von 
Bildung und Forschung hin: "Ein positiver Einfluß der Förderung von Bildung und For­
schung auf das wirtschaftliche Wachstum ist statistisch nicht feststellbar. Das mag an 
der Unvollkommenheit der Bildungsindikatoren liegen, aber auch daran, daß bestimmte 
Bildungseinrichtungen Fähigkeiten vermitteln, die für das wirtschaftliche Wachstum irre­
levant sind oder sogar wachstumshemmend sein können, nämlich dann, wenn die Ab­
solventen keine Stelle finden, die ihrem Ausbildungsniveau entspricht und dann die ih­
nen übertragene Arbeit unzufrieden und schlechter ausführen als ein Arbeiter, der auf­
grund seiner geringeren Ausbildung weniger hohe Ansprüche an seinen Arbeitsplatz 
stellt."' 

Bei aller Kritik besteht jedoch weitgehende Übereinstimmung, daß hochentwickelte 
Volkswirtschaften wie die der Bundesrepublik ihre komparativen Vorteile immer mehr in 
wissensbasierten Produktionen und Diensten suchen müssen. Vor diesem Hintergrund 
besitzen die Wissenslandschaft und die Technologieinfrastruktur hohe Bedeutung im 
Hinblick auf die Weiterentwicklung einer Region. Für eine Umsetzung bedarf es jedoch 
geeigneter "wirtschaftsnaher Infrastrukturen des Technologie- und Wissenstransfer"," 
wobei es maßgeblich Aufgabe der Regionalpolitik bzw. der Regionalförderung ist, die 
Träger innerhalb der breiten Technologie- und Wissenstransferlandschaft serviceorien­
tiert zusammenzuführen und für die Unterstützung eines zielgruppenorientierten Ange­
bots zu sorgen. 

Hochschule und Transferstellen als regionaler Standortfaktor 

Es gibt eine Vielzahl von "harten" und "weichen" Standortfaktoren der Unternehmen, die 
als wichtige Zielgröße angesehen werden können, die man durch die Regionalförderung 
beeinflussen möchte. Hierzu zählen die Hochschulen und Transferstellen (vgl. Abb. 1)10 

Neben ihren eigentlichen Aufgaben der Forschung und Lehre treten Hochschulen (Unis 
und FHs) auch als Anbieter von Wissens- und Technologietransfer gegenüber Unter­
nehmen auf. Insofern wird bei der Frage nach Lösungsmöglichkeiten für die Struktur­
probleme in Mecklenburg-Vorpommern nicht zu Unrecht auch auf die Unterstützung der 
Hochschulen des Landes gebaut. Man ist sich weitgehend einig, daß wissenschaftliche 
Erkenntnisse für eine wirkungsvolle regionale Strukturpolitik förderlich sind und die zu­
künftige Entwicklung einer Region beeinflussen können. Dies kommt bundesweit da­
durch zum Ausdruck, daß das Bundesministerium für Forschung und Technologie für die 
neuen Bundesländer spezielle Programme für die Förderung von Projekten zwischen 
Hochschule und Wirtschaft aufgelegt hat. 11 Denn Hochschulen dienen bekanntlich als 
Ausbildungsstätten zur Umsetzung neuen Wissens in Qualifikationen, die insbesondere 
in den neuen Bundesländern dringend benötigt werden. 

Neben den Hochschulen hat sich in den alten Bundesländern im Bereich der Technolo­
gie- und Innovationspolitik bei den Kammern und verschiedenen anderen Trägern eine 
breite Wissens- und Technologietransferlandschaft entwickelt, wobei sich "als wichtige 
Kristallisationspunkte zur Zusammenführung dieser Infrastrukturen" die Technologiezen­
tren herausgestellt haben." Technologie- und Gründerzentren (GTZ) in ihren zahlreichen 
sprachlichen Varianten gehören heute in Deutschland zu den populärsten Instrumenten 

8 Dürr. E., Wachstumspolitik, in: lssing, 0., Allgemeine Wirtschaftspolitik, München 1982, 
S. 94. 

9 Hahne, a.a.O, S. 28. 
10 Standortfaktoren, ergänzt um Transferstellen. nach Hahne, a.a.O .. S. 15. 
11 Siehe hierzu: Bundesanzeiger vom 11. Januar 1994, Nr. 6., S. 146-147. 
12 Hahne, a.a.O., S. 28. 
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der Wirtschafts- und Technologieförderung auf kommunaler Ebene.'·' Technologie­
TransferstelJen sind an Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Instituten sowie bei 
Kammern und Verbänden unter unterschiedlichen Namen anzutreffen, wobei der Prozeß 
des Technologietransfers vom kommunikativen Beziehungsgeflecht - sprich Umsystem 
der Technologie-TransferstelJen- abhängt (vgL Abbildung 2) 14

• Ein zentrales Motiv für die 
Einrichtung eines institutionalisierten Technologietransfers- auch in den neuen Bundes­
ländern - ist die Stärkung der Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der kleineren und 
mittleren Unternehmen (KMU). Ausdruck hierfür sind beispielsweise die vom Bundesmi­
nisterium für Wirtschaft durch Ansehubfinanzierung geförderten "Agenturen für Techno­
logietransfer und Innovationsförderung (ATI)", die in den Jahren 1991-93 in allen neuen 
Bundesländern an verschiedenen Standorten installiert wurden. ln Mecklenburg­
Vorpommem befinden sich derartige Agenturen in Greifswald, Neubrandenburg, Rostock 
und Schwerin. Als Dienstleister für die Unternehmen der Region, als Unterstützende der 
regionalen Strukturpolitik und Mittler des Technologie-, aber auch des Wissenstransfers 
haben die A Tl u.a. folgende Aufgaben 15

: 

~ Information und Beratung über neue Technologien und Märkte, über Management, 
Finanzierung und Qualifizierung, 

~ Projektberatung und -betreuung. 
Beratungs- und Unterstützungsleistungen zu Fördermaßnahmen der EU, des Bundes 
und des Landes Mecklenburg-Vorpommern, 

- Begutachtung der Technologieförderanträge, die an das Wirtschaftsministerium ge-
stellt werden. 

Die Hochschulen werden seitens der Politikverantwortlichen aufgefordert, ihr Wissen­
schafts- und Innovationspotential zum Nutzen der Region Mecklenburg-Vorpommern 
einzusetzen. Dies kommt auch in der Koalitionsvereinbarung des Landes Mecklenburg­
Vorpommern zum Ausdruck, in der u. a. zu lesen ist: "Die Förderung von hochschulna­
hen Forschungszentren sieht die Landesregierung als ein zentrales Element der For­
schungs- und Technologiepolitik an. Sie sollen Hochschulforschung für den Struktur­
wandel der Wirtschaft Mecklenburg-Vorpommerns nutzbar machen und umgekehrt Die 
Landesregierung unterstützt die Ausgründung von marktfähigen Instituten." 

Es gibt neben den ATis in Mecklenburg-Vorpommern einige "Stellen" bzw. "Vereini­
gungen", die sich mit der Optimierung von Transferleistungen befassen. Hierzu zählen 
die Technologiebeauftragten der Hochschulen und der Industrie- und Handelskammern, 
Transferanlaufstellen im Kultus- (Referat 390: Forschungsförderung/außeruniversitäre 
Forschung") und im Wirtschaftsministerium (Referat 130: "Technologie- und lnnovati­
onspolitik"), Technologiezentren, der 1992 auf Initiative der Unternehmerverbände des 
Landes gegründete "Arbeitskreis Hochschule/Wirtschaft", der 1993 gegründete Verein 
"Arbeitsgemeinschaft Forschungs- und Technologietransfer der Hochschulen des Lan­
des M-V e.V." und schließlich die 1994 gegründete "lnnovationsagentur des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern e.V.". Letztere ist in einer gemeinsamen Aktion des Wirt­
schafts- und des Kultusministeriums, der Hochschulen des Landes, der Kammern, der 
Unternehmerverbände sowie den Technologiezentren als Kommunikationsort ins Leben 
gerufen worden. Durch die Bildung von fachspezifischen Arbeitskreisen soll der Informa­
tionsaustausch zwischen Wirtschaft und Wissenschaft effizienter gestaltet werden. Sei­
tens der Landesregierung erhofft man sich aus der Arbeit dieser Facharbeitskreise 
Empfehlungen für die Förderpolitik und ihre Schwerpunkte, Vorschläge für erforderliche 

13 Vgl. Sternberg, R, Technologie- und Gründerzentren als Instrument kommunaler Wirt­
schafts- und Technologleförderung, in: Rindinger, R./Steinröx, M. (Hrsg.); Regionale Wirt­
schaftsförderung in der Praxis, Köln 1995, S. 201-224. 

14 Bittermann, U./Poppenheger, B., Technologietransfer. in: Dieterle. W./Winckler, E., Grün­
dungsplanungund Gründungsfinanzierung, 2. Aufl., München 1995. s. 129. 

15 Vgl. ATI-Küste/Agentur für Technologietransfer und Innovationsförderung Küste GmbH, 
Selbstdarstellungs-Broschüre, Rostock/Greifswald 1993. 
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Gutachten und Rat bei der weiteren Verbesserung der Forschungs- und Entwicklungs­
landschaft 

Wie z.B. Darlegungen im Hinblick auf das "lnnovationsförderungs- und Technologie­
transfer-Zentrum der Hochschulen des Ruhrgebiets" (ITZ) zeigen, das am 1. April 1980 
unter Beteiligung der Universitäten Bochum, Dortmund, Duisburg GH und Essen GH 
sowie der Fachhochschulen Bochum und Dortmund als Modell-Versuch gestartet wur­
de"', stellen sich Erfolge einer neuorientierten Politik des Wissens- und Technologie­
transfers für die Lösung der Strukturprobleme eines Landes nicht innerhalb kürzester 
Zeit ein und sind schwer zu quantifizieren, also stehen entsprechende Initiativen zu­
nächst auf dem Prüfstand. Auch wenn der Nutzen unterschiedlich eingeschätzt wird. 
scheint man sich in Wissenschaft und Praxis weitgehend einig zu sein, daß eine regiona­
le Innovations- und Transferpolitik dazu beitragen kann, Strukturprobleme zu lösen. 

So kommen BITTERMANN/POPPENHEGGER in ihrer Analyse bezogen auf Transferstellen 
zu der weitgehend positiven Einschätzung: "Der institutionalisierte Technologietransfer 
hat sich als ein geeignetes Instrument erwiesen, um die Zusammenarbeit zwischen Wis­
senschaft und Wirtschaft zu verbessern sowie neue Impulse zu geben. Es soll 
nicht verschwiegen werden, daß in manchen Bereichen die Effektivität und 
höher sein könnten; die Gründe hierfür sind ... vor allem Abstimmungs- und Kommunika­
tionsprobleme. "17 

Rahmenbedingungen zur Optimierung von Transferleistungen 

Wenn die Effektivität und Effizienz der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft möglichst optimal sein soll, müssen zunächst entsprechende Rahmenbedin­
gungen vorherrschen, damit entsprechende Instrumente ihre Wirkung nicht verfehlen. 
Hierzu gehören sowohl institutionelle Voraussetzungen, die u. a. mit Unterstützung 
staatlicher Träger geschaffen werden können, als auch atmosphärische Kommunikati­
onsgrundlagen. Solide Zusammenarbeit basiert vor allem auf einer partnerschaftliehen 
Kommunikation mit der Überzeugung, daß beide Seiten aus ihr einen (materiellen oder 
immateriellen) Nutzen ziehen können. Dieser Aspekt sei anhand eines konkreten Bei­
spiels der Fachhochschule Siralsund verdeutlicht. Angesichts der Erkenntnis der Wich­
tigkeit einer personen- und sachbezogenen Kommunikation wurden beispielsweise sei­
tens einiger Professorenfinnen sowie sonstiger Mitglieder der Fachhochschule Siralsund 
zunächst im ersten Schritt Kenneniern-Gespräche mit dem Vorstand der Stralsunder 
Mittelstandsvereinigung e. V. (parteienunabhängige Vereinigung) in lockerer Atmosphäre 
geführt. Als zweiter Schritt folgte im Herbst 1994 eine gemeinsame Veranstaltung im 
größeren Rahmen an der Fachhochschule, zu der die Mitglieder der Mittelstandsvereini­
gung sowie die Hochschullehrer/innen, Studierenden und sonstige Mitarbeiter der Hoch­
schule eingeladen wurden, mit dem Ziel des persönlichen Kennenlernens und des Pro­
blemaustausches. Am 10. Mai 1995 wurde an der Fachhochschule Siralsund das Forum 
"Wissenschaft, Wirtschaft und Verwaltung in der Region Stralsund" durchgeführt, an 
dem neben Vertretern der Hochschule und Wirtschaft auch Vertreter der Politik (Landes­
und Reginalpolitiker) teilnahmen. Aus einem Dialog ist somit ein Trialog (Wissenschaft, 
Hochschule und Verwaltung bzw. Politik) geworden. Mit dieser Vorgehensweise ist die 

16 Vgl. Meyer-Dohm, P.!Tokarski, W., Regionale Innovations- und Transferpolitik. Möglichkeiten 
einer innovationsorientierten Regionalpolitik für das Ruhrgebiet, in: Wirtschaftsdienst XI/ 
1980, S. 558-565. Zur Forschungsstruktureinschätzung im Ruhrgebiet vgl. auch Klemmer, P ., 
Ökonomische und politische Ausgangsbedingungen für einen forschungsgestützten Struktur­
wandel im Ruhrgebiet, in: Hans-Böckler-Stifung (Hrsg.). Forschung und Entwicklung als Fra­
ge von Innovation und Strukturwandel im Ruhrgebiet, Graue Reihe Band 23, Düsseldorf 
1990, S. 15-19. 

17 Bittermann/Poppenhegger, a.a.O., S. 140. 
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Basis gelegt worden, auf der die personenbezogene Zusammenarbeit vertieft und die 
sachbezogene aufgebaut werden konnte. 

Zu Recht betont AHLERS, daß Unternehmen und sonstige Organisationen gewöhnlich nur 
unter bestimmten Voraussetzungen Kontakte zu Hochschulen knüpfen. Von zentraler 
Bedeutung im Rahmen von Kooperationsbestrebungen sind folgende drei Kooperati­
onsprämissen, die untereinander enge Interdependenzen aufweisen: 
1. kooperationsfreundliches Klima, 
2. Beitrag von Hochschulkontakten zum Unternehmenserfolg, 
3. Wertekonsens der Beteiligten bei Kooperationen.18 

Je mehr einerseits die Hochschulen die Bedürfnisse der regionalen Wirtschaft im Rah­
men der Lehre und Forschung berücksichtigen können und andererseits die Unterneh­
men und sonstigen Organisationen eine realistische Vorstellung vom Aufbau und den 
Aufgaben einer Hochschule haben, desto eher können Erwartungshaltungen erfüllt wer­
den und sich Hochschulen zu einem echten Standortfaktor einer Region entwickeln und 
die wirtschaftliche Entwicklung positiv mitprägen. 19 Dies ist aber zum einen nicht von 
heute auf morgen zu realisieren, und zum anderen bedarf es hierfür entsprechender 
organisatorischer Rahmenbedingungen, z.B. der Schaffung von Praktikumszentren 
(Praktikantenamt) sowie von Technologie- und lnformationstransferstellen. Soll sich die 
Kommunikation nicht auf einzelne Personen oder Gruppen beschränken und langfristi­
gen, strukturellen Bestand haben, so sind solche Kontakt- bzw. Koordinationsstellen 
zwingend notwendig, dürfen allerdings nicht zu bürokratischen Verwaltungsstellen ver­
kommen. Sowohl die Qualität der Ausbildung als auch die des Technologie- und Infor­
mationstransfers hängen maßgeblich von der Kontinuität und Solidität der Zusammenar­
beit der drei Partner Hochschule, Wirtschaft und Staat ab. Die partnerschaftliehe Bezie­
hung zwischen Hochschule und Wirtschaft darf allerdings nicht so weit gehen, daß es zu 
einer Interessenidentität kommt Die Autonomie aller beteiligten Partner muß gewahrt 
bleiben. 

Instrumente und Profiteure der Zusammenarbeit Hochschule und 
Wirtschaft 

Der Nutzen einer konstruktiven Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Wirtschaft 
spezieller mit einzelnen Unternehmen oder sonstigen Organisationen - drückt sich letzt­
lich in den Komponenten Wissens- und Technologietransfer sowie Personaltindung aus. 
Die Hochschule kann auch als externer Informationslieferant für die eigene Organisation 
(Unternehmen und sonstige Institutionen) betrachtet werden. 20 Unternehmen benötigen 
neuesie Informationen und Technologie sowie qualifiziertes Personal, um wettbewerbs­
fähig zu bleiben. Allerdings sollte nicht übersehen werden, daß gelegentlich, insbeson­
dere bei kleineren und mittleren Unternehmen, "Berührungsängste" im Hinblick auf wis­
senschaftliche Institutionen bestehen. Um einen soliden Status der Kooperation zu errei­
chen, müssen deshalb oftmals zunächst bestehende Schranken (z.B. Abbau von 
Ängsten, Verdeutlichen abweichender und gemeinsamer Interessen) geöffnet und ent­
sprechende Rahmenbedingungen geschaffen werden (z.B. Formulierung gemeinsamer 
Ziele, Aufbau persönlicher Kontakte). Dies bedeutet: Zum einen muß die Atmosphäre 
stimmen, und zum anderen müssen beide Seiten, also die Partner in der Wechselbezie­
hung, sich einen materiellen oder immateriellen Nutzen von der Zusammenarbeit ver­
sprechen. Was kann gemacht werden, um eine entsprechende Partnerschaft auf- und 
auszubauen? 

18 VgL Ahlers, F., Strategische Nachwuchskräfterekrutierung über Hochschulkontakte, Mün­
chen/Mering 1994, S. 40. 

19 VgL Zdrowomyslaw, NJRethmeier, 8., Leitfaden für Hochschulinteressierte, Fachhochschule, 
Wirtschaft und Staat im Aus- und Weiterbildungsverbund, Milow j 995. 

20 Ebenda. 
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Die Möglichkeiten seitens der Unternehmen und sonstigen Organisationen, Kontakte zu 
Hochschulen aufzubauen und zu halten, um Wissens- und Technologietransfer zu be­
treiben und letztlich qualifizierte Fach- und Führungskräfte zu rekrutieren, sind vielfältig.21 

Neben der Vergabe von Praktikaplätzen und Diplomarbeiten sowie Personaltransfer im 
allgemeinen dürfte vor allem die Zusammenarbeit auf der Aus- und Weiterbildungsebene 
zukünftig noch an Bedeutung zunehmen. 

Für Betriebe bedeutet nämlich Aus- und Weiterbildung Zukunftssicherung des Unter­
nehmens. Die Organisation der Weiterbildung und Personalentwicklung ist dabei als 
wesentliche Aufgabe der Unternehmensführung zu sehen. Angesichts der raschen wis­
senschaftlichen und wirtschaftlichen, technologischen und gesellschaftlichen Verände­
rungen erlangt neben Auffrischungs- bzw. Schnellkursen nach dem Studium sowie sog. 
Brückenkursen vor allem eine systematische berufsbezogene Weiterbildung sowohl für 
die Unternehmen als auch für die Arbeitnehmer stärkere Bedeutung. Die berufsbezoge­
ne wissenschaftliche Weiterbildung (Weiterbildung für den Beruf und L d. R. während 
der Berufstätigkeit) kann ein Aufgabenfeld gemeinsamer Interessen von Hochschulen 
und Wirtschaft sein, wobei auch dieses Feld Partnerschaft, Freiwilligkeit und Unabhän­
gigkeit prägen müssen. Die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände sieht in einer 
solchen Zusammenarbeit auch für die Hochschulen viele Vorteile. 22 

Die Aktivitäten auf der Aus- und Weiterbildungsebene entwickeln sich zusehends. Mitt­
lerweile gibt es schon eine Reihe von Initiativen auf diesem Sektor der Kooperation von 
Wissenschaft und Wirtschaft Der Phantasie sind keine Grenzen gesetzt, so daß das 
Spektrum von Seminar bis zu Teilzeitstudium reicht Die Konzepte der Hochschulen sind 
nach Dauer, Finanzierung und dem Grad der Nähe zu den Kooperationspartnern (z. B. 
Unternehmen, IHK's, Arbeitgeberverbände) unterschiedlich23 Es ist zu erwarten, daß 
sich in den nächsten Jahren die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Aus- und Weiter­
bildung erweitert und stabilisiert und daß "duale Studiengänge" das Bild der Hochschu­
len stärker prägen werden. 

Hemmnisse für eine Zusammenarbeit 

Es dürfte kaum bezweifelt werden, daß die Kooperation von Wissenschaft und Wirt­
schaft beiden Seiten nützen kann. Allerdings sollte hierbei nicht übersehen werden, daß 
Wissens- und Technologietransfer oft zufallsbedingt sind, unsystematisch verlaufen und 
sich traditionell in Form einzelner Kontakte von Professoren/innen zu Unternehmen voll­
ziehen. Außerdem kommen Kooperationen zwischen Hochschulen und Unternehmen oft 
nicht zustande, weil es eine Reihe von Hindernissen und Hemmnissen gibt Grundsätz­
lich kann für beide Seiten festgehalten werden: Man weiß zu wenig voneinander, spricht 
unterschiedliche Sprachen, hegt zum Teil unerfüllbare Erwartungen und kennt zu wenig 
die Handlungsvorgaben des anderen. Gewöhnlich fehlt es auch auf beiden Seiten an 
einer ausreichenden Infrastruktur, die alle an der Zusammenarbeit Interessierten gleich­
berechtigt zusammenbringt Die Ergebnisse von Schwachstellenanalysen bezogen auf 
Transferleistungen machen deutlich, daß innerhalb des Transferprozesses erhebliche 

21 Ausführlicher zu den Instrumenten im einzelnen siehe: Zdrowomyslaw, NJRethmeier, B., 
Hochschule und Wirtschaft: Instrumente für eine Zusammenarbeit, in: Wirtschaft im IHK Be­
zirk Rosteck 2/1995, S. 7f., sowie Zdrowomyslaw, N./Rethmeier, B.; Leitfaden für Hochschu­
linleressierte, Fachhochschule, Wirtschaft und Staat im Aus- und Weiterbildungsverbund, 
Milow 1995. 

22 VgL Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (Hrsg.), Hochschule, Wirtschaft, 
Berufsbezogene wissenschaftliche Weiterbildung als Aufgabe, Erklärung der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz und der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, o.O., 
April1989, S. 10. 

23 VgL Konegen-Grenier, Ch./Schlaffke, W. (Hrsg.)., Praxisbezug und soziale Kompetenz, 
Hochschule und Wirtschaft im Dialog, Kölner Texte & Thesen Nr. 20, hrsg. vom Institut der 
deutschen Wirtschaft, Köln 1994. 
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Hemmnisse auftreten können. Die Hemmnisse im Bereich des Wissens- und Technolo­
gietransfers werden seitens der Hochschule und Wirtschaft ähnlich eingeschätzt. Insge­
samt ergab die Bestandsaufnahme für Harnburg und Berlin - die auch auf andere Bun­
desländer übertragbar sein dürfte - schwerpunktmäßig folgende Ergebnisse: 

Es gibt eine erhebliche Diskrepanz zwischen den Vorstellungen der Professo­
ren/innen vom Bedarf der Unternehmen und den tatsächlichen Wünschen der Unter­
nehmen. 

- Auf Seiten der Wirtschaft existieren erhebliche Schwierigkeiten, sich in die Denk- und 
Argumentationswelt der Professoren/innen einzufinden und ihnen die Problemstellun­
gen der Praxis zu verdeutlichen. 

- Die Transferstellen geben nur begrenzt Hilfestellungen. 
- Die Fähigkeit und Bereitschaft der Professoren/innen zur Zusammenarbeit mit der 

Wirtschaft wird von der Wirtschaft häufig bezweifelt. Den Professoren/innen wird oft 
eine mangelnde Praxisnähe unterstellt. 
Ein immer wieder angesprochenes Problem betrifft die Geheimhaltung der zu Studi­
enzwecken bereitgestellten, aktuellen firmeninternen Daten. 
ln den Unternehmen wird oftmals der Zeitaufwand eines Projektes insgesamt unter­
schätzt. Die unterschiedliche Arbeitsweise der Partner wird hier deutlich. Die in den 
Unternehmen pragmatisch und teilweise unter Zeitdruck getroffenen Entscheidungen 
sind nicht ohne weiteres mit den Interessen der Professoren/innen an einer wissen­
schaftlichen Vergehensweise in Einklang zu bringen. 
Grundsätzlich werden Transferprozesse als zu teuer und aufwendig betrachtet. 
Vielfach ist die Erwartung nach kurzfristig realisierbaren Erfolgen bzw. Ergebnissen 
sowohl bei den Professoren/innen als auch in den Unternehmen zu hoch und führt zu 
Enttäuschungen. 24 

Nach AHLERS können die Hemmnisse eingeteilt werden in: rechtlich-administrative 
Hemmnisse, ressourcenbezogene Gründe, Interessen- und einstellungsbezogene Grün­
de und die Art der lnformationspolitik25 Die Hemmnisse sind aber allemal überwindbarer 
und wie dargelegt gibt es zahlreiche Instrumente, eine solide Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft auf- und auszubauen. 

Kooperationsverbund zur Erhöhung des Know-how-Transfers 

Wie kurz dargelegt, behindern das Fehlen systematisch ausgebauter persönlicher Kon­
takte und geeigneter Informations- und Kommunikationswege sowie der Mangel an 
Selbstdarstellung der Hochschulen die Zusammenarbeit und verleihen ihr oftmals den 
Charakter des Zufälligen. 

Die Anbahnung und Pflege von Kontakten wie auch die Feststellung der Unternehmeri­
schen Erfordernisse und der Potentiale der Hochschulen sind ein kontinuierlicher Pro­
zeß. Er kann nur gelingen, wenn auf beiden Seiten entsprechende Institutionen beste­
hen und kompetente Ansprechpartner die Kooperation mit Leben erfüllen. Dabei kommt -
sicherlich bei Fachhochschulen in stärkerem Maße als bei Universitäten - dem regiona­
len Bezug eine besondere Bedeutung zu. Informationstransparenz auf beiden Seiten ist 
eine weitere wichtige Voraussetzung für eine systematische, auf Dauer angelegte Zu­
sammenarbeit. Dies bedeutet, daß vor allem die Hochschulen eine gute (informative) 
Öffentlichkeitsarbeit nach außen und innen betreiben müssen. Zum einen müssen die 
Unternehmen das Leistungsangebot sowie die Möglichkeiten und Grenzen einer Zu­
sammenarbeit kennen, und zum anderen müssen sich alle Hochschulangehörigen als 
Dienstleister verstehen. 

24 Vgl. Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), Schriftenreihe zu Bildung und 
Wissenschaft 83, Förderung der Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Wirtschaft, Ab­
schlußbericht, Bonn, August 1989, S. 26 und 102 f. 

25 Vgl. Ahlers, aa.O., S. 36-39. 
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Letztlich reicht aber der Dialog zwischen einzelnen Unternehmen und der Hochschule für 
die Optimierung des Wissens- und Technologietransfers nicht aus. Die Verbesserung 
der Transparenz und des Zugangs für kleine und mittlere Unternehmen erfordert über 
vorhandene Verflechtungen und sporadische Aktionen hinaus eine Infrastruktur, die alle 
an der Zusammenarbeit Interessierten gleichberechtigt zusammenführt. Dies kann durch 
die Einrichtung eines Kooperationsverbundes geschehen, an dem neben den Hochschu­
len und Unternehmen auch Bildungswerke, Karnmern, Wirtschaftsverbände, Gewerk­
schaften, Behörden und Ministerien sowie private Anbieter von Beratungs- und Weiter­
bildungsleistungen, soweit sie betroffen sind, beteiligt werden. Geographisch betrachtet 
sollte ein Kooperationsverbund diejenigen Regionen bzw. Kooperationspartner umfas­
sen, die sich im Hinblick auf Hochschul- und Wirtschaftsstrukturen sinnvoll zusammen­
fassen lassen (vgl. Abbildung 3). Prinzipiell können Kooperationsverbunde dazu beitra­
gen, die Kommunikationsnetze zwischen den zahlreichen Akteuren in der Region zu 
stärken und ein positives Innovationsklima zu schaffen. 

Fazit 

Angesichts der bestehenden Strukturprobleme Mecklenburg-Vorpommer~s werden un­
terschiedliche Möglichkeiten bzw. Instrumente einer innovativen Regionalpolitik zur Ge­
gensteuerung der Strukturprobleme diskutiert. Grundsätzlich können auch Hochschulen 
und Transferstellen "Instrument" einer Regional- und Strukturpolitik sein, wobei man sich 
im Lande durchaus bewußt ist, daß zur Lösung der Strukturprobleme ein Maßnahmen­
bündel erforderlich ist. Anders ausgedrückt: Es wird auch auf das Innovations- und Wis­
senspotential der Hochschulen des Landes gesetzt. Es wird davon ausgegangen, daß 
Innovations- und Transferprozesse zwischen Hochschule und Wirtschaft- gestützt durch 
eine entsprechende Wissens- und Transferinfrastruktur- dazu beitragen können, mittel­
und langfristig Strukturverbesserungen für die Problemregion zu bewirken. Mit der Politik 
der Etablierung von Transferstellen und -verbunden erhofft man sich, die Innovationsfä­
higkeit der in der Region relevanten Gruppen zu erhöhen und somit die quantitativen und 
qualitativen Wachstumsziele zu fördern. 

Abschließend sei betont: Zwar gibt es, wie dargelegt, zahlreiche Möglichkeiten, um inno­
vative Prozesse in der Wirtschaft durch eine engere Zusammenarbeit zwischen Hoch­
schulen, Wirtschaft und Politik zu fördern. Man sollte aber hierbei keineswegs die 
Hemmnisse übersehen und darauf achten, daß es nicht zu einer Abhängigkeit der Hoch­
schulen von der Wirtschaft im Sinne einer "Handlangerschaft" kommt. 
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Anhang: 

Abbildung 1 

Standortfaktoren 

Standortfaktoren für die Wirtschaft 

I 
Harte standorlfaktoren 

• Lage zu den Bezugs- und Absatzmärkten 
• Verkehrsanbindung 

(Straße, Schiene, Wasser, Luft) 
• Arbeitsmarkt (quantitativ, qualitativ) 
• Flächenangebot 
o Energie- und Umweltkosten 
• Lokale AbgalJe-n, 
o Förderangebote 
• Branchenkontakte 
o Kommunikations- und Kooperations-

möglichkeiten 
• Umweltschutzauflagen 
• Hochschulen/Forschung 
• Transferstellen 

Abbildung 2 

I 
Wfllche standorlfaktorfln 

1-- Welche unternehmensbezogene Faktoren 
• Wirtschaftsklima lokal/regional 
• Wirtschaftsklima Land 
• Image Betriebsstandort 
• Stadt/Regionsimage 
• Karrieremöglichkeiten 
• Innovatives Milieu der Region 

'-Welche personenbezogene Faktoren 
• Wohnsn/Wohnumfeld 
• Umweltqualität 
• Schulen/Ausbildung 
• Soziale Infrastruktur 
• Freizeitwert 
• Reiz der Region 
• Reiz der Stadt 
• Hochkultur 
• 'Kiein-'kultur 
o Beschaulichkeit 

Umsystem der Technologie-Transferstellen 

IHKs 

Behörden 

Berater 

Bundesanstalten 

nationale 
Institutionen 

internationale 
Institutionen 
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MEMO-FORUM 
Zirkular der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 

Sonderheft Nr. 2, Februar 1986 (82 S.) 
1 0 Jahre Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik 
-Erfahrungen, Wirkungen, Aufgaben-

Nr. 9, Oktober 1986 (88 S.) 
Stellungnahme: Die Werften haben eine 
Zukunft- Alternativen zum Arbeitsplatzabbau 

' Schwerpunktthema: Sozialpolitik 

Nr. 10, Dezember 1986 (72 S.) 
• Sondermemorandum- Vor dem Abschwung: 

Schönfärberei und wirtschaflspoiitisches Versagen 
Weilerhin Vorrangfürdie militärische Aufrüstung 
Wirtschaftsrecht in der ökonomischen Krise 

• Alles wieder im Lot?- Anmerkungen zum West· 
Berliner ,,Wirtschaftswunder" 

Nr. 12, August 1988 (112 S.) 
Schwerpunktthema: Entwicklungsperspektiven 
der Landwirtschaft 

Nr. 13, Oktober 1988 (112 S.) 
Sondermemorandum- Schuldenerlaß statt 
Erpressung 
Stellungnahme zum Zweiten Schiffsregister 

' Die Macht der Elektrizitätsunternehmen 
* Markt und Staat in Europa 

Europäische Währung und Zentralbank 

Nr. 14, September1989 (80S.) 
* Entwicklung der ökologischen und sozialen Folge­

kosten des Wirtscha!tens in der BRD 
Stellungnahme zur Abschaffung der 'Quellensteuer' 
Ansätze inlerventionistischer Politik in der deutschen 
Finanzwissenschaft des 19. und 20. Jahrhunderts 
Automobilindustrie und Freihandel- ein Mythos 
Speku lalionskapitalism us oder Produktivkraftschub? 

Sonderband 1, Jan. 1990 (330 S.) DM 14,­
leme der Wirtschaftspolitik" 

posiums an der Wirtschafts-

Nr. 16, Mai 1990 (96 S.) 
' Sondermemorandum- Sozial-ökologisches 

Sofortprogramm: Risiken der deutsch-deutschen 
Währungsunion auffangen 
"Stadtwerke der Zukunft"- am Beispiel Bremen 

Nr. 17, Mai 1991 (112 S.) 
Schwerpunktthema: Von. der Mitbestimmung zur 
Wirtschaftsdemokratie- Okologisierung und 
Demokratisierung der Unternehmensverfassung 
Individuelle Bewältigung von Massenarbeitslosigkeit 
in der ehemaligen DDR 
Gewinnentstehung im Aufschwung 

Nr.18,November1991 (96S.) 
• Schwerpunktthema: Soziale Lage und Sozialpoli(ik 

in den neuen Bundesländern 
Konzepte der Treuhandanstalt für die Chemie· 
industrieder Region HalletBitterfeld 
Probleme der Konsolidierung der Stahlindustrie 
in den neuen Bundeslandern 
Deregulierung der Arbeitsmärkte 

Nr. 19, Juni 1992 (1 04 S.) 
* Die Kosten der Liquidation- Am Beispiel eines 

ChemnilzerWerkzeugmaschinen-Unternehmens 
Treuhand: Entschlossen sanieren! 
Der Gewinn- eine zentrale, aber nicht eindeutig 
bestimmbare Wertgröße 
Die neue DebatteumVermögensbildunginArbeit­
nehmerhand: Investivlöhne 
Programm EG '99:Ziele und Stufen zur Europäischen 
Wirtschafts· und Währungsunion (f0NWU) 

Nr. 20, Juni 1993 (93 S.) 
* Zukunft des ländlichen Raumes in den neuen 

Bundesländern 
Strukturerneuerung und Beschäftigungsförderung 
durch Beschäftigungsgesellschaften 
Wirtschaftspolitik zwischen Modernisierung und 
Konsolidierung 
Gesundheitsstrukturgesetz und Umverteilung 

' Einheil ohne Umbau? 
Arbeitszeitverkürzung 

Nr.21, Mai 1994 (101 S.) 
* Dokumentation der Beiträge an läßlich der Arbeits­

tagung rnit dem Österreichischen BEIGEWUM 
* Neues vorn absurden Theater Stahl 

S~e~~lbl~s~th~e~il:fur :~~o~~der politische Steuerung? lik 
sekuranz und der europäische 

Stand•ort<leba!le in Spanien 

Nr. 22, November 1994 (104 S.) 
' Schwerpunktthema: Entwicklungstendenzen in 

den neuen Bundesländern 
Gibt es einen Aufschwung Ost in der Industrie? 
Ostdeutsche Frauen 5 Jahre danach 

• Wohnungspolitik 
Entwicklung des ländlichen Raums und der 
Landwirtschaft 

* Arbeitsmarktpolitik 

Nr. 23, September 1995 (1 02 S.) 
• Schwerpunktthema: Internationalisierung 

und alternative Außenwirtschaftspolitik 

Nr. 24, September 1996 (88 S.) 
• Sondermemorandum­

Beschäftigungspolitik statt Sparritual 

Einzelheft bis Heft Nr. 14 jeweils DM 3,-; ab Heft Nr. 15 jeweils DM 4,-. Zu bestellen bzw. abonnieren bei: 
ARBEITSGRUPPE ALTERNATIVE WIRTSCHAFTSPOLITIK Postlach 330447,28334 Bremen 
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